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Vor rund 100 Jahren, genauer gesagt am 1. November 
1920, erschien die erste Ausgabe des „Sozialer Fortschritt“, 
heutiges Verbandsorgan des Luxemburgischen Christlichen 
Gewerkschaftsbundes. Die nachfolgenden vier Artikel im 
damaligen Layout zeigen nicht nur wie es dazu kam, son-
dern geben auch den damaligen Zeitgeist wider. 

Am 19. Juni 1920 wurde in der holländischen 
Residenzstadt Haag die christliche Internationale ge-
gründet. Nach mehrtägigen eingehenden Verhand-
lungen beschlossen die berufenen Vertreter der auf 
dem Boden der christlichen Grundsätze stehenden 
Arbeiterorganisationen fast aller Länder Europas, 
sich zu einem internationalen Bunde zusammenzu-
tun, um ihre Prinzipien und Ideale zu verteidigen. 
Namentlich wollte und konnte man die Lösung der 
gewaltigen Probleme, die sich nach dem Weltkriege 
für die Arbeiterschaft aller Länder stellen, nicht dem 
radikal-umstürzlerischen Treiben der roten Internati-
onale überlassen. Die im Haag vertretenen Arbeiter-
organisationen wollten durch ihren Zusammenschluß 
den Standpunkt jener ungeheuer weiten Kreise der 
vernünftigen Arbeiterschaft zur Geltung bringen, die 
das Heil der arbeitenden Klassen nicht im bolsche-
wistischen Umsturz und Klassenkampf zu erblicken 
vermögen, sondern in der gesetzlichen Erkämpfung 
der Rechte und Ansprüche der Arbeiterschaft.

Auf die Gründung der christlichen Internationale 
im Haag, die bei ihrem Zusammenschluß bereits 3 
367 400 Mitglieder zählte, richtete sich sofort auch 
die Aufmerksamkeit der luxemburgischen Arbeiter-
schaft und zwar infolge der Zustände, die sich bei 
uns auf dem gewerkschaftlichen Gebiete herausge-
stellt hatten. Im Luxemburger Lande hatte erst der 
Weltkrieg den Gewerkschaftsgedanken aufkommen 
lassen, der sodann in der Gründung von neutralen 
Gewerkschaften seinen Niederschlag fand. Anfangs 
wurde die Gewerkschaftsbewegung ehrlich-neutral 
durchgeführt und aus allen, auch den katholischen 
Arbeiterkreisen erhielt sie anstandslos Zuzug.

Aber plötzlich stürzten sich auf sozialistischen 
Parteiruf die Sozialdemokraten auf den blühenden 
neutralen Verband, um ihn für ihre revolutionären 
Umsturzzwecke zu mißbrauchen. Was uns allen ein 
Ideal war, wurde uns von Verführern geraubt. Die 
frohe Einigkeit, welche der junge Verband unter der 
Arbeiterschaft hergestellt hatte, wurde von den so-

An die Luxemburger Arbeiterwelt
zialistischen Einbrechern mit roher Hand zerstört. 
Das machthungrige terroristische Treiben, das von 
dieser Stunde seitens der Sozialisten einsetzte, riß 
einen klaffenden Spalt in die kaum geeinigte Arbei-
terschaft. Die luxemburgischen Arbeiter, die weder 
revolutionär noch terroristisch vorgehen wollen, 
empfanden mit jedem Tage schwerer den Zwang, 
ihre moralische und finanzielle Unterstützung einer 
Bewegung angedeihen lassen zu müssen, die fort-
während ihren innersten Ueberzeugungen Gewalt an-
tat, einer Bewegung, die längst nicht mehr das war, 
als was sie sie bei ihrem Eintritt begrüßt hatten,  
einer Bewegung, die nur mehr als Deckmantel zu 
geheimem politischen Wühlereien dient und letzten 
Endes gegen die Arbeiterschaft ausschlagen wird.

Die vernünftig denkende luxemburgische Arbei-
terschaft begrüßte daher die Gründung der christ-
lichen Internationale im Haag. Und nachdem die So-
zialisten es fertig gebracht hatten, den ursprünglich 
neutralen luxemburgischen Berg- und Hüttenarbeiter-
verband an die umstürzlerische rote Internationale 
anzuschließen, riefen unzählige von den Sozialisten 
irregeführte luxemburger Arbeiter nach einer Bun-
desbrüderschaft mit ihren Kameraden der christli-
chen Internationale, die allein dem verhängnisvollen 
Treiben der roten Internationale nachhaltigen Wider-
stand zu bieten vermag, unter gleichzeitiger wirksa-
mer Verteidigung der gewerkschaftlichen Interessen 
der Arbeiterschaft. Diesem Ruf zahlreicher luxem-
burger Arbeiter soll jetzt Genüge geleistet werden. 
Der mächtige Baum der christlichen Internationale 
der in unsern Nachbarländern bereits so starke Wur-
zeln geschlagen hat, soll auch über das Luxembur-
ger Land seine schützenden Aeste ausbreiten. Reiche 
Blätter und Blüten soll er treiben damit der Segen 
seiner Frucht auch der luxemburgischen Arbeiter-
schaft zuteil werde.

Liebe Kollegen! Was viele von euch bereits lan-
ge ersehnt haben, die Gründung der christlichen 
Gewerkschaften Luxemburgs mit Anschluß an die 
christliche Internationale soll sofort in die Wege ge-
leitet werden. 

Eilet darum in Massen herbei, das Werk zu voll-
führen, das euch von der roten Schreckensherrschaft 
befreien und euch die Früchte einer vernünftigen und 
zielsicheren Gewerkschaftsarbeit garantieren wird!

Turmwacht
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Ich habe immer den Türmer beneidet, der von 
seinem Turm aus luftiger Höhe herabschaut auf das 
Gewimmel der Menschlein drunten und dann wieder 
seinen Blick hinwendet über Berg und Tal und in 
Gedanken den Wolken nacheilt, die am blauen Him-
mel segeln.

Ein solcher Türmer hätte ich immer sein mögen. 
Und da es mir nicht gegönnt ist, ein wirklicher Türmer 
zu werden – sie werden ja leider immer seltener und 
mit jedem wird ein Stück Poesie zu Grabe getragen – 
so will ich denn mein Heim in den Spalten unsers 

„Sozialen Fortschritt“ aufschlagen und da die Glocken 
läuten, wenn Festesstimmung ist im Land und ins 
Hifthorn stoßen, wenn Gefahr uns allen droht.

So bin ich denn doch ein Türmer!
Ich will in Zukunft jede Woche dem Leser sagen, 

was ich von stiller Warte aus beobachte; alles kann 
ich schließlich nicht wissen und jeder von Euch hat 
etwas auf dem Herzen, das heraus muß. Vertraut es 
dem Türmer an! Er kann Euch vielleicht helfen da-
durch, daß er die Oeffentlichkeit auf Euer Anliegen 
aufmerksam macht.

Denn schließlich sind wir alle Brüder; wenn es 
uns gelingen sollte, uns einander näher zu bringen 
und den Blick von dem keinlichen Krimskrams ab 
und zu in die Höhe zu lenken, dann wäre niemand 
zufriedener als Ihr und ich selbst.

Der Türmer

1. Du sollst dich bemühen, den Zweck der Organisa-
tion und deren Tätigkeit ganz kennen zu lernen - weil 
Du sonst ein Nachläufer bist, der nicht viel wert ist.

2. Du sollst darum Dein Verbandsorgan genauer le-
sen, als die Romane in der Zeitung und viele Zeitungs-
nachrichten, die überflüssiger Ballast für Deinen Kopf 
sind – damit Du weißt, was in Deinem Berufe vorgeht 
und in der Gewerkschaftsbewegung geleistet wird.

3. Du sollst satzungsgemäß und pünktlich Deinen 
Verbandsbeitrag zahlen, - damit der Vertrauensmann 
sich nicht Deinetwegen verärgert zurückzieht und 
dem Vorstand damit neue Sorgen macht. Du weißt 
doch, warum der Beitrag gezahlt werden muß und 
daß er sich gut verzinst.

4. Du sollst als Vertrauensperson im Betrieb 
durch kollegiales Verhalten die notwendige Einigkeit 
fördern, rechtzeitig den Beitrag einkassieren und die 
Gewerkschaftszeitung verteilen, die Rechte der Mit-
glieder verteidigen helfen, den Vorstand von allen 
wichtig erscheinenden Vorkommnissen im Betriebe 
und im gewerkschaftlichen Leben sofort unterrichten 
und stets durch ein gutes Beispiel das Ansehen der 
Organisation vermehren.

5. Du sollst als Verbandsmitglied in keiner Sit-
zung und Versammlung ohne ganz dringenden Grund 
fehlen, die Mitglieder und Vertrauensleute mit Rat 
und Tat unterstützen, die Nörgler aufklären und zur 
Mitarbeit zwingen, Dich stets um die ordnungsmäßige 
Durchführung der Arbeitsbedingungen gemeinsam mit 
den Vertrauenspersonen in erster Linie kümmern und 
alle Beschwerden u. Wünsche möglichst umgehend im 
Vorstand zur Sprache und damit zur sachgemäßen 
Erledigung bringen, - weil sonst die Mitglieder kein 
Vertrauen mehr zu Dir haben und die Organisation 
für Deine Nachlässigkeit verantwortlich machen. 

6. Du sollst jedes Amt, das Dir durch das Vertrau-
en der Kollegenschaft übertragen wurde, gewissen-
haft verwalten, und Dich mit der Verbandsleitung eng 
verbunden fühlen, nicht die Flinte verärgert ins Korn 
werfen, wenn einmal etwas nicht nach Deinem Willen 
geht, - denn Du hast dem Ganzen zu dienen.

7. Du sollst schriftstellerische Talente ausnützen 
durch Einsendung von Mitteilungen, Erfahrungen und 
Anregungen an die Gewerkschaftszeitung, Dich immer 
kurz und klar ausdrücken und nicht kindisch ver-
ärgert in der Ecke stehen, wenn nicht alles so, wie 
Du es geschrieben hast, in der Zeitung erscheint oder 
überhaupt nicht verwendet werden kann. 

8. Du sollst bestrebt sein, laufend über die Ausge-
staltung der Arbeitsbedingungen das Nötige zu wissen 
und dann Auskunft darüber geben, sowie im Notfalle 
den Arbeitgeber an seine Pflicht erinnern, - denn auf 
diese Weise kannst Du Gutes tun und dem Verbande 
wirksam bei der Durchführung seiner Aufgaben hel-
fen.

9. Du sollst lieber in die Verbands-Versammlungen 
gehen, als zu allen möglichen sonstigen Veranstal-
tungen, weil in der Verbandsversammlung für Dich 
wichtige Angelegenheiten besprochen und geregelt 
werden, sodaß Du einen Nutzen davon hast, während 
in anderen Versammlungen oft gerade das Gegenteil 
der Fall ist.

10. Du sollst die obigen Mahnungen nicht nur le-
sen und gleich wieder vergessen, sondern den ernsten 
Vorsatz fassen, sie zukünftig zu beherzigen, damit Du 
dich als ganzer Gewerkschaftler sehen lassen kannst.

Zehn Gebote für einen 
Gewerkschaftler

Version française au verso



Keine Spaltung
Der christliche und der sozialistische 

Bergarbeiterverband vertreten gemeinsam ihre 
Interessen.

In unserem Ländchen heißt es von sozialis-
tischer Seite immer, die Gründung von christlichen 
Gewerkschaften bedeute eine Spaltung der Arbeiter-
schaft. Nein und tausendmal Nein! Hier gilt der Ruf 
ganz besonders: „Getrennt marschieren u. vereint 
schlagen.“ 

Uebrigens wird es im Berg- und Hüttenarbeiter-
verbande viel ruhiger und zwar in seinem eigenen 
Interesse, wenn die christlichen Arbeiter allein und 
die sozialistischen Arbeiter allein zu einem Ver-
bande organisiert sind. Bei den drei Strömungen: 
christlich – neutral – und sozialistisch – kann in 
einem einzigen Verbande nicht viel Gescheites he-
rauskommen. Zank und nochmal Zank sind das 
Ergebnis von solch unnatürlichen Gebilden.

Turmwacht

Die Entstehung des LCGB beruhte auf den neu 
entstandenen Bedürfnissen der Arbeitnehmer unseres 
Landes, die nach dem Ersten Weltkrieg und mit dem 
Ende der deutschen Besatzungszeit von 1914 bis 1918 
zwar ihre Freiheit wiedererlangt hatten, aber die Ar-
beits- und Lebensbedingungen für die meisten Beschäf-
tigten schwierig und prekär waren.

Gewerkschaften, einschließlich des LCGB, wurden 
gegründet, um die Arbeitsbedingungen und die Kauf-
kraft zu verbessern sowie eine echte Sozialversiche-
rung für die Arbeitnehmerschaft zu schaffen. 

Rückblickend ist die Bilanz beeindruckend, unsere 
Kranken- und Mutterschaftsversicherung, die staatliche 
Rentenversicherung, die Pflegeversicherung und ver-
schiedene andere Sozialleistungen wie Familienbeihilfen 
sind ein Beweis dafür, dass sich dieses Engagement für 
die Beschäftigten ausgezahlt hat. 

Der Einsatz im Herzen der Unternehmen ermöglich-
te die Einrichtung von Personalvertretungen und die 
Aushandlung von Kollektivverträgen, die die Arbeits-
bedingungen und die Entlohnung sukzessive verbessert 
haben. Das Engagement und die Entwicklung des LCGB 
brachte großen Erfolg. Der LCGB ist heute eine Ge-
werkschaft, die anläßlich zahlreicher Sozialwahlen die 
nationale Repräsentativität erlangt hat und ein wichti-
ger Akteur beim nationalen Sozialdialog ist, sowohl auf 
dreiparteilicher Ebene als auch im Ständigen Ausschuss 
für Arbeit und Beschäftigung.

Wir beraten innerhalb des Plenums der Arbeitneh-
merkammer die verschiedenen Gesetzesvorlagen, die 
die Arbeitsbedingungen und Sozialleistungen für Arbeit-
nehmer und Rentner in unserem Land betreffen. 

Der LCGB hat sich zu einer gewerkschaftlichen 
Organisation entwickelt, die ihren Mitgliedern Service-
leistungen anbietet, und in diesem Jahr die Marke von 
43.500 Mitgliedern überschritten hat.

Die Idee und der Erfolg überzeugen, aber die der-
zeitige Situation ist bei weitem nicht perfekt. 

Die Gesundheitskrise, die wir seit dem ersten Quar-
tal dieses Jahres erleben, hat zu einer Wirtschaftskrise 
mit schwerwiegenden Folgen für die Beschäftigten ge-
führt. Konkret handelt es sich um die offenkundigen 
Probleme bei Luxair, ArcelorMittal oder der Saint-Paul-
Gruppe, bei denen einer beträchtlichen Anzahl von Mit-
arbeitern der Verlust ihres Arbeitsplatzes droht. 

Die sektorielle Tripartite in der Luftfahrt hat es 
ermöglicht, mit der Direktion einen Plan zur Aufrecht-
erhaltung der Beschäftigung auszuhandeln, der den 
Personalüberhang von 600 Arbeitsplätzen mit einer 

Diese Ausgabe des „Soziale 
Fortschrëtt“ steht ganz im Zei-
chen des hundertjährigen Be-
stehens des LCGB und erscheint 
deshalb im Format der allerers-
ten Ausgabe mit dem ursprüng-
lichen Einführungsartikel vom 
1. November 1920. Tatsächlich 
wurde mit dem Gründungskon-
gress vom 23. Januar 1921 der 
Grundstein für unsere gewerk-
schaftliche Organisation gelegt.

Arbeitsplatzgarantie für die betroffenen Mitarbeiter ab-
deckt.

Die Gewerkschaften haben unter der Verantwor-
tung des LCGB als Wortführer erfolgreich einen Plan 
zur Aufrechterhaltung der Beschäftigung umgesetzt, 
der im Wesentlichen auf Vorruhestandsregelungen und 
der Schaffung einer Wiedereingliederungseinheit be-
ruht, verbunden mit einem effizienten Weiterbildungs-
plan, um Abgänge intern zu besetzen oder alternativ 
durch eine vorübergehende Personalüberlassung Ar-
beitsplätze zu finden. 

Das Grundprinzip der Tripartite und die Anpassung 
des Instruments der Wiedereingliederungseinheit an 
andere Branchen der luxemburgischen Wirtschaft sind 
im Übrigen langjährige Forderungen des LCGB. Dies 
ist uns dank des Engagements der zuständigen Regie-
rungsminister und der unermüdlichen Unterstützung 
durch die Luxair-Mitarbeiter zum ersten Mal außerhalb 
der Stahlindustrie gelungen. 

Zu Redaktionsschluss dieses Artikels war eine end-
gültige Lösung auf Ebene der Stahltripartite noch nicht 
in Sicht, aber die Zahl der Stellenkürzungen konnte 
bereits erheblich reduziert werden. 

In beiden Dossiers, ob in der Luftfahrt oder der 
Stahlindustrie, muss nicht nur die Existenz der Be-
schäftigten, sondern die Nachhaltigkeit ihrer Arbeits-
plätze durch ehrgeizige Investitionspläne innerhalb der 
verschiedenen Unternehmen gesichert werden.

Unauffälliger aber nicht weniger bedenklich als die 
„großen Themen“ ist die Entwicklung der beträchtli-
chen Anzahl an Arbeitnehmer, die täglich in die LCGB 
Info-Center kommen. 

Arbeitsplatzverluste durch Konkurse, Entlassungen 
aus wirtschaftlichen Gründen, Verzögerungen bei der 
Gehaltszahlung sind heute noch mehr als vor der Ge-
sundheitskrise Gegenstand der Gespräche mit unseren 
gewerkschaftlichen Beratern. 

Der LCGB und seine Mitarbeiter setzen sich täglich 
dafür ein, den betroffenen Arbeitnehmern zu helfen, 
sie zu unterstützen und ihnen mit unserem Rat und, 
falls erforderlich, Rechtsbeistand zur Seite zu stehen.

Wenn sich die Situation noch weiter verschlechtert, 
werden zweifellos erhebliche Anstrengungen erforder-
lich sein, um Lösungen für die Betroffenen zu finden, 
um Arbeitslosigkeit und eine echte soziale Krise nicht 
nur in unserem Land, sondern in der gesamten Groß-
region zu verhindern. 

Die nationale Tripartite wird daher über die Wie-
derbelebung von gemeinnützigen Arbeiten für Langzeit-
arbeitslose, die Verlängerung der Kurzarbeit und eine 
Verbesserung des Arbeitslosengeldes für alle Arbeits-
suchenden, einschließlich der als Kurzarbeiter regist-
rierten Personen, zu entscheiden haben. Die Regierung 
muss ihrer Verantwortung gerecht werden und gemein-
sam mit den Sozialpartnern die erforderlichen Lösun-
gen finden, um Vollbeschäftigung zu garantieren und 
eine echte soziale Katastrophe zu vermeiden. 

Der LCGB wurde 1921 gegründet, um sich für eine 
gerechtere und sozialere Welt einzusetzen. Im Jahr 
2021 wird seine Daseinsberechtigung wichtiger denn 
je sein. Unsere gewerkschaftliche Organisation hat ge-
zeigt, dass sie sich weiterentwickeln und anpassen 
kann, um den Beschäftigten und ihren Familien die 
richtigen Antworten zu geben.

Der Mensch steht stets im Mittelpunkt unseres En-
gagements - 1921, 2021, und dies auch weiterhin in 
diesem 21. Jahrhundert.

Patrick Dury
LCGB-Nationalpräsident

100 Jahre Geschichte des 
„Soziale Fortschrëtt“

Massenentlassung  
Rechtliche Bestimmungen
Massenentlassungen erfolgen immer aus wirt-

schaftlichen Gründen oder im Rahmen von Sanie-
rung, Umstrukturierung, usw. und hängen nicht 
mit den Fähigkeiten/dem Verhalten des Arbeitneh-
mers zusammen. Man spricht von einer Massen-
entlassung, wenn:

• innerhalb von 30 Tagen mindestens 7 Arbeit-
nehmer oder

• innerhalb von 90 Tagen mindestens 15 Ar-
beitnehmer entlassen werden. 

Verfahren
Vor einer Massenentlassung muss der Arbeit-

geber Verhandlungen über einen Sozialplan mit den 
Arbeitnehmervertretern aufnehmen und der ADEM 
spätestens bei Beginn der Verhandlungen schrift-
lich einen Entwurf mit folgende Angaben übermit-
teln:

• Gründe für die Massenentlassung;
• Anzahl der Beschäftigten und der von der 
Entlassung betroffenen Arbeitnehmer;

• den Zeitraum der Entlassungen;
• die Kriterien für die Auswahl der zu entlas-
senden Arbeitnehmer;

• Ausgleichsmaßnahmen.
Verhandlung des Sozialplans
Bei den Verhandlungen muss es um die Mög-

lichkeiten gehen, Massenentlassungen zu vermei-
den bzw. die Zahl der Entlassungen zu senken 
sowie die Folgen der Entlassungen durch soziale 
Begleitmaßnahmen zu reduzieren. Hierzu dienen 
Wiedereingliederungs- oder Umschulungshilfen zum 
sofortigen Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt. Die-
ses Verfahren gilt im Rahmen des Plans zur Auf-
rechterhaltung der Beschäftigung. Folgende The-
men müssen angeschnitten werden:

• Teilzeitbeschäftigung;
• mögliche Arbeitszeitanpassungen;
• zeitweilige Einschränkungen der Arbeitszeit;
• Teilnahme an Fortbildungen und/oder Um-
schulungen im Hinblick auf eine andere Be-
schäftigung im oder außerhalb des Unterneh-
mens;

• zeitlich befristete Arbeitnehmerüberlassung;
• persönliche Begleitung der Laufbahnübergän-
ge.

Die Verhandlungen können auch eventuelle fi-
nanzielle Ausgleichsmaßnahmen umfassen. Spätes-
tens 2 Wochen nach Verhandlungsbeginn halten 
die Parteien das Ergebnis der Verhandlungen in 
einem unterzeichneten Abkommen fest. Im Abkom-
men steht dann:

• entweder die Einigung der Parteien über die 
Elemente des Sozialplans, oder

• die Einigung der Parteien über die Unmög-
lichkeit eines Sozialplans und die Rechtferti-
gungen dieser Unmöglichkeit.

Nationale Schlichtungsamt an, um eine Lösung 
der strittigen Punkte zu finden. Der Arbeitgeber 
darf Entlassungen erst nach der Unterzeichnung 
des Sozialplans, bzw. des Protokolls des Nationa-
len Schlichtungsamtes vornehmen. In der Regel be-
trägt die Mindestkündigungsfrist dabei 75 Tage.



Gewerkschaftstribüne

1920
1. November
1. Ausgabe des

Sozialer Fortschritt:
die christliche Gewerkschafts- 

bewegung hat endlich ihr 
eigenes Informationsblatt

1929
17. Februar

Die Informationen des 
Gewerkschaftsorgans werden

nun auch durch Bilder 
unterstützt 

Einigung über 
Kurzarbeit

Unter dem gemeinsamen Vorsitz von Dan KERSCH, 
Minister für Arbeit, Beschäftigung sowie Sozial- und 
Solidarwirtschaft, und Franz FAYOT, Wirtschaftsminis-
ter, einigten sich die Gewerkschaften LCGB und OGBL 
sowie die UEL bei einem Treffen am 9. Juni 2020 auf 
die neuen Regelungen zur Gewährung von Kurzarbeit 
für Unternehmen, die von der COVID-19 Krise betrof-
fen sind.

Mit dem Auslaufen des Krisenzustands werden die 
Notfallregelungen zur Unterstützung von Unternehmen 
durch Kurzarbeit „bei höherer Gewalt COVID-19“ hin-
fällig. Da weiterhin viele Unternehmen von den Folgen 
der Gesundheitskrise betroffen sein werden, wurde be-
schlossen, die Unterstützung durch Kurzarbeit bis zum 
Ende des Jahres zu verlängern. Der LCGB betont in 
diesem Zusammenhang, dass die Kurzarbeit ein wich-
tiges Instrument für den Arbeitsplatzerhalt ist, er sich 
aber auch weiterhin für die Existenzsicherung aller 
Beschäftigten einsetzen wird.

Da bestimmte Sektoren stärker betroffen sind und 
entweder nur langsam oder nicht in naher Zukunft 
wieder auf das gleiche Aktivitätsniveau wie vor der 
Gesundheitskrise zurückkehren werden, wurden vier 
Möglichkeiten für den Anspruch auf Kurzarbeit fest-
gelegt:

1. Industrieunternehmen
Industrieunternehmen können weiterhin auf kon-

junkturbedingte Kurzarbeit zurückgreifen, um interna-
tionale Marktturbulenzen zu bewältigen. Bei Rückgriff 
auf Kurzarbeit verpflichten sich die Industrieunterneh-
men, keine Mitarbeiter aus wirtschaftlichen Gründen 
zu entlassen.

2. Horeca-, Tourismus- und Veranstaltungsbereich
Die Sozialpartner haben die besonders schwierige 

Situation der Unternehmen des Hotel- und Gaststät-
tengewerbes, des Tourismus und der Veranstaltungs-
branche erkannt. Diese Unternehmen können auf eine 
beschleunigte Kurzarbeiterregelung aus strukturellen 
Gründen zurückgreifen, ohne eine Begrenzung der 
betroffenen Arbeitnehmer. Besteht nachweislich Be-
darf, dürfen diese Unternehmen bis zum 31. Dezem-
ber 2020 Entlassungen aus wirtschaftlichen Gründen 
vornehmen, bis zu einer Höchstgrenze von 25% der 
Belegschaft. Die Sozialpartner haben ausdrücklich da-
rauf bestanden, dass die gesetzlichen Bestimmungen 
über Massenentlassungen in vollem Umfang anwend-
bar bleiben und dass Unternehmen, die Entlassungen 
vorgenommen haben, bei eventuell nachfolgenden Neu-
einstellungen, der Wiedereinstellung ihrer entlassenen 
ehemaligen Mitarbeiter Vorrang einräumen müssen.

3. Andere Unternehmen
Alle anderen Unternehmen können ebenfalls auf 

eine beschleunigte Kurzarbeiterregelung aus struktu-
rellen Gründen zurückgreifen, dürfen aber keine Ent-
lassungen vornehmen. Ziel dieser Maßnahme ist es, die 
Arbeitsplätze in diesen Firmen so weit wie möglich zu 
erhalten. In diesem Fall darf jedoch die Zahl der von 

der Kurzarbeit betroffenen Arbeitnehmer nicht höher 
sein als 

• 25% der Belegschaft für die Monate Juli und 
August;

• 20% der Belegschaft für die Monate September 
und Oktober;

• 15% der Belegschaft für die Monate November 
und Dezember. 

Dabei zählt jeder Arbeitnehmer, der sich im laufen-
den Monat in Kurzarbeit befindet, unabhängig von der 
Anzahl der Kurzarbeitsstunden. 

4. Umstrukturierungspläne
Unternehmen, die Entlassungen vornehmen wol-

len, müssen die „traditionelle“ Kurzarbeit beantragen. 
Kurzarbeit wird in diesem Fall nur dann gewährt, 
wenn die Unternehmen Umstrukturierungspläne vor-
legen. Diese Pläne werden im Falle von kleinen Un-
ternehmen mit weniger als 15 Beschäftigten in Form 
eines Sanierungsplans oder im Falle von Unternehmen 
mit mehr als 15 Beschäftigten in Form eines Plans zur 
Erhaltung der Arbeitsplätze gemäß den gesetzlichen 
Bestimmungen erstellt.

Die Sozialpartner haben sich bereit erklärt, so weit 
wie möglich branchenspezifische Pläne zur Erhaltung 
von Arbeitsplätzen auszuhandeln, um das Instrument 
der befristeten Arbeitnehmerüberlassung nutzen zu 
können. Der Konjunkturausschuss behält sich das 
Recht vor, Anträge von Unternehmen abzulehnen, die 
offensichtlich nicht oder nur geringfügig von der Ge-
sundheitskrise betroffen sind. 

Pressekonferenz im Anschluss an das nationale Dreiertref-
fen „Tripartite“ am 7. Juli 2020.

Krankenkasse 
Position des LCGB 

Am 17. Juni 2020 traf sich der Viererausschuss, 
um eine Bilanz über die finanzielle Lage der Kranken-
versicherung und erste Schlussfolgerungen aus der 
Coronavirus-Krise zu ziehen.

Auf der Grundlage der jüngsten Finanzschätzun-
gen sieht die Kranken- und Mutterschaftsversicherung 
für 2020 ein geschätztes Defizit von 551 Millionen € 
vor. Bleibt die Situation unverändert, ist zu erwarten, 
dass die Krankenkasse 2021 in ein finanzielles Un-
gleichgewicht gerät.

Die verschlechterte Finanzlage ist weitgehend auf 
die Auswirkungen der Regierungsmaßnahmen gegen 
die Ausbreitung des Virus COVID-19 und zum Schutz 
der Gesundheit der Bevölkerung zurückzuführen. Mehr 
als die Hälfte der Ausgaben entfallen auf den COVID-
19-Urlaub aus familiären Gründen und die Einführung 
des Urlaubs zur Unterstützung der Familie, die voraus-
sichtlich rund 300 Millionen € ausmachen werden.

Der LCGB fordert, dass die Kosten für die beiden 
oben genannten Urlaube vollständig aus dem Staats-
haushalt erstattet werden sollten, da es sich nicht 
um Kosten handele, die von der CNS getragen werden 
müssten. Darüber hinaus sollte eine temporäre Aufhe-
bung der gesetzlichen Bestimmungen über die Mindest-
reserve der Krankenkasse in Betracht gezogen werden. 

Die 2016-2017 beschlossenen Leistungsverbesserungen 
im Bereich der zahnärztlichen Versorgung und Sehhil-
fen müssen unter allen Umständen gewährleistet und 
rasch umgesetzt werden.

Im Hinblick auf die Schlussfolgerungen aus der Co-
ronavirus-Krise betont der LCGB, dass die Fortschritte 
im Bereich der Digitalisierung, wie z.B. die Telekonsul-
tation, die Möglichkeit der elektronischen Übermittlung 
von Krankenscheinen und der digitalen Ausstellung 
von Gebührenbescheinigungen und ärztlichen Rezep-
ten, fortgesetzt werden sollten. Schließlich muss der 
„Gesondheetsdësch“, der im Herbst 2020 zusammen-
kommt, eine Bilanz des Krisenmanagements ziehen 
und Schlussfolgerungen zu den Maßnahmen treffen, 
die im Falle einer möglichen 2. Welle von COVID-19 zu 
ergreifen sind.

CMCM
Austausch über Projekte

Am 14. Juli 2020 traf eine Delegation des LCGB 
den Generaldirektor der Caisse Médico-Complémentaire 
Mutualiste (CMCM) Fabio SECCI, um verschiedene Pro-
jekte der CMCM für die kommenden Jahre zu erörtern. 
Diskutiert wurden die vom CMCM abgedeckten Dienst-
leistungen, Tarife und Angebote sowie die Digitalisie-
rung.

Neues COVID-19-Gesetz: 
Die Änderungen

Am 22. September 2020 verabschiedete die Ab-
geordnetenkammer ein neues COVID-19-Gesetz. Damit 
werden alle Maßnahmen des vorherigen Gesetzes bis 
zum 31. Dezember 2020 verlängert. 

Dazu gehören die +10-Personen-Regel für private 
Zusammenkünfte und ein Maximum von 10 Personen 
pro Tisch in Restaurants. 

Die wichtigsten Neuerungen des gestimmten Geset-
zes sind:

• die Dauer der Isolierung von infizierten Perso-
nen wird von 14 Tagen auf 10 Tage verkürzt, 
ohne Verlängerung;

• in Quarantäne gestellte Personen müssen am  
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6. Tag nach dem letzten Kontakt mit einer in-
fizierten Person getestet werden, im Gegensatz 
zu den bisher geltenden 5 Tagen. Die Dauer der 
Quarantäne bleibt unverändert bei sieben Tagen;

• Kunststoffvisiere ersetzen nicht mehr die Mas-
kenpflicht;

• Ausnahmen von der Maskenpflicht für behinder-
te Personen oder Personen mit anderen Patholo-
gien (durch ein ärztliches Attest zu begründen);

• Fluggesellschaften müssen die von den Fluggäs-
ten ausgefüllten Formulare automatisch an die 
Gesundheitsbehörden weiterleiten, um im Falle 
eines positiven Testergebnisses eines Passagiers 
die Kontaktaufnahme zu erleichtern. Diese Da-
ten werden vierzehn Tage nach der Erfassung 
anonymisiert.

 Jean SPAUTZ 
90. Geburtstag

Der LCGB gratulierte am 9. September 2020 sei-
nem ehemaligen Nationalpräsidenten und heutigem 
Ehrennationalpräsident Jean SPAUTZ herzlichst zu 
seinem 90. Geburtstag. 

Jean SPAUTZ hat mit seinem Engagement, sei-
nem politischen Geschick und seinem überragenden 
Redetalent den LCGB maßgeblich geprägt. In seiner 
Zeit als LCGB-Nationalpräsident von 1967 bis 1980, 
die gekennzeichnet war von der Stahlkrise, hat Jean 
SPAUTZ maßgeblich am Wohlstand und verbesserten 
Arbeitnehmerrechten mitgearbeitet. Durch seinen Ein-
satz und seine kollegiale Zusammenarbeit mit seinen 
Mitarbeitern und Militanten erlebte der LCGB einen 
so starken Auftrieb, dass auf nationaler Ebene keine 
Entscheidung mehr ohne Stellungnahme des LCGB ge-
troffen werden konnte. 

Trotz seines überragenden politischen Engagements, 
seiner gewerkschaftlichen Leistungen und Erfolge ist 
Jean SPAUTZ sich immer treu geblieben. Jean SPAUTZ 
ist stolz auf seine Vergangenheit als Hüttenarbeiter, die 
er selbst als 19 Jahre „Universität“ bezeichnet.

Gesondheetsdësch
Im September 2020 traf sich der von der Ge-

sundheitsministerin und dem Minister für soziale Si-
cherheit und Gesundheit initiierte „Gesondheetsdësch“ 
zwei Mal. Das erste Arbeitstreffen beschäftigte sich 
mit der Demografie des Pflegepersonals und die Siche-

rung der Grundversorgung.
Während dieses Treffens betonte der LCGB, dass 

angesichts des beruflichen Ausscheidens von rund der 
Hälfte der Ärzte in den nächsten 10 bis 15 Jahren, 
rasch gehandelt werden muss. Die Verbesserung und 
Zentralisierung der Statistiken über Studenten und 
Auszubildende im Gesundheitsbereich, um prioritäre 
Aktionsfelder zu ermitteln, muss kurzfristig umge-
setzt werden. 

Deshalb fordert der LCGB die Regierung auf, das 
notwendige bzw. in Luxemburg und in Zusammen-
arbeit mit der Großregion zu entwickelnden Ausbil-
dungsangebot zu definieren, mit Unterstützung der 
betroffenen Fachkräfte eine Kampagne zur Förderung 
der Gesundheitsberufe  durchzuführen und die Digita-
lisierung zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen im 
Gesundheits- und Pflegebereich zu nutzen. 

Beim zweiten Arbeitstreffen wurden die Beziehun-
gen zu den Versicherten und Leistungserbringern im 
Gesundheitswesen diskutiert.

Während dieses Treffens hob der LCGB viele Pro-
bleme hervor, mit denen die Versicherungsnehmer 
täglich konfrontiert sind, wie die Erreichbarkeit von 
Sozialversicherungsinstitutionen, die Notwendigkeit 
schnellerer Verwaltungsverfahren und vereinfachter 
offizieller Schreiben. Darüber hinaus betonte der LCGB, 
dass die Informationen im Internet nicht immer ver-
ständlich und nicht einheitlich seien. Auch die rasche 
Überarbeitung und Modernisierung der medizinischen 
Nomenklatur wurde diskutiert.

Der LCGB fordert die Regierung ferner auf, die 
Rechtsgrundlage für Überweisungen ins Ausland zu 
überprüfen, das Problem der widersprüchlichen Gut-
achten bei der ärztlichen Untersuchung und beim Ar-
beitsschutz zu lösen und die Anspruchsvoraussetzun-
gen für die direkte Leistungsabrechnung zu erweitern.

Urlaub aus familiären 
Gründen 

Im Rahmen der COVID-19-Maßnahmen kann die 
Dauer des Urlaubs aus familiären Gründen in folgen-
den 2 Fällen verlängert werden:

• wenn ein Kind auf Beschluss der Gesundheits-
direktion unter Quarantäne gestellt wurde,

• wenn ein Kind sich auf Beschluss oder Empfeh-
lung der zuständigen Behörden aufgrund einer 
Epidemie und aus zwingenden Gründen der öf-
fentlichen Gesundheit, in Isolation, Evakuation 
oder häuslicher Betreuung befindet.

 Diese Ausnahmeregelungen gelten auch für Kin-
der, die im Ausland zur Schule gehen oder in einer 
Struktur im Ausland leben, deren Eltern aber in Lu-
xemburg sozialversichert sind. In diesem Fall fällt der 
Beschluss zur Quarantäne oder Isolation des Kindes in 
den Bereich der zuständigen Behörde des betreffenden 
Landes. Diese muss dann ein Zertifikat oder eine Be-
scheinigung über die Entscheidung ausstellen.

Eltern von Kindern, die eine Empfehlung der Ge-
sundheitsdirektion oder einer zuständigen Behörde be-
züglich Isolation, Evakuation oder häuslicher Betreu-
ung im Zusammenhang mit COVID-19 erhalten, haben 
nur auf die Stunden, die das Kind nicht zur Schule 
geht, Anspruch auf Urlaub aus familiären Gründen.

Der Antrag wird mittels eines Formulars und der 
Anordnung bzw. Empfehlung der Gesundheitsdirektion 

bzw. der zuständigen ausländischen Behörde bei der 
CNS gestellt.

Eine Verlängerung des Urlaubs im Falle einer 
Schließung von Schulen, Kinderkrippen und Maisons-
Relais wird von der luxemburgischen Regierung fest-
gelegt.

In allen anderen Fällen haben Eltern Anspruch auf den 
regulären Urlaub aus familiären Gründen, dessen Dauer 
vom Alter des Kindes abhängt:

• 12 Tage pro Kind im Alter von 0-3 Jahre (inkl.);
• 18 Tage pro Kind im Alter von 4-12 Jahren 
(inkl.);

• 5 Tage bei stationärer Behandlung eines Kindes 
zwischen 13-18 Jahre (inkl.) – (für Kinder, die 
die Beihilfe für behinderte Kinder erhalten, ent-
fällt die Auflage des Klinikaufenthalts).

Für Kinder, die die Beihilfe für behinderte Kinder 
erhalten, (anerkannte Behinderung > 50%), verdoppeln 
sich diese Zeiten pro Altersgruppe.

Der reguläre Urlaub aus familiären Gründen wird 
nur bei Nachweis eines ärztlichen Attests gewährt und 
kann aufgeteilt, aber nicht von beiden Elternteilen 
gleichzeitig genommen werden.

Der Anspruchsberechtigte muss am 1. Tag den 
Arbeitgeber persönlich oder durch Dritte über seine 
Abwesenheit informieren. Es muss ein ärztliches Attest 
beim Arbeitgeber eingereicht werden über die Krank-
heit, den Unfall oder andere gesundheitliche Gründe 
des Kindes, die die Notwendigkeit der Anwesenheit des 
Arbeitsnehmers beim Kind begründen, egal wie lange 
die Krankheit des Kindes dauert, selbst bei nur einem 
Tag. Das ärztliche Attest muss spätestens am dritten 
Tag der CNS vorgelegt werden. Der Urlaub aus familiä-
ren Gründen wird mit einer Arbeitsunfähigkeitsperiode 
wegen Krankheit/Unfall gleichgesetzt. Die gesetzlichen 
Bestimmungen zur Sozialversicherung und zum Kündi-
gungsschutz bleiben für den Arbeitnehmer in diesem 
Zeitraum in Kraft.

Wenn ein Elternteil arbeitet und der andere zu 
Hause ist, hat nur der berufstätige Elternteil Anspruch 
auf Urlaub aus familiären Gründen.

Die Nichtkumulierung zwischen Kurzarbeit und 
Urlaub aus familiären Gründen bleibt bestehen.

Treffen mit ALSAT
Arbeitsmedizin stärken 

In einer konstruktiven Sitzung tauschte sich der 
LCGB am 5. Oktober 2020 mit Vertretern der Asso-
ciation Luxembourgeoise de Santé au Travail (ALSAT) 
über die aktuellen und zukünftigen Anforderungen an 
die Arbeitsmedizin aus. Die Gesprächspartner waren 
sich einig, dass der Arbeitsschutz infolge der Gesund-
heitskrise gestärkt werden muss.

Die Herausforderungen für die arbeitsmedizinischen 
Dienste werden in den kommenden Jahren sicherlich 
zunehmen durch unter anderem eine sich durch die 
Digitalisierung wandelnde Arbeitswelt, die Zunahme 
psychosozialer Erkrankungen, die Präventionsarbeit 
am Arbeitsplatz und Schutz gefährdeter Personen ge-
gen COVID-19. Zudem muss dem derzeitigen Mangel 
an Arbeitsmedizinern und den vielen Fragen, hinsicht-
lich der zukünftigen Ausbildungsgestaltung entgegen-
gewirkt werden. Bei der Stärkung des Arbeitsschutzes 
spielt auch die Regierung eine entscheidende Rolle. 

Seit Jahren hält die Zahl der Ärzte nicht mehr mit 



Wiedereingliederung
 Reform zum 1. November 2020

Die Reform der beruflichen Wiedereingliederung 
trat am 1. November 2020 in Kraft (bzw. wird am 
1. Dezember 2020 für die Bestimmungen über den 
Lohnausgleich in Kraft treten). Nachfolgend eine Zu-
sammenfassung der wichtigsten Änderungen:

1. Weniger restriktive Bedingungen für die Wieder-
eingliederung durch arbeitsmedizinischen Dienst

Die Wiedereingliederung ist jetzt für alle Arbeits-
posten möglich (bisher nur Risikoposten).

Die Arbeitsmediziner können ebenfalls die Ge-
mischte Kommission mit einer externen Wiederein-
gliederung befassen.

Die erforderliche Betriebszugehörigkeit wird von 
10 auf 3 Jahre verkürzt.

Im Falle eines Arbeitsunfalls oder einer Berufs-
krankheit, kann ein arbeitsunfähiger Arbeitnehmer 
ohne Bedingungen neu eingestuft werden.

2. Vorteilhaftere Berechnung des Lohnausgleichs bei 
der internen Wiedereingliederung

Der Lohnausgleich wird endgültig nach Beschluss 
der Wiedereingliederung auf Basis einer breiteren Be-
rechnungsmethode festgelegt.

Finanzielle Vergünstigungen werden nicht mehr 
systematisch vom Lohnausgleich abgezogen und sind 

fortan indexiert.
Berechnungsregeln für Sonderfälle (z.B. Eltern-

urlaub, unbezahlter Urlaub, Betriebsübergang) wur-
den festgelegt.

Bezahlte Nebentätigkeiten müssen der Gemisch-
ten Kommission gemeldet werden und können zur 
ärztlichen Neubewertung oder Rückerstattung des 
Lohnausgleichs führen.

3. Neue verfahrensrechtliche Maßnahmen
Entscheidungen über den zeitweisen oder dauer-

haften Entzug sowie die Ablehnung des Lohnaus-
gleichs oder der beruflichen Übergangsvergütung 
werden vom Direktor der ADEM getroffen. Alle An-
träge müssen innerhalb von sechs Monaten einge-
reicht werden.

Ein Arbeitnehmer in der Widereingliederung ist 
ab dem Zeitpunkt, an dem der Gemeinsame Aus-
schuss mit der Angelegenheit befasst wurde, gegen 
Entlassung geschützt.

Arbeitnehmer, die keinen Anspruch auf die in-
terne Wiedereingliederung haben, erhalten eine pau-
schale Entschädigung von ihrem Arbeitgeber.

Arbeitnehmer in einer internen Wiedereingliede-
rung werden erneut bei der Quotenberechnung für 
behinderte Mitarbeiter berücksichtigt.

Die Arbeitszeitverkürzung eines Arbeitnehmers 
in interner Wiedereingliederung darf nicht mehr als 
20% der ursprünglichen Arbeitszeit betragen. Eine 
Reduzierung auf bis zu 10 Stunden pro Woche auf-
grund eines medizinischen Gutachtens ist in Ausnah-
mefällen möglich.

Ist die Arbeitszeitverkürzung medizinisch nicht 
mehr gerechtfertigt, hat der Arbeitgeber eine Frist 
von 12 Monaten, um die Arbeitszeit anzupassen.

Die Ärzte der ADEM sind nun befugt, medizini-
sche Untersuchungen durchzuführen bei Personen, 
die sich ohne Arbeitsvertrag in einem Wiedereinglie-
derungsverfahren befinden.

Ein Arbeitnehmer mit dem Status einer Person in 
beruflicher Wiedereingliederung, der die gesetzliche 
Höchstdauer der Arbeitslosengeldzahlung erreicht 
hat, hat Anspruch auf eine berufliche Übergangs-
vergütung, wenn er 5 Jahre Betriebszugehörigkeit 
(vorher 10 Jahre) in der letzten Position nachweisen 
kann.

Die ADEM kann für Begünstigte einer externen 
Wiedereingliederung Weiterbildungsmaßnahmen or-
ganisieren oder auferlegen.

Verträge über gemeinnützige Arbeiten, durchge-
führt von Arbeitnehmern in einer externen Wieder-
eingliederung, können aus schwerwiegenden Grün-
den gekündigt werden.

Treffen zwischen Premierminister Xavier BETTEL und den 
Gewerkschaften CGFP, LCGB und OGBL am 13. Oktober 2020.

dem Beschäftigungswachstum Schritt. Die Wartezeiten 
für medizinische Untersuchungen, insbesondere bei 
der Einstellung, werden immer länger. Um Abhilfe zu 
schaffen, empfiehlt die ALSAT die rasche Umsetzung 
der arbeitsrechtlichen Anpassungen, die der Hohe Rat 
für Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz dem Ge-
sundheitsministerium 2018 vorgelegt hat. Da sich die 
Ausbildung luxemburgischer Arbeitsmediziner im Aus-
land immer schwieriger gestaltet, fordert die ALSAT 
auch ein entsprechendes Studienangebot an der Uni-
versität Luxemburg. Der LCGB betonte, dass die Liste 
der Berufskrankheiten regelmäßig aktualisiert werden 
muss, insbesondere im Hinblick auf die möglichen Fol-
gen von Arbeitnehmern, die sich mit COVID-19 infiziert 
haben. 

Auch die Folgen bei widersprüchlichen Stellungnah-
men des ärztlichen Kontrolldienstes und der Arbeits-
medizin wurde angesprochen - ein existentielles Pro-
blem, für dessen Lösung sich der LCGB seit Jahren 
einsetzt. Die Betroffenen erhalten weder ein Einkom-
men, da sie nicht arbeiten dürfen, noch Krankengeld 
von der CNS, da sie keinen Krankenschein besitzen. 
Die ALSAT-Vertreter hoffen, dass die Reform der Wie-
dereingliederung, die am 1. November 2020 in Kraft 
trat, hier Abhilfe schaffen könnte, da sie den Aufga-
benbereich der Arbeitsmedizin erweitert.
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Durch die Möglichkeit Fotos 
abzudrucken, können nun auch 
erstmals Personen mit einem 

Bild dargestellt werden

Wussten Sie schon? 
Seit der 1. Ausgabe im November 1920 

erschien das Organ des LCGB, der 
Soziale Fortschrëtt, bis heute insgesamt 

2.391 Mal.

United for Climate Justice 
Klimanotstand hervorgehoben

Am 13. Oktober 2020 und im Vorfeld der Rede des 
Premierministers zur Lage der Nation betonten die in 
der „United for Climate Justice“ vereinten Organisatio-
nen erneut ihre Unterstützung für die jüngere Generati-
on, die die Klimakatastrophe in den Mittelpunkt stellt. 
Unsere Gesellschaft, unsere Regierung und unsere 
Parlamentarier müssen diese zur wahren Priorität des 
neuen politischen Jahres machen und dies trotz Ge-
sundheitskrise. Es liegt auf der Hand, dass alle Arten 
von Krisen - Gesundheits-, Finanz-, Immobilien- und 
Sozialkrisen - mit Entschlossenheit bekämpft werden 
müssen. Dennoch ist es der Klimawandel, der unser 
Überleben auf diesem Planeten am meisten bedroht. 
Deshalb ist eine Rückkehr zu einem Gesellschaftsmo-
dell, das auf ungezügeltem Wachstum, und damit auf 
einer Wirtschaft, die die biologische Vielfalt und das 
Klima zerstört, basiert, nicht hinnehmbar. 

Um daran zu erinnern, dass ihre Anliegen und 
Forderungen nach wie vor aktuell sind, beschlossen 
die Jugendlichen, diese im Rahmen der Rede zur Lage 
der Nation vor den Premierminister zu bringen. In der 
Tat sollte eine solche Rede keinesfalls den Klimanot-
stand ignorieren, mit dem unsere gesamte Gesellschaft 
konfrontiert ist. Die Botschaften auf den Schildern sind 
synonym der Besorgtheit über den Klimawandel.

Es ist unerlässlich, dass die von der Abgeordne-
tenkammer getroffenen Entscheidungen zu 100% mit 
den Zielen des Pariser Abkommens übereinstimmen, 
vor allem um die globale Temperaturerwärmung unter 
1,5°C zu halten. Die Regierung darf keine Maßnahmen 
ergreifen, die unserem Planeten langfristig schaden, 
sondern müssen zu seiner Heilung beitragen.

Junge Menschen, in Luxemburg und in der ganzen 
Welt, machen sich daher zu Recht Sorgen über eine 
unsichere Zukunft und fordern Klimagerechtigkeit und 
-stabilität für alle. Wirksame Klimaschutzmaßnahmen 
müssen jetzt ergriffen werden und müssen sozial aus-
gewogen sein. Dazu gehören die Beschleunigung des 
Übergangs zur Energieeffizienz, die Abkehr von fos-
silen Brennstoffen, einschließlich ihrer Finanzierung 
sowie eine Rückkehr zu gesunder regionaler und saiso-
naler Ernährung. 
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Der LCGB wächst und 
erstmalig kann man sich  

durch ein im Sozialen Fortschritt 
enthaltenes Formular direkt als 
Mitglied beim LCGB einschreiben
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Der Soziale Fortschritt erhält 
ein neues Gesicht. Die 

Gewerkschaft entwickelt sich 
weiter

Wussten Sie schon? 
Während des Krieges, genauer gesagt 

vom 7. Oktober 1940 bis zum
28. März 1945, wurde das Organ 
des LCGB wie auch viele andere 

luxemburgische Zeitungen mundtot 
gemacht. 

Telearbeit 
Vereinbarung unterzeichnet 
Nach der Stellungnahme des Wirtschafts- und So-

zialrates (WSR) vom 11. September 2020 haben die So-
zialpartner LCGB, OGBL und UEL am 20. Oktober 2020 
eine Vereinbarung über Telearbeit unterzeichnet und 
die Allgemeinverbindlichkeit mittels einer großherzog-
lichen Verordnung beantragt. Das Abkommen dürfte 
daher bald in Kraft treten.

Auch wenn die neue Vereinbarung weiterhin die 
Freiwilligkeit der Telearbeit sowohl für Arbeitnehmer 
als auch für Arbeitgeber behält, ein grundlegender 
Punkt sowohl für die Gewerkschaften als auch für die 
Arbeitgeber, bringt sie verschiedene Neuerungen mit 
sich. Die Definition von Telearbeit wird vereinfacht 
und der Geltungsbereich durch Ausschlussregeln prä-
zisiert. Das Abkommen regelt sowohl die regelmäßige 
Telearbeit - entsprechend dem aktuellen Abkommen - 
als auch die gelegentliche Telearbeit und verhinderte 
Rechtsunsicherheiten durch die Festlegung einer Ober-
grenze. 

Auch wurden die Mittel, die für die Einführung 
der Telearbeit in Unternehmen zur Verfügung stehen, 
aktualisiert und die Rolle der Arbeitnehmervertre-
ter geklärt. Die Konvention legt auch die Rechte und 
Pflichten der Parteien in Bezug auf Datenschutz, Ar-
beitsmittel, Gesundheit und Sicherheit, Arbeitsorgani-
sation und Ausbildung fest. Eine spezielle Bestimmung 
zur Gleichbehandlung von Telearbeitern und anderen 
Arbeitnehmern unterstreicht das Prinzip der Nichtdis-
kriminierung.

Seit Beginn der COVID-19-Krise steht Telearbeit im 
Fokus der Medien und hat den Unternehmen ermög-
licht, ihre Tätigkeit unter Beachtung der behördlichen 
Auflagen und der Gesundheit der Mitarbeiter fortzuset-
zen, sofern die Art der Arbeit dies zuließ. Telearbeit ist 
inzwischen für eine große Zahl von Arbeitnehmern zur 
Regel geworden und hat so die Wirtschaft vor einem 
noch größeren Zusammenbruch bewahrt.

Am 15. Oktober 2020 empfing seine Königliche Hoheit Groß-
herzog Henri, den Nationalpräsidenten des LCGB Patrick 
DURY zu einer Audienz.

Was tun?
Selbstisolation/-quarantäne 
Jeder, der COVID-19 Symptome hat, positiv auf 

COVID-19 getestet wurde oder Symptome hat und 
noch auf sein Testergebnis wartet, sollte sich sofort 
selbst isolieren. Die Isolierung wird vom Arzt mittels 
eines ärztlichen Attests, das dem Arbeitgeber auszu-
händigen ist, für mindestens 10 Tage nach Auftreten 
der Symptome verordnet.

Die Gesundheitsinspektion kontaktiert systematisch 
Hochrisikokontakte und schickt ihnen eine Quarantä-
neanordnung, die auch als Arbeitsunfähigkeitsbeschei-
nigung gilt, sowie die Anordnung eines COVID-19-PCR-
Tests, der am 6. Tag nach dem potenziell infektiösen 
Kontakt durchzuführen ist. Falls erforderlich, kann 
der behandelnde Arzt auch per Telekonsultation einen 
COVID-19-Kontrolltest am 6. Tag verschreiben.

Um die Ermittlung von Kontaktpersonen zu ver-
einfachen und zu beschleunigen, können Personen, 
die positiv auf COVID-19 getestet wurden, und Per-
sonen, die engen Kontakt zu einer COVID-19 positiv 
getesteten Person hatten, jetzt auch einfach durch das 
Ausfüllen eines Online-Formulars unter www.covidtra-
cing.public.lu/covid das Contact Tracing unterstützen. 
Der Link wird auch direkt per SMS an Personen ge-
sendet, die positiv auf COVID-19 getestet wurden. Die-
se können dann den Link mit ihrer Referenznummer 
an ihre Hochrisikokontakte weiterleiten.

• wenn Sie positiv auf COVID-19 getestet wurden: 
Sie müssen sich sofort in Isolation begeben, ohne 
auf den Anruf der Kontaktverfolgungseinheit zu 
warten. Die Kontaktverfolgungseinheit wurde 
über Ihr Testergebnis informiert. Während Sie 
auf Ihren Anruf warten, können Sie helfen, Per-
sonen ausfindig zu machen und zu identifizie-
ren, die einen Risikokontakt mit Ihnen hatten. 
Dazu füllen Sie einfach das Online-Formular aus. 
Sie erhalten eine Isolationsanordnung, die auch 
als Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung gilt.

• wenn Sie mit einer Person Kontakt hatten, die 
positiv getestet wurde: Sie müssen sich in Selbst-
quarantäne begeben. Um die erforderlichen Qua-
rantäneanordnung, die auch als Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigung gilt, sowie eine Verschreibung 
für einen COVID-19 Test zu erhalten, müssen Sie 
das Online-Formular ausfüllen und den Vor- und 
Nachnamen der positiv getesteten Person oder 
die Referenznummer angeben, wenn die positiv 
getestete Person Ihnen diese mitgeteilt hat. 

Als Hochrisikokontakt gelten Kontakte, die länger 
als 15 Minuten angedauert haben, unter 2 Metern 
ohne korrektes Tragen der Maske und innerhalb eines 
Zeitraums von 48 Stunden vor den ersten Symptomen 
bzw. dem Testdatum erfolgten.

COVID-19 
Neues Beratungszentrum

Das erste COVID-19 Beratungszentrum (Centre 
de consultation COVID-19 - CCC) hat am 27. Oktober 
2020, um 10 Uhr im ehemaligen Nebengebäude der 
BnL auf dem Kirchberg seine Türen geöffnet. Das 
CCC ist 7 Tage die Woche von 10 bis 17 Uhr geöff-

net. Die bislang dort ansässige Teststation wurde am 
26. Oktober 2020 geschlossen. 

Konsultationen im CCC erfolgen unabhängig da-
von, ob man sozialversichert ist und sind zudem 
kostenlos. Die Patienten werden gebeten, sich bei 
der Ankunft auszuweisen, und falls sie eine Sozial-
versicherungskarte haben, diese vorzuweisen.

Das CCC empfängt nur symptomatische Perso-
nen, d.h. solche mit Anzeichen einer COVID-19-In-
fektion und solche, bei denen bereits COVID-19 dia-
gnostiziert wurde.

Kinder unter 6 Jahren können nicht aufgenom-
men werden. Sie müssen im Notfall von ihrem Kin-
derarzt, einem Allgemeinmediziner oder in einem 
Krankenhaus, wie der Kannerklinik des CHL, ver-
sorgt werden.

Das CCC verfügt über eine medizinische Grund-
ausstattung, die die ambulante Behandlung von 
Personen mit Anzeichen einer COVID-19 Infektion 
sowie von Personen, bei denen COVID-19 diagnos-
tiziert wurde, ermöglicht. Auch können COVID-19 
Tests (PCR-Nasopharynxabstriche) direkt vor Ort 
durchgeführt werden.

Personen mit einem ärztlichen Rezept für einen 
COVID-19 Test müssen sich jedoch zum Testen in 
ein privates Labor begeben und Personen mit einer 
Einladung für einen Test im Rahmen des Large-
Scale-Testings müssen weiterhin einen Termin über 
www.covidtesting.lu oder www.guichet.lu in einem 
dafür vorgesehenen Testzentrum vereinbaren.

Ausgangssperre
Regelungen bis zum 30.11.2020

Bis zum 30. November 2020 herrscht eine Aus-
gangssperre zwischen 23:00 und 6:00 Uhr. Ausnah-
men gelten:

• für berufliche oder lehrende Tätigkeiten;
• für ärztliche Konsultationen oder die gesundheit-
lichen Hilfeleistungen;

• für den Kauf von Medikamenten oder Gesund-
heitsprodukten;

• bei zwingenden familiären Gründen, zur Unter-
stützung und Betreuung von gefährdeten oder 
prekären Personen oder zur Kinderbetreuung;

• bei einer gerichtlichen, polizeilichen oder admi-
nistrativen Vorladung;

• bei Bewegungen zu oder von einem Bahnhof 
oder Flughafen im Rahmen einer Auslandsreise;

• beim Transitverkehr auf dem Autobahnnetz;
• kurzzeitig im Umkreis von einem Kilometer vom 
Wohnort für das Ausführen von Haustieren;

• in Fällen höherer Gewalt oder in Situationen der 
Notwendigkeit.

Unter keinen Umständen dürfen Bewegungen zur 
Teilnahme an Versammlungen stattfinden.



Private Zusammenkünfte
Zusammenkünfte zu Hause oder bei privaten 

Veranstaltungen, in einem geschlossenen Raum oder 
im Freien, mit mehr als 4 Personen, sind verboten 
(max. 4 Personen zusätzlich zu den Personen, die 
im entsprechenden Haushalt zusammenleben. Aus-
nahme: Es darf auch ein Haushalt, der aus mehr 
als 4 Personen besteht, empfangen werden). Diese 
Zusammenkünfte unterliegen weder den Abstands-
regelungen noch der Maskenpflicht.

Öffentliche Versammlungen
Bei Zusammenkünften von 10-100 Personen gilt 

eine Masken- und Sitzplatzpflicht unter Einhaltung 
eines Abstands von 2 Metern. Das Tragen einer 
Maske ist für das Personal zu jeder Zeit obligato-
risch.

Diese Abstandsregelung gilt nicht für Wochen-
märkte und Nutzer öffentlicher Verkehrsmittel.

Jegliche Restauration und Getränkeausschank 
während einer Versammlung ist verboten.

Die Sitzplatzpflicht gilt nicht bei der Ausübung 
der Demonstrationsfreiheit, bei Beerdigungen, 
Messen, Wochenmärkten, Ausstellungen, Museen, 
Kunstzentren und Sportveranstaltungen, bei denen 
das Publikum zirkuliert.

Versammlungen von mehr als 100 Personen 
sind verboten. Nicht gezählt werden folgende Per-
sonen: Redner, kirchliche Vertreter, Sportler und 
Trainer sowie Theater- und Filmschauspieler, Musi-
ker und Tänzer, die beruflich künstlerisch tätig sind 
und sich auf der Bühne befinden. Dieses Verbot gilt 
weder für die Demonstrationsfreiheit noch für Wo-
chenmärkte im Freien.

Sportliche Aktivitäten
Sportlichen Aktivitäten mit mehr als 4 Sportlern 

sind verboten, mit Ausnahme von Meisterschaften 
in der höchsten Division der jeweiligen Sportkate-
gorie auf A-Niveau und Nationalmannschaften der 
jeweiligen Sportverbände. Die schulischen Sportakti-
vitäten werden aufrechterhalten.

Maskenpflicht
Bei Versammlungen mit mehr als 4 Personen 

ist das Tragen einer Maske obligatorisch sowohl in 
einem geschlossenen Bereich als auch unter freiem 
Himmel.

Maskenpflicht besteht bei Aktivitäten, die für 
ein zirkulierendes Publikum offen sind und an ei-
nem geschlossenen Ort stattfinden, sowie in öffent-
lichen Verkehrsmitteln, mit Ausnahme des Fahrers, 
wenn ein Personenabstand von 2 Metern eingehal-

1939
12. Mai

Die Muttergottesoktave ist
das erste Event, dass es mit 
einem Foto in den Sozialen 

Fortschritt schafft

1945
28. Möàäàäaerz

Ein Zeitdokument: die 
1. Ausgabe des Sozialen 

Fortschritts der Nachkriegszeit. 
Der LCGB setzt sich für den 

Neuaufbau ein und fordert die 
Rückkehr des LCGB-Präsidenten 
aus der Umsiedlung „Bättchen, 

komm hém!“

COVID-19 
Regelungen im Privatleben

ten wird oder ihn eine Trennvorrichtung von den 
Fahrgästen trennt.

Als Maske gilt eine Schutzmaske oder eine an-
dere Vorkehrung, die die Nase und den Mund bede-
cken. Kunststoffvisiere gelten nicht als eine solche 
Vorkehrung.

Von der Maskenpflicht ausgenommen sind:
• Kinder unter 6 Jahren;
• Akteure im religiösen, kulturellen und sport-
lichen Bereich bei der Ausübung ihrer Tätig-
keit;

• Theater- und Filmschauspieler, Musiker und 
Tänzer, die professionell im künstlerischen 
Bereich arbeiten;

• Menschen, die an schulischen und außerschu-
lischen Aktivitäten teilnehmen;

• Behinderte oder an einer Pathologie leidende 
Personen, die im Besitz eines ärztlichen Zeug-
nisses sind, das diese Ausnahme rechtfertigt.

Sanktionen
Verstöße von natürlichen Personen werden mit 

einer Geldstrafe von 100 € bis 500 € geahndet. Zu 
dieser Geldstrafe kann eine Verwarnung von 145 € 
hinzukommen. Die Verwarnung wird durch ein Pro-
tokoll ersetzt, wenn die Person zum Zeitpunkt des 
Verstoßes minderjährig ist.

Die Verwarnung muss sofort an Ort und Stelle 
bezahlt werden. Wenn dies nicht möglich ist, ist 
diese innerhalb einer festgesetzten Frist zu bezah-
len. 

Bei Nichtzahlung oder liegt kein Widerspruch 
gegen die ausgestellte Verwarnung innerhalb von 
30 Tagen vor, wird eine Pauschalstrafe in Höhe 
des doppelten Betrags der ausgestellten Verwar-
nung fällig.

Hotel- und Gastgewerbe HORECA
Regelmäßige oder gelegentliche Restauration 

und Getränkeausschank, drinnen oder draußen, 
müssen folgende Bedingungen einhalten:

• mit Ausnahme bei Take-away-, Drive-in- und 
Lieferdiensten ist der Verzehr am Tisch wäh-
rend der Restauration und dem Getränkeaus-
schank für den Kunden obligatorisch;

• nur Sitzplätze sind erlaubt;
• maximal 4 Personen pro Tisch sind erlaubt, 
es sei denn, die Personen leben im gleichen 
Haushalt;

• nebeneinander aufgestellte Tische müssen 
durch einen Abstand von mindestens 1,5 Me-
tern oder, wenn dies nicht möglich ist, durch 
eine Barriere oder physische Trennung ge-
trennt sein, um das Infektionsrisiko zu be-
grenzen;

• der Gast muss eine Maske tragen, wenn er 
nicht am Tisch sitzt;

• Personal, das in direktem Kontakt mit dem 
Kunden ist, muss eine Maske tragen;

• obligatorische Schließung bis spätestens 
23:00 Uhr, ohne Ausnahme;

• es dürfen maximal 100 Gäste empfangen 
werden.

Die Nichteinhaltung der Schutzmaßnahmen 

Restriktionen
Geschäftstätigkeiten

kann folgende Geldstrafen nach sich ziehen:
• 100 € - 500 € für den Gast;
• bis zu 4.000 € für Händler, Geschäftsführer 
oder Verantwortliche. Im Falle einer Wieder-
holungstat kann dieser Betrag verdoppelt 
werden, die Gewerbegenehmigung für 3 Mo-
nate entzogen werden und das Unternehmen 
hat keinen Anspruch mehr auf Finanzhilfen.

Einkaufszentren & Supermärkte
Für jeden kommerziellen Betrieb mit einer Ver-

kaufsfläche von 400 m2 oder mehr gilt eine Ober-
grenze von einem Kunden pro 10 m2.

Aufgrund der COVID-19-Pandemie wurden in 
den Monaten April bis Juni 2020 alle Krankenta-
ge von privatrechtlich Beschäftigten (einschließlich 
Gemeindebediensteten) aufgrund von Krankheit, 
Unfall oder bei der progressiven Arbeitsaufnahme 
direkt von der CNS übernommen.

Leider kann es zu Lohnunterschieden aufgrund 
der unterschiedlichen Berechnungsmethode durch 
die CNS und durch den Arbeitgeber bei der Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall gekommen sein.

Der Arbeitgeber ist rechtlich verpflichtet, diese 
Lohnunterschiede zu korrigieren. Zu diesem Zweck 
erhalten die betroffenen Mitarbeiter und Arbeitge-
ber ab Mitte November 2020 von der CNS eine Be-
scheinigung über die Zahlungen.

Auf Basis dieser Bescheinigung ist der Arbeit-
geber verpflichtet, eventuelle Differenzen zum 
Nachteil des Arbeitnehmers zu begleichen. Eine 
Mehrzahlung muss nicht vom Arbeitnehmer zu-
rückgezahlt werden.

Wir empfehlen Ihnen, sobald Sie die Bescheini-
gung über die Zahlungen von der CNS erhalten ha-
ben, sich mit Ihrem Arbeitgeber in Verbindung zu 
setzen, um die Modalitäten für die Rückerstattung 
der Ihnen geschuldeten Beträge zu klären.

Krankengeld
Differenzen ausgleichen

Absage 
Generalversammlung

Angesichts der aktuellen Entwicklung der Ge-
sundheitskrise und der neuen Restriktionen haben 
wir beschlossen, die für den 14. Dezember 2020 
geplante Generalversammlung der Luxmill Mutuelle 
abzusagen.

Sofern die Situation es zulässt, wird die General-
versammlung 2020 auf die erste Jahreshälfte 2021 
verschoben. Wir werden Sie so bald wie möglich 
über den neuen Termin informieren.



1947
27. Juni 

Mit Fotos macht der LCGB  
auf die schwierigen und 

gefährlichen Arbeitsverhältnisse 
aufmerksam

1949
5. Maerz

Mit der Veröffentlichung der 
Wahlzettel für die Sozialwahlen 

mobilisiert der LCGB die 
Arbeitnehmerschaft

Bei Versammlungen mit  mehr als 
4 Personen ist das Tragen einer 
Maske obligatorisch.

Max. 4 Personen zu Hause oder 
im Restaurant an einem Tisch (mit 
Ausnahme von Personen, die zu-
sammen wohnen).

Ausgangssperre zwischen 23:00 
und 06:00 Uhr.

Bei Versammlungen mit mehr als 
10 Personen ist das Tragen einer 
Maske und ein Abstand von 2 Me-
tern obligatorisch.

2m


2m

COVID-19 
Neue Schutzmaßnahmen

Nachbarländer
COVID-19 Restriktionen

Ende Oktober 2020 beschlossen die Nachbarlän-
der des Großherzogtums zusätzliche COVID-19 Res-
triktionen. Im Folgenden finden Sie eine Übersicht 
der Maßnahmen mit Stand vom 10. November 2020. 

Deutschland
In Deutschland gelten seit dem 2. November 

2020 bis vorerst Ende November 2020 folgende 
Maßnahmen: Kontakte zu anderen Personen außer-
halb des eigenen Hausstands müssen auf ein ab-
solutes Minimum beschränkt werden. 

Der Aufenthalt in der Öffentlichkeit oder zu 
Hause ist nur mit den Angehörigen des eigenen 
und eines weiteren Hausstandes, jedoch in jedem 
Falle maximal mit 10 Personen gestattet. Generell 
soll auf nicht notwendige private Reisen und Be-
suche, auch von Verwandten, verzichtet werden. 
Übernachtungsangebote werden nur noch für not-
wendige und ausdrücklich nicht touristische Zwe-
cke zur Verfügung gestellt. 

Gastronomiebetriebe sowie Bars, Clubs, Disko-
theken und Kneipen bleiben geschlossen. Die Liefe-
rung und Abholung von Speisen bleibt erlaubt. Me-
dizinisch notwendige Behandlungen, zum Beispiel 
Physiotherapien, bleiben weiter möglich. 

Auch Friseursalons und der Groß- und Einzel-
handel bleiben unter Hygiene-Auflagen geöffnet. 
Andere Dienstleistungen wie Kosmetikstudios, Mas-
sagepraxen oder Tattoo-Studios bleiben geschlos-
sen. Der Schul- und Kita-Betrieb geht weiter.

Freizeit- und Kulturinstitutionen bleiben ge-

schlossen. Dazu gehören etwa Theater, Konzert-
häuser, Kinos oder auch Fitnessstudios. Auch der 
Freizeit- und Amateursportbetrieb wird eingestellt, 
mit Ausnahme des Individualsports allein, zu zweit 
oder mit dem eigenen Hausstand. Profisportver-
anstaltungen können ohne Zuschauer stattfinden. 

Belgien
Die verschärften COVID-19-Präventionsmaß-

nahmen gelten vom 2. November 2020 bis ein-
schließlich zum 13. Dezember 2020. 

Jedes Familienmitglied hat Recht auf eine enge 
Kontaktperson. Eine Familie darf nur eine enge 
Kontaktperson zugleich zu sich nach Hause ein-
laden. Kein weiterer Besuch ist dann zu Hause zu-
lässig. Ausnahme für alleinlebende Menschen: Sie 
dürfen außer ihrer engen Kontaktperson noch eine 
weitere Person einladen, aber nicht gleichzeitig. 

Zusammenkünfte im Freien dürfen nach der 
Vier-Personen-Regel unter Einhaltung des Sicher-
heitsabstands sowie mit Maske erfolgen. 

Bestattungen können mit bis zu fünfzehn An-
wesenden, ohne Essen oder Empfang nach der Ze-
remonie, stattfinden. Gebetshäuser bleiben offen, 
aber ohne Gottesdienst. Eheschließungen finden 
nur in Anwesenheit der Ehepartner, der Trauzeu-
gen und der Standesbeamten statt.

Gemäß den europäischen Übereinkommen wer-
den die Grenzen nicht geschlossen. Von Reisen ins 
Ausland wird jedoch dringend abgeraten. 

Telearbeit ist obligatorisch, wo immer dies mög-
lich ist. Ist Telearbeit nicht möglich, sind Maske 
und Lüftung der Räumlichkeiten Pflicht. 

Restaurants bleiben geschlossen außer für Lie-
ferung und Abholung von Speisen. Ferienzentren 
und Campingplätze bleiben vollständig geschlos-
sen. Hotels und B&Bs bleiben geöffnet, aber ihre 
Restaurants und Bars sind geschlossen. Mahlzeiten 
können im Zimmer eingenommen werden.

Nicht unbedingt notwendige Geschäfte bleiben 
geschlossen, können aber Abholung und Hauslie-
ferung vorbestellter Waren organisieren. Beim Ab-
holen von Einkäufen ist der Zugang zum Geschäft 
verboten. 

Um faire Wettbewerbsbedingungen zu gewähr-
leisten, beschränken Supermärkte und Märkte  
(<200 Personen) ihr Angebot auf systemrelevan-
te Produkte. Nicht-medizinische Berufe (Friseure, 
Maskenbildner, Wellnesszentren, Massagezentren, 
Schönheitssalons usw.) müssen schließen. Auto-
werkstätten und Fahrradgeschäfte führen nur 
noch Reparaturen durch.

Frankreich
Frankreich geht in den Lockdown. Vom 30. Ok-

tober 2020 bis mindestens 1. Dezember 2020 gel-
ten strikte Kontakt- und Ausgangsbeschränkungen.

Allgemein müssen die Menschen zu Hause blei-
ben außer mit einer Bescheinigung in nachfolgen-
den Fällen:

• für berufliche Tätigkeiten oder für die Aus-
bildung;

• für den Kauf von für die berufliche Tätig-
keit notwendigen Gütern, für den Kauf von 
Grundbedarfsgütern und für Hauslieferun-
gen;

• für ärztliche Konsultationen oder Behandlun-
gen, die nicht aus der Ferne erbracht werden 
können;

• aus zwingenden familiären Gründen, zur Un-
terstützung und Betreuung von gefährdeten 

oder prekären Personen oder zur Kinderbe-
treuung;

• behinderte Personen und deren Begleitperso-
nen;

• kurzzeitig und maximal eine Stunde täglich 
im Umkreis von höchstens einem Kilometer 
um die Wohnung herum, entweder für eine 
individuelle körperliche Aktivität, wobei kei-
nerlei gemeinsamer Sport betrieben werden 
darf und Distanz gewahrt sein muss, oder 
für einen Spaziergang mit Personen des glei-
chen Haushalts, oder um Haustiere auszu-
führen;

• bei einer gerichtlichen, polizeilichen oder ad-
ministrativen Vorladung;

• für Aufgaben von allgemeinem Interesse auf 
Antrag einer Verwaltungsbehörde.

Dauerhaft gültige Bescheinigungen werden für 
den Arbeitsweg sowie für den Schulbesuch von 
Kindern zur Verfügung gestellt. Für alle anderen 
Gründe müssen für jeden Ausgang einzelne Be-
scheinigungen ausgefüllt werden. Bei Zuwiderhand-
lung wird eine Geldstrafe von 135 € fällig.

Was den Bildungsbereich betrifft, so bleiben 
Kindergärten, Schulen, weiterführende Schulen 
und Gymnasien mit verstärkten Gesundheitsmaß-
nahmen offen, unter anderem ist eine Masken-
pflicht ab einem Alter von 6 Jahren vorgesehen. 
Auch die außerschulische Betreuung (Kindertages-
stätten, Kinderhort) wird aufrechterhalten. 

Was die Hochschulbildung anbelangt, so werden 
alle Vorlesungen und Seminare als Fernkurse ge-
halten, mit Ausnahme einiger praktischer Arbei-
ten. 

Telearbeit ist, wo immer möglich, obligatorisch. 
Im Gegensatz zum Lockdown im März können je-
doch das Baugewerbe (Hoch- und Tiefbau) sowie 
Fabriken und landwirtschaftliche Betriebe ihre 
Tätigkeit fortsetzen. Postämter und Schalter für 
öffentliche Dienstleistungen bleiben ebenfalls ge-
öffnet.

Nicht systemrelevante Geschäfte und öffentli-
che Einrichtungen bleiben während des Lockdowns 
geschlossen, einschließlich:

• Gastronomiebetriebe, mit Ausnahme von Lie-
fer- und Abholtätigkeiten; 

• Geschäfte und Einkaufszentren, mit Ausnah-
me von Liefer- und Abholtätigkeiten;

• Bibliotheken, Dokumentationszentren, Me-
diatheken, Museen; 

• Konferenz- und Versammlungsräume, Ver-
anstaltungsorte oder Mehrzweckhallen (wie 
Festsäle); 

• Indoor Sporthallen (Turnhallen, Hallenbäder 
usw.) mit Ausnahme des Profisports; 

• Outdoor Freizeitstätten (Stadien, Pferderenn-
bahnen, Vergnügungsparks, zoologische Gär-
ten usw.) mit Ausnahme von professionellen 
Sportaktivitäten; 

• Tanzsäle (Diskotheken) und Spielhallen (Ka-
sinos, Bowlingbahnen); 

• Ausstellungshallen, Messen und temporäre 
Ausstellungen. 

Schließung von Campingplätzen, Feriendörfern 
und touristischen Unterkünften, außer wenn sie 
einen regulären Aufenthaltsort für die dort leben-
den Personen oder für die Aufnahme von Personen 
in Isolation oder Quarantäne darstellen. 



1951
18. August

Die Berichterstattung über den 
30. Bundeskongress des LCGB 
bringt das 1. Gruppenbild auf 

die Coverseite

1953
14. Februar

Erstmalige Erwähnung einer 
Streikaktion: Der 24-Stunden-
Streik vom 4. Februar 1953 

in der Hüttenindustrie für eine 
Arbeitszeit von 48 Stunden mit 
vollem Lohnausgleich war ein 

riesen Erfolg

Wussten Sie schon? 
Am 1. September 1951 tritt eine neue 

Gesetzgebung zum Mindestlohn in 
Kraft, die eine Anpassung des sozialen 
Mindestlohns an die Indexziffer der 

Lebenskosten gewährleistet.

Weiterbildung zur Ausübung des Personaldelegierten-
mandats Ende Oktober 2020 in Remich.

COVID-19
Coronatestzentren 

Haben Sie ein ärztliches Rezept für einen COVID-
19-Test? Dann können Sie sich in den Laborzentren 
von Bionext, Ketterthill und Laboratoires Réunies tes-
ten lassen, einschließlich dem Drive-in in Junglinster, 
das Tests nach Terminabsprache durchführt. Die Öff-
nungszeiten sind von Montag bis Freitag von 07:00 
bis 15:00 Uhr und samstags von 07:00 bis 10:00 Uhr.

Um der hohen Nachfrage nach Tests gerecht zu 
werden, wurden Anfang November 2020 zwei weitere 
Testzentren eröffnet: 

Esch-sur-Alzette
Ab dem 3. November 2020 um 12:00 Uhr mit-

tags. Anschrift: Jos-Kieffer-Straße 2. Öffnungszeiten: 
7 Tage die Woche von 10.00 bis 17.00 Uhr. Nur Per-
sonen mit einer ärztlichen Testverschreibung werden 
zugelassen und es ist kein Termin notwendig. Kinder 
können erst ab einem Alter von 6 Jahren getestet 
werden.

Dudelange
Drive-in ab dem 6. November 2020. Anschrift: 

1, rue Louis Rech. Öffnungszeiten: Montag - Sams-
tag von 9:00 bis 17:00 Uhr. Nur Personen mit einer 
ärztlichen Testverschreibung werden zugelassen und 
es ist ein Termin notwendig. Kinder können erst ab 
einem Alter von 6 Jahren getestet werden. Termine 
können über www.rdv.lns.lu vereinbart werden.

Deutschland
Einreisebestimmungen

Seit dem 8. November 2020 gilt die Pflicht einer 
digitalen Einreiseanmeldung für Reisende, die nach 
Deutschland einreisen wollen und sich in den letzten 
zehn Tagen in einem Risikogebiet aufgehalten haben.

Ihre Reise- und Kontaktdaten werden an die für 
Ihren Aufenthaltsort zuständige Gesundheitsbehörde 
weitergeleitet, um die Einhaltung der Quarantänevor-
schriften zu prüfen. Das digitale Einreiseformular kön-
nen Sie unter www.einreiseanmeldung.de ausfüllen.

Diese Regelung sowie die Quarantänepflicht gilt 
nicht, für Personen, die nur zur Durchreise nach 
Deutschland kommen oder, die sich im Rahmen des 
Grenzverkehrs weniger als 24 Stunden in Luxemburg 
aufgehalten haben oder für bis zu max. 24 Stunden 
nach Deutschland einreisen.

Luftfahrt 
 Abkommen unterzeichnet
Nach der satzungsgemäßen Vorlage bei den ver-

schiedenen Gremien validierten und unterzeichneten 
die Gewerkschaften und die Generaldirektion von Lu-
xair das Tripartite Abkommen am 9. November 2020.

Das unterzeichnete Tripartite Abkommen umfasst:
• zweijährliche Folgesitzungen der Tripartite zur 
Überprüfung der wirtschaftlichen, finanziellen 
und sozialen Entwicklung im Luftfahrtsektor;

• den Zukunftsplan 2020-2023 für Luxair; 
• einen Anhang zum Luxair-Kollektivvertrag.

Der Zukunftsplan 2020-2023 für Luxair enthält 
Begleitmaßnahmen, die zwischen den Parteien ver-
einbart wurden, um die Beschäftigung zu garantieren 
sowie während der Laufzeit Entlassungen aus wirt-
schaftlichen Gründen zu unterbinden. Weiterhin wird 
eine Wiedereingliederungseinheit (CDR) geschaffen, 
um die von einem strukturellen Personalüberhang be-
troffen Mitarbeiter, entweder intern oder extern zu 
platzieren, falls erforderlich, durch einen bedarfsge-
rechten Weiterbildungsplan.

Der Kollektivvertrag wird für weitere 3 Jahre bis 
zum 31. Dezember 2023 in seiner Gesamtheit und mit 
allen Leistungen verlängert, mit Ausnahme der Tarif-
erhöhungen (jährlich bzw. zweijährlich), die im Falle 
einer verbesserten wirtschaftlichen Unternehmenssi-
tuation Teil der Verhandlungen für den nächsten Kol-
lektivvertrag sein werden.

Sobald der Zukunftsplan vom Arbeitsminister ge-
nehmigt ist, werden die Gewerkschaften und die Gene-
raldirektion von Luxair im Rahmen des KMU-Begleit-
ausschusses eine Analyse des Personalüberhangs pro 
Abteilung durchführen.

Wiedereingliederung 
Lohnausgleich 

Die am 1. November 2020 in Kraft getretene Re-
form über die berufliche Wiedereingliederung sieht Än-
derungen bei der Gewährung und Prozedur der Wie-
dereingliederung sowie der Berechnungsmethode des 
Lohnausgleichs bei interner Wiedereingliederung vor.

Lohnausgleich festgeschrieben und indexiert
Der Lohnausgleich wird nicht mehr monatlich neu 

berechnet und ist indexiert. Der Lohnausgleich ist aber 
nach wie vor sozialversicherungs- und steuerpflichtig. 

Neue Berechnungsmethode: Monatlicher Lohnaus-
gleich = (Jährliches Referenzgehalt - durchschnittliches 
Jahreseinkommen) / 12. 

Das jährliche Referenzgehalt entspricht dem durch-
schnittlichen Bruttoeinkommen während der 12 Monate 
vor dem Beschluss der Wiedereingliederung. Das durch-
schnittliche Jahreseinkommen wird auf der Grundlage 
des 1. Jahres der Wiedereingliederung berechnet.

In der Berechnung des jährlichen Referenzgehalts 
sind mit einbezogen:

• das Bruttogehalt;
• aktuellen Boni und Zuschläge;
• Gratifikationen;
• Sachleistungen, die in bar ausgezahlt werden.

Von der Berechnung ausgeschlossen sind: 
• Überstunden;
• Erstattungszahlungen für Nebenkosten.

Wenn ein Arbeitnehmer in Wiedereingliederung den 
Lohnausgleich bisher weniger als 14 Monate erhalten 
hat, wird das Referenzgehalt erst einmal vorläufig be-
rechnet und alle 3 Monate angepasst. Nach 14 Monaten 
Auszahlung wird der monatliche Lohnausgleich end-
gültig festgeschrieben. Eine Änderung des monatlichen 
Lohnausgleichs erfolgt nur in den folgenden Fällen:

• bei einer Indexerhöhung (+ 2,5%);
• bei einer Änderung der Arbeitszeit oder des Ar-
beitsplatzes;

• während Zeiträumen, die nicht durch den Lohn-
ausgleich erstattet werden (unbezahlter Urlaub, 
Elternurlaub, Zahlungsverweigerung bei Krank-
heit usw.);

• wenn das neue durchschnittliche Bruttoeinkom-
men höher ist als das vor der Wiedereingliederung; 

• wenn das durchschnittliche Bruttoeinkommen 
und der Lohnausgleich zusammen die Beitrags-
bemessungsgrenze des 5-fachen des sozialen Min-
destlohns (10.709,95 €/Monat) überschreiten.

Zukünftige Lohnausgleichszahlungen 
Ende November 2020 erhält der Arbeitnehmer in 

interner Wiedereingliederung 2 Lohnausgleichszahlun-
gen von der ADEM: 

• den Lohnausgleich für September 2020, dessen 
Höhe sich nach dem Einkommen des wiederein-
gegliederten Arbeitnehmers richtet;

• den Lohnausgleich für November 2020, der jetzt 
festgeschrieben und auf Basis des gesetzlichen 
Referenzgehalts berechnet wird.

Ende Dezember 2020 erhält der Arbeitnehmer in 
interner Wiedereingliederung 2 Lohnausgleichszahlun-
gen von der ADEM: 

• den Lohnausgleich für Oktober 2020, dessen 
Höhe sich nach dem Einkommen des wiederein-
gegliederten Arbeitnehmers richtet;

• den Lohnausgleich für Dezember 2020, der jetzt 
festgeschrieben und auf Basis des gesetzlichen 

Referenzgehalts berechnet wird ohne Abzug von 
Gehaltserhöhungen, die sich aus einer Laufbahn-
aufwertung aufgrund eines bestehenden, im De-
zember 2020 geltenden Kollektivvertrags ergeben.

Ab Januar 2021 erhält der Arbeitnehmer in inter-
ner Wiedereingliederung den festgeschrieben monatli-
chen Lohnausgleich. Gesetzliche, tarifliche und vertrag-
liche Laufbahnanpassungen, Boni und Gratifikationen 
führen nicht mehr zu einer Kürzung. 

Neue strikte Verpflichtungen 
Jede vergütete Nebentätigkeit muss der Gemischten 

Kommission gemeldet werden, andernfalls kann der 
Lohnausgleich sofort entzogen werden. 

Geänderte Arbeitszeiten oder Arbeitsvereinbarungen 
ohne vorherigen Antrag bei der Gemischten Kommis-
sion können zum Entzug des Lohnausgleichs und zur 
Aberkennung des Wiedereingliederungsstatus führen.

Geleistete Überstunden durch einen wiedereinge-
gliederten Arbeitnehmer haben eine medizinische Neu-
bewertung zur Folge.
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Der LCGB stellt seine 
Kandidaten in den Blickpunkt. 

Zuvor nur mit Namen 
aufgeführt, erscheinen 

erstmalig die Kandidaten für 
die Arbeiterkammerwahlen mit 

Porträtfotos auf dem Cover
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16. Januar
Der LCGB wirbt nun auch 

aktiv mit einem Plakat für die 
bevorstehenden Sozialwahlen

Industrie-Stahlindustrie

Am 15. Juni 2020 unterzeichneten die Gewerk-
schaften LCGB und OGBL sowie die Geschäftsleitung 
von Faurecia AST Luxemburg einen neuen koordi-
nierten Text, in dem alle bestehenden Kollektivver-
tragstexte und die letzten Anpassungen an die gel-
tenden gesetzlichen Bestimmungen zusammengefasst 
sind. Der Hersteller von Textilbeschichtungen für die 
Automobilindustrie hat seinen Sitz in Eselborn und 
beschäftigt rund 100 Mitarbeiter.

Die bereits im Oktober 2019 erzielte Vereinba-
rung sieht eine Änderung des Urlaubsgeldes (Produk-
tion) bzw. der 13. Monats (Verwaltung) vor:

• der Grundbetrag wird auf 95% erhöht und ab 
2020 ausgezahlt;

• wenn die Ziele des Betriebsergebnisses im Jahr 
2022 erreicht werden, wird der Betrag auf 100% 
erhöht und für das betreffende Jahr gezahlt.

Faurecia AST 
Neuer koordinierter Text

Paul Wurth
Verlängerung Kollektivvertrag

Trotz der derzeit schwierigen Gegebenheiten hat 
die Geschäftsleitung von Paul Wurth gemeinsam mit 
den Gewerkschaften und Arbeitnehmervertretern be-
schlossen, die Verhandlungen über die Erneuerung 
des Kollektivvertrages fortzusetzen. Beide Parteien 
konnten sich am 25. Juni 2020 darauf einigen, den 
geltenden Kollektivvertrag bis zum 31. Dezember 
2020 zu verlängern, mit folgenden Bestimmungen:

• Gewährung eines zusätzlichen freien Tages;
• Schutz vor Beendigung des Arbeitsvertrags 
aufgrund von Arbeitsunfähigkeit;

• Einbeziehung der Telearbeit in den Vertrags-
text;

• Wiedereinführung des Zusatzrentensystems.
Ab 2021 tritt dann ein neues, für 3 Jahre gülti-

ges Abkommen mit folgenden Zusatzbestimmungen 
in Kraft:

• schrittweise Einführung von Essensgutschei-
nen für alle Mitarbeiter:
- 6 Gutscheine pro Monat ab 1. April 2021;
- 12 Gutscheine pro Monat ab 1. Juli 2022;

- 18 Gutscheine pro Monat ab dem 1. Oktober 
2023;

• Zahlung einer außerordentlichen Prämie an-
lässlich des 150. Geburtstags von Paul Wurth;

• Anerkennung von 10, 20 und 25 Jahren Be-
triebszugehörigkeit;

• Überarbeitung des Beurteilungssystems (wird 
derzeit in einer Arbeitsgruppe finalisiert);

• Optimierung der Methode zur Berechnung des 
Jahresbonus (wird derzeit in einer Arbeits-
gruppe finalisiert).

ArcelorMittal Centre 
Logistique Européen 
Am 8. Juli 2020 schlossen der LCGB, als Mehr-

heitsgewerkschaft, und der OGBL den ersten Kol-
lektivvertrag mit ArcelorMittal Centre Logistique 
Européen (AMCLE) ab, einem wichtigen Logistikun-
ternehmen von ArcelorMittal in Luxemburg. Für den 
AMCLE-Standort in Haneboesch, gegründet im Jahr 
2006, gab es bisher keinen Kollektivvertrag, obwohl 
diese für alle anderen luxemburgischen Werke von 
ArcelorMittal existieren. 

Im Interesse der Gleichbehandlung und Aner-
kennung aller Mitarbeiter an allen luxemburgischen 
Standorten von ArcelorMittal, ist es den Gewerkschaf-
ten gelungen, diesen neuen Kollektivvertrag einzufüh-
ren, der alle Vorteile und Arbeitsbedingungen, die in 
den letzten 14 Jahren innerhalb des Unternehmens 
gegolten haben, in einem Dokument zusammenfasst. 
Darüber hinaus wurde im Rahmen einer Betriebs-
vereinbarung die Arbeitszeitorganisation ausgearbei-
tet, wodurch die Funktionsweise und Regelungen der 
Arbeitsorganisation geklärt wurden. Die Vereinbarung 
wurde für die rund 120 Beschäftigten für einen Zeit-
raum von 2 Jahren festgelegt.  

Circuit Foil
Erneuerung Kollektivvertrag

Mitte Juli 2020 schlossen der OGBL und der 
LCGB mit der Geschäftsleitung von Circuit Foil 
einen neuen Kollektivvertrag für alle Beschäftig-

ten ab. Während die Verhandlungen im März 2020 
wegen der Gesundheitskrise unterbrochen werden 
mussten, konnte mit der Geschäftsleitung nach nur 
3 Sitzungen rasch eine Einigung erzielt werden.

Das Abkommen hat eine Laufzeit von drei Jah-
ren und sieht Folgendes vor:

• eine Erhöhung der Schmutzprämie auf 20%;
• eine lineare Gehaltserhöhung mit dem Sep-
tembergehalt 2020 rückwirkend zum 1. Ja-
nuar 2020:
- bei 12 Monaten Betriebszugehörigkeit: 
0,10 €/Stunde bzw. 17,30 €/Monat 

- bei 24 Monaten Betriebszugehörigkeit: 
0,15 €/Stunde bzw. 25,95 €/Monat 

- bei 36 Monaten Betriebszugehörigkeit: 
0,20 €/Stunde bzw. 34,60 €/Monat 

- bei 60 Monaten Betriebszugehörigkeit: 
0,30 €/Stunde bzw. 51,90 €/Monat 

• die gleiche lineare Erhöhung erfolgt zum 
1. Januar 2021 und zum 1. Januar 2022:
- bei 12 Monaten Betriebszugehörigkeit:  
0,10 €/Stunde bzw. 17,30 €/Monat 

- bei 24 Monaten Betriebszugehörigkeit:  
0,15 €/Stunde bzw. 25,95 €/Monat 

- bei 36 Monaten Betriebszugehörigkeit:  
0,20 €/Stunde bzw. 34,60 €/Monat 

- bei 60 Monaten Betriebszugehörigkeit:  
0,30 €/Stunde bzw. 51,90 €/Monat  

• die Einführung eines gemeinsamen Ausschus-
ses zur Erörterung der progressiven Frühren-
te, die möglicherweise in den nächsten Tarif-
vertrag aufgenommen werden soll.

Simaform
Abschluss der Verhandlungen

Am 21. Juli 2020 konnten die Tarifverhandlun-
gen zwischen der Mehrheitsgewerkschaft LCGB mit 
ihrem Delegierten Sébastien DUJARDIN, dem OGBL 
und dem Arbeitgeber SIMAFORM, einem Material-
aufbearbeiter mit 36 Mitarbeiter am Standort Esel-
born, abgeschlossen werden.

Der für 3 Jahre gültige Kollektivvertrag (vom 
01.01.2020 bis zum 31.12.2020) sieht folgende 
Verbesserungen vor:

• eine Lohnerhöhung;
• die Einführung eines Geburtstagsurlaubs für 
Mitarbeiter im Alter von 50 Jahren;

•  die Einführung eines verbesserten Rückruf-
verfahrens bei spezifischen Pannenfällen;

•  eine Anpassung des Kontos Flextime.
Selbst in Krisenzeiten wurden die Verhandlun-

gen konstruktiv geführt und die gute Funktionswei-
se des Sozialdialogs hervorgehoben.



Am 14. September 2020 fand in Anwesenheit des 
Arbeits- und des Wirtschaftsministers ein erstes drei-
parteiliches Treffen der Stahlindustrie statt.

Während dieses Treffens kritisierte der LCGB die 
Art und Weise wie der Personalabbau angekündigt 
wurde, sowie die inakzeptable Drohung, möglicher-
weise einen Sozialplan zu erstellen. Darüber hinaus 
forderte der LCGB eine eingehende Analyse der 578 
betroffenen Stellen nach Standort, Abteilung und Po-
sition. Es ist unerlässlich, die Auswirkungen eines 
Stellenabbaus zu kennen, der kurz- und mittelfristig 
zu einer katastrophalen Situation für die Zukunft be-
stimmter Einheiten führen könnte.

In diesem Zusammenhang wiederholte der LCGB 
seine Forderungen nach:

• einem echten Zukunfts- und Investitionsplan, 
der zuverlässige Garantien für die Zukunft 
der luxemburgischen Stahlindustrie bietet;

• einem allgemeinen Anspruch auf Anpas-
sungs-, progressiven und Schichtarbeitsvor-
ruhestand;

•  einer neuen Wiedereingliederungszelle (CDR);
• einen Weiterbildungsplan;
• Rückgriff auf Arbeitnehmerüberlassungen.

Die Regierung unterstützt die Position des LCGB 
und schlug den verschiedenen Parteien vor, eine Ar-
beitsgruppe einzurichten, die sich aus Vertretern der 
Ministerien für Arbeit und Wirtschaft, des Manage-
ments von ArcelorMittal und der Gewerkschaften zu-
sammensetzt. In Vorbereitung auf die nächste Tripar-
tite der Stahlindustrie, die für den 6. Oktober 2020 
geplant ist, wird diese Arbeitsgruppe die wesentliche 
Aufgabe haben, die wichtigen Fragen zu beantwor-
ten, die vom LCGB während des Treffens aufgeworfen 
wurden.
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Große Berichterstattung mit  
Bildern der zahlreichen 

1. Maifeiern, die damals noch 
als kleine lokale Feiern in allen 
Ecken des Landes stattfanden
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17. Dezember
In der Weihnachtsausgabe 

bringt Grün zum ersten Mal
Farbe ins Layout des LCGB

Wussten Sie schon? 
In den 50er Jahren setzt sich 

der LCGB kontinuierlich für eine 
Arbeitszeitverkürzung in Etappen von 

56 Stunden auf 48 Stunden ein.

dem verschärfte die Gesundheitskrise die Situa-
tion, mit ihren verheerenden Auswirkungen auf 
die Gesundheit der Bürger, auf unser tägliches Le-
ben, unsere Gewohnheiten und unsere zwischen-
menschlichen Kontakte. Diese Häufung von Krisen 
hat gefährliche Auswirkungen auf die Stahlpro-
duktionsstätten im Großherzogtum und gefährdet 
Arbeitsplätze.

Der LCGB bleibt aufmerksam, damit COVID-19 
nicht als Ausrede genutzt wird und das einzige 
Argument für Umstrukturierungen bleibt. Arcelor- 
Mittal muss sich seiner Verantwortung stellen, 
denn COVID-19 ist nicht der einzige Faktor, der für 
die negativen Entwicklungen verantwortlich ist.

Nachdem ArcelorMittal nun angekündigt hat, ei-
nen Plan zum Personalabbau von 570 Mitarbeitern 
(1/3 Verwaltung; 2/3 Produktionsstätten) umzuset-
zen, bedauert der LCGB, dass dasselbe Management 
seit dem Ende des letzten Tripartite-Abkommens 
den Kopf in den Sand gesteckt hat und jedes neue 
Tripartite-Abkommen, das eine schnelle Reaktion 
auf Krisensituationen ermöglicht hätte, abgelehnt 
hat.

Dieses vom LCGB vorgeschlagene „Ersatzrad“ 
muss jetzt auf die Tagesordnung! Folglich erinnert 
der LCGB an seine Forderung, rasch ein Abkommen 
zu schließen, das seinen Namen verdient und auf 
einer realen Investition und einem Zukunftsplan 
für die luxemburgischen Standorte basiert. Entlas-
sungen dürfen nicht in Betracht gezogen werden! 
Bevor über Personalabbau gesprochen wird, fordert 
der LCGB die Einberufung einer Tripartite.

Alle Beteiligten müssen nun ihrer Verantwor-
tung gerecht werden, alle sozialen Instrumente 
(strukturelle und konjunkturelle Kurzarbeit, CDR-
Wiedereingliederungszelle, Vorruhestandsmodelle, 
Arbeitnehmerüberlassung) müssen genutzt werden. 
Einige dieser Instrumente sind auch nach dem Ende 
des letzten Abkommens PostLux 2016 noch ver-
fügbar. Für den LCGB besteht eine absolute Not-
wendigkeit, eine Bestandsaufnahme der aktuellen 
Situation vorzunehmen, um bestmöglich über das 
weitere Vorgehen entscheiden zu können.

Gegenwärtig macht die ganze Branche schwe-
re Zeiten durch, deshalb besteht der LCGB darauf, 
dass alle in Luxemburg anwesenden Akteure in die 
Diskussionen einbezogen werden, d.h. alle luxem-
burgischen Standorte von ArcelorMittal sowie der 
Standort von Liberty Dudelange.

Es geht darum, das richtige Signal an alle Be-
schäftigten zu senden und die Kohärenz im gesam-
ten Sektor zu wahren, so wie auch schon in der 
Vergangenheit! Angesichts der heutigen Situation, 
wiederholt und besteht der LCGB auf seiner Forde-
rung, dringend eine den heutigen Umständen ange-
messene Vereinbarung mit angepassten Instrumen-
ten auf den Weg zu bringen.

ALCUILUX DESOX 
Vertretungsprämie

Die Mehrheitsgewerkschaft LCGB, der OGBL und 
die Geschäftsführung von ALCUILUX DESOX unter-
zeichneten am 21. Juli 2020 die Erneuerung des 
Tarifvertrags. Das in Eselborn ansässige Unterneh-
men für Aluminiumrecycling beschäftigt fast 50 Mit-
arbeiter. Die Vereinbarung, die vom 01.01.2020 bis 
zum 31.12.2022 gültig ist, beinhaltet folgende Ver-
besserungen:

• eine Lohnerhöhung;
• eine Erhöhung der Vertretungsprämie;
• die Einführung eines Geburtstagsurlaubs für 
Arbeitnehmer im Alter von 50 Jahren.

CERATIZIT 
Neue Gehaltstabelle

Am 16. Juli 2020 unterzeichneten die Gewerk-
schaften LCGB und OGBL zusammen mit der Gene-
raldirektion einen neuen Tarifvertrag für die Be-
schäftigten von CERATIZIT. Trotz eines schwierigen 
allgemeinen Umfelds und einer nie dagewesenen Ge-
sundheitskrise haben die Unternehmensleitung und 
die Gewerkschaften in einer ruhigen und konstruk-
tiven Atmosphäre eine Vereinbarung getroffen, die 
bis Ende Februar 2021 gültig ist und folgende Ver-
besserungen vorsieht:

• Erneuerung aller Bestimmungen des Tarifver-
trags;

• eine neue Gehaltstabelle gültig zum 1. März 
2020. Die geplanten Beförderungen vom  
1. März bis 31. Dezember 2020 treten am 
1. Januar 2021 in Kraft. Rückwirkend wer-
den die Monate ab dem Jahrestag des au-
tomatischen Beförderungsanspruchs durch 
einen Betrag von 50 € brutto pro Monat aus-
geglichen;

• Recht auf einen progressiven Vorruhestand 
gemäß den gesetzlichen Bestimmungen;

• Einführung der Telearbeit durch eine Arbeits-
gruppe;

• Einführung der Möglichkeit, einen Tag Urlaub 
in freie Stunden aufzuteilen.

Der LCGB fordert eine 
Stahl-Tripartite!

Aufgrund der Tragweite der Ankündigung am 
10. September 2020 über eine massive Umstruktu-
rierung der luxemburgischen Stahlindustrie durch 
das Management von ArcelorMittal und nach einer 
Vielzahl von Initiativen seit dem Ende des Abkom-
mens PostLux 2016 am 1. Juli 2019, hat der LCGB, 
gewerkschaftlicher Wortführer in der Stahlindustrie 
auf nationaler Ebene, per Einschreiben an den Ar-
beits- sowie den Wirtschaftsminister die dringende 
Einberufung einer Stahl-Tripartite gefordert. 

Zum Ende des Abkommens PostLux 2016 war 
die konjunkturelle Lage bereits angespannt. Zu-

Die Delegierten von ArcelorMittal bei der ersten informel-
len Sitzung der Stahl-Tripartite.

Tripartite Stahl 
Erster Schritt

FAGE 
Rückschlag für die Industrie
Nach der Entscheidung der Firma FAGE, keine 

Joghurtfabrik auf luxemburgischem Boden zu bauen, 
bedauert der LCGB dieses negative Signal für die Ent-
wicklung der Industrielandschaft des Großherzogtums.

Ohne sich in die politischen Diskussionen einmi-
schen zu wollen, bedauert der LCGB den mangelnden
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3. Oktober 

Mit dem Wirtschaftsaufschwung 
gewinnt auch die 

Mehrsprachigkeit in Luxemburg 
an Bedeutung. Der Soziale 

Fortschritt greift zum ersten 
Mal in einem Beitrag auf das 

Französische zurück

1962

„Organis‘er dech!“: Der LCGB 
wirbt aktiv im Sozialen 

Fortschritt für neue Mitglieder

Willen und die fehlenden Impulse zur Entwicklung 
der Industrie, die eine starke Grundlage für die Wirt-
schaft des Landes darstellt. Gerade bei der derzeiti-
gen Situation des luxemburgischen Arbeitsmarktes 
wäre diese Gelegenheit zum richtigen Zeitpunkt ge-
kommen. 

Nicht nur, dass ein großer neuer industrieller 
Akteur die Bekräftigung der Regierung, Arbeits-
plätze sichern zu wollen, unterstützt hätte, es wäre 
auch ein positives Signal an andere Industrieunter-
nehmen gewesen, die eine Weiterentwicklung in Er-
wägung ziehen. Weiterhin hätte ein solches Projekt, 
umgesetzt unter strengen ökologischen Aspekten, 
die Zukunftsvision von einer nachhaltigen lokalen 
Lebensmittelproduktion und eines innovativen Wirt-
schaftsstandorts Luxemburg, unterstützt. 

 Im Bewusstsein der möglichen Auswirkungen 
des FAGE-Projekts auf die Umwelt bekräftigt der 
LCGB seine Unterstützung für alle Maßnahmen und 
Initiativen zum Schutz unserer Umwelt und zur Re-
duzierung der Treibhausgasemissionen. 

In diesem Zusammenhang ruft der LCGB die Re-
gierung dazu auf, Anreize für Unternehmen zu schaf-
fen, die bereits in Luxemburg ansässig sind oder 
sich in Luxemburg niederlassen wollen, neue Produk-
tionsverfahren und -anlagen mit geringen oder Null-
Treibhausgasemissionen einzusetzen. Im besonderen 
Fall von FAGE hätte die Niederlassung in Luxemburg 
von Produktionsprozessen und Anlagen mit geringem 
Wasserverbrauch abhängig gemacht werden können. 
Dies würde nicht nur dem Klimaschutz dienen, son-
dern wäre auch ein Garant für die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze sowie für die Nachhaltigkeit bestehen-
der Arbeitsplätze gewesen.

Es bleibt die politische Verantwortung, die wirt-
schaftliche Entwicklung mit den verschiedenen Fak-
toren, für eine gut funktionierende Gesellschaft, in 
Einklang zu bringen, einschließlich sozialer und öko-
logischer Faktoren. In den letzten Jahrzehnten wur-
den viele renommierte Vorzeigeprodukte von großen, 
in Luxemburg ansässigen Industrieunternehmen her-
gestellt. Für den LCGB muss diese Entwicklung, auch 
im ökologischen Sinne fortgesetzt werden, um die 
Industrie weiter zu stärken und die Wirtschaft zu 
diversifizieren.

Und schließlich dürfen wir nicht vergessen, dass 
die aktuelle Gesundheitskrise deutlich gezeigt hat, 
wie wichtig es ist, eine starke, produktive und diver-
sifizierte Wirtschaft auf nationaler Ebene aufrecht-
zuerhalten, um neue unvorhersehbare Krisen schnell 
bewältigen zu können. 

Tripartite Stahl 
Arbeitsgruppe - 1. Sitzung
Am 24. September 2020 traf sich erstmals die 

von der Stahltripartite eingesetzte Arbeitsgruppe 
mit Vertretern der ArcelorMittal-Generaldirektion, 
der Wirtschafts- und Arbeitsministerien und der Ge-
werkschaften.

Zunächst stand die Beantwortung der Fragen, 
die vom LCGB während der Stahltripartite formuliert 
wurden, wie die Ursache des Personalüberhangs so-
wie die Aufschlüsselung nach Positionen, an.

Diese Fragen müssen vorrangig geklärt werden, 
damit eine vollständige Analyse der von ArcelorMittal 

angekündigten Umstrukturierung erfolgen kann. Als 
Nächstes muss ein Investitionsplan für die luxem-
burgischen Standorte aufgestellt werden, einschließ-
lich der Auswirkungen auf die Arbeitsplätze und die 
Nachhaltigkeit der Produktionsstätten.

Der LCGB wiederholte seine Forderung nach der 
Vorlage des geplanten Zeitrahmens/Agenda, zur 
Verwirklichung des Umstrukturierungsplans und be-
dauert, dass er nur sehr wenige zusätzliche Einzel-
heiten erhalten hat.

Deshalb hat der LCGB seine Forderung nach die-
sen Klarstellungen, insbesondere im Hinblick auf 
künftige Auswirkungen, bekräftigt. Ohne diese Klar-
stellungen kann der LCGB keine detaillierte Analyse 
zu den Auswirkungen auf die Arbeitsplätze durch-
führen und daher das Vorgehen des Managements 
nicht unterstützen.

Ein nächstes Treffen ist für den 1. Oktober 2020 
geplant, um vor der Stahltripartite am 6. Oktober 
2020 auf vorrangige Forderungen einzugehen. 

Stahlindustrie 
Delegiertenkonferenz 

Nach der Ankündigung eines massiven Personal-
abbaus und der darauffolgenden Anerkennung der 
Krise des Sektors durch die Regierung organisierte 
der LCGB am 29. September 2020 eine erweiterte 
Delegiertenkonferenz zur Situation des luxemburgi-
schen Stahlsektors! 

Der LCGB vertrat von Anfang an eine klare 
und kompromisslose Haltung und war gleichzeitig 
die EINZIGE Gewerkschaft, die seit dem Auslaufen 
des letzten Abkommens eine dreiparteiliche Verein-
barung nach dem luxemburgischen Sozialmodell for-
derte. 

Angesichts dieser Situation organisierte der 
LCGB, für den Kommunikation und Information in 
dieser Situation sehr wichtig sind, eine Informa-
tionsveranstaltung, um detailliert die aktuelle Lage, 
die Argumentation der Geschäftsleitung, die Posi-
tion des LCGB und die nächsten zu unternehmen-
den Schritte darzustellen. Eine kurze Präsentation 
zeichnete auch die Geschichte der ehemaligen Stahl-
krisen des Landes, die Geburt des luxemburgischen 
Sozialmodells und die verschiedenen zuvor getroffe-
nen Vereinbarungen nach. 

Alle Stahlproduktionsstandorte im Großherzog-
tum waren vertreten, und der LCGB erhielt einstim-
mig die Unterstützung seiner Delegierten.

Tripartite Stahl 
Arbeitsgruppe - 2. Sitzung
Am 1. Oktober 2020 fand die 2. Sitzung der 

Arbeitsgruppe der Stahltripartite statt, um den von 
der Geschäftsleitung angegebenen Personalüberhang 
im Detail zu erläutern und dessen Ursachen zu ana-
lysieren. 

Die Gewerkschaften erhielten Einzelheiten über 
Investitionen in die Anlagen und die daraus resul-
tierenden Auswirkungen auf die verlorenen Arbeits-
plätze. Auf Grundlage des SCORE-Projekts wurde 
auch eine Liste der Investitionen pro Anlage vor-
gelegt. Es wurden jedoch keine Zahlen oder Budgets 
vorgelegt.

Für die Hauptverwaltung und den Standort Bis-
sen fehlen noch konkrete Details. Sobald den Ge-
werkschaften alle erforderlichen Einzelheiten vor-
liegen, wird der LCGB die Ergebnisse analysieren 
und Stellung zu den künftigen Schritten beziehen. 
Schon jetzt können wir erkennen, dass es Pläne zur 
Reorganisation verschiedener Abteilungen gibt, aber 
auch zur Auslagerung und Strukturverbesserung 
durch Investitionen.

Nachdem Eurofoil für das laufende Geschäfts-
jahr ein Defizit angekündigt hat, prangern der LCGB 
und der OGBL im Rahmen einer Protestkundgebung 
am 6. Oktober 2020 das Geschäftsgebaren und die 
Misswirtschaft des Unternehmens an. 

Die Mitarbeiteranzahl wurde bereits durch indi-
viduelle Entlassungen oder die Nichtverlängerung 
von Verträgen reduziert. 

Und obwohl die verbleibenden Mitarbeiter in den 
letzten Monaten alle Anstrengungen unternommen 
haben, um die daraus resultierte personelle Unter-
besetzung auszugleichen, plant die Unternehmens-
leitung Kürzungen, wie: 

• neue Laufbahnen, die auf dem Mindestlohn ba-
sieren;

• die Reduzierung des Jahresurlaubs auf das ge-
setzliche Minimum;

• einen Lohnstopp;
• die Abschaffung bestimmter Boni.

Der LCGB und der OGBL wehren sich katego-

Eurofoil 
Protestkundgebung 



Überstunden
Was ist erlaubt?

Was versteht man unter Überstunden?
Grundsätzlich werden Stunden, die über die 40 

Stunden pro Woche hinaus geleistet werden. Außer 
in Fällen höherer Gewalt ist die Dauer der Überstun-
den strikt auf 2 Überstunden pro Tag beschränkt. 
Somit darf die Gesamtarbeitszeit, einschließlich Über-
stunden, nicht 10 Stunden am Tag beziehungsweise 
48 Stunden pro Woche überschreiten.

Überstunden werden:
• entweder mit anderthalb Stunden Ausgleichs-
zeit kompensiert;

• oder in gleicher Höhe auf einem Arbeitszeit-
konto (CET) verbucht, dessen Modalitäten 
durch einen Kollektivvertrag oder andere Ver-
einbarungen zwischen Tarifpartnern festgelegt 
werden.

Es gibt nur 2 Fälle, in denen Überstunden mit ei-
nem Aufschlag von 40% (steuerfrei) bezahlt werden:

• falls eine Ausgleichszeit nicht möglich ist;
• falls Sie das Unternehmen verlassen, bevor die 
Überstunden ausgeglichen wurden.

Wenn Sie sich weigern, Überstunden zu leisten, kann 
dies einen Kündigungsgrund darstellen.

1964
13. Februar

Der Tod von Frau Léon WAGNER 
gibt Anlass zur Einführung einer 
Frauenseite: „Christliche Frau 

und Organisation“

1965
11. Maerz

Politische Themen werden nun 
auch grafisch aufgearbeitet: 
Erstmals mit einem Aufruf 

für die 5-Tage-Woche

Wussten Sie schon? 
Ab 1956 erscheinen regelmäßig 
Spezialausgaben des Sozialen 

Fortschritts mit den Kandidaten für die 
Sozialwahlen sowie für die Betriebs- 
und Bezirkskrankenkassenwahlen.

risch gegen diese Politik, die jeder Rettungsinitiati-
ve zuwiderläuft, und fordern:

• die Aufrechterhaltung der gegenwärtigen so-
zialen Errungenschaften;

• die Umsetzung bestehender Errungenschaften;
• einen internen Sozialdialog, der diesen Namen 
verdient.

Schließlich bestehen die Gewerkschaften auf der 
Entwicklung des Industriestandorts durch Investi-
tionen in die Produktivität bzw. Produktionskapazi-
täten, um einen nachhaltigen Beschäftigungserhalt 
bei Eurofoil zu garantieren, und akzeptieren keinen 
Sozialabbau.

Anschließend an die beiden ersten Treffen der 
speziellen Arbeitsgruppe, trafen sich die Sozialpart-
ner am 6. Oktober 2020 zu einer offiziellen Sitzung 
der Stahl-Tripartite, um eine Bilanz der durchge-
führten Analysen zu ziehen.

Die Arbeitsgruppe, die auf Initiative des Minis-
teriums zustande kam, hatte die Aufgabe, die von 
den Gewerkschaften formulierten Fragen zu beant-
worten, darunter unter anderem:

• der Ursprung des Personalüberhangs;
• die detaillierte Auflistung dieser Überbeset-
zung nach Posten;

• der Nachweis der tatsächlichen Notwendigkeit 
einer Umstrukturierung.

Der LCGB befürchtet, dass die vorgeschlagene 
Strategie auf einer einzig und allein kurzfristigen 
Vision beruht, da Prognosen für die Zeit nach 2021 
oder nach der COVID-19 Krise derzeit fehlen. 

Der LCGB bemängelt auch, dass kein wirklich 
vorausschauender und kalkulierter Investitionsplan 
formuliert wurde und dass die Investitionsabsichten 
von ArcelorMittal lediglich in Form eines leicht über-
arbeiteten SCORE-Plans anzusehen sind. Der LCGB 
lehnt jedoch einen solchen Plan SCORE Bis+ ab, da 
dieser sich in dreierlei Hinsicht unverhältnismäßig 
stark auf den Personalüberschuss auswirken wird:

•  eine Auslagerung von Tätigkeiten und folglich 
von Arbeitsplätzen (etwa 20% des Personal-
überhangs);

•  eine Neuorganisation der Arbeitsorganisation 
(etwa 50% des Personalüberhangs);

•  Projekte/Investitionen, die sich auf etwa 20% 
des Personalüberhangs auswirken werden.

Mit Unterstützung der zuständigen Minister, un-
terstrich der LCGB erneut, dass seine Zustimmung 
für ein solches Projekt an einen seriösen und so-
liden Investitionsplan mit zukunftsweisenden und 
innovativen Projekten für die luxemburgischen 
Standorte gebunden ist (ohne die routinemäßige In-
standhaltung einzubeziehen).

Was die Auslagerung bestimmter „NON-CORE“ Ak-
tivitäten betrifft, so erinnert der LCGB nachdrücklich 
daran, dass er diese Art von Projekten in der vorlie-
genden Form nicht unterstützen kann. Den Sozialpart-
nern müssen zuerst eingehende Analysen und Spe-
zifikationen bezüglich der vorgesehenen Rentabilität 
vorgelegt werden! Darüber hinaus wird die Arbeits-
gruppe alle möglichen Mittel einsetzen, um eine Kos-
tenvariabilisierung möglichst einzuschränken.

Tripartite Stahl 
LCGB nicht überzeugt 

Was die Reorganisation der Arbeitsabläufe be-
trifft, so wird dies hauptsächlich die Verwaltung 
betreffen. Der LCGB verlangt in allen Fällen eine 
eingehende Untersuchung nach Segmenten und die 
möglichen Folgen für die Gesundheit und Sicherheit 
der Arbeitnehmer.

Abschließend nimmt die Arbeitsgruppe, getreu 
dem Vorschlag des Arbeitsministers, ihre Tätigkeit 
im Sinne des am 6. Oktober 2020 festgelegten An-
satzes wieder auf, um in Kontinuität mit früheren 
Vereinbarungen eine künftige dreiseitige Vereinba-
rung zu erarbeiten.

Krankheit & Urlaub
Was Sie wissen müssen!

Falls ein Arbeitnehmer während seines Urlaubs 
krank wird, gelten die durch ein ärztliches Attest be-
stätigten Krankheitstage nicht als Urlaubstage. Der 
Arbeitnehmer muss innerhalb von drei Arbeitstagen 
dem Arbeitgeber das Attest zukommen lassen. Der 
Urlaub muss dann im gegenseitigen Einvernehmen 
zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer 
neu festgelegt werden.

Ist der Arbeitnehmer zu Beginn des Urlaubs 
(d.h. vor Urlaubsantritt) krank, verbietet das Ge-

setz, krankheitsbedingte Abwesenheiten auf den 
bezahlten Urlaub anzurechnen. Der Urlaub beginnt 
erst, falls erforderlich, nach der Krankmeldung.

LCGB
Service-Leistungen 

Arbeits- & Sozialrecht
Kostenlose Beratung und Informationen bezüglich: 
• Kranken- und Mutterschaftsversicherung
• Arbeitslosigkeit und berufl. Wiedereingliederung
• Familienleistungen
• Renten- und Berufsunfähigkeitsversicherung
• Unfallversicherung
• Sozialversicherung und -fürsorge

Kostenloser Rechtsbeistand
• Bei Streitfragen rund um das Arbeits- und So-
zialrecht (innerhalb der festgelegten Grenzen)

• Keine Karenzzeit
• Verpflichtung während der gesamten Dauer 
des Verfahrens und den folgenden 24 Mona-
ten LCGB-Mitglied zu bleiben

• Rückerstattung der Prozesskosten und Hono-
rare, falls Mitgliedschaft vor Ende der Proze-
dur bzw. den 24 folgenden Monaten gekündigt 
wird

Professionelle Hilfe bei der Abwicklung von privaten 
Formalitäten oder von Behördengängen

• Erneuerung der Fahrerlaubnis
• Erneuerung des Passes
• Fragen bei Verschuldung
• Allgemeine Fragen zur Zoll- und Verbrauchs-
steuer (z.B. Anmeldung eines Fahrzeugs)

Hilfestellung im Privatleben
• Steuererklärung
• Beratung und Berechnung der Rente
• Rechtsbeistand im Privatleben
• Versicherungen

Zusätzliche Leistungen 
• Medicis Hospi
• Harmonie Transfrontaliers
• Studentenbeihilfen

Erstes Mitgliedsjahr für nur 14,00 € im Monat
Monatlicher Beitrag zu reduziertem Tarif, nur 

gültig mit eingereichtem Dauerauftrag und während 
des ersten LCGB-Mitgliedsjahres. Nach Erhalt Ihrer 
ersten Zahlung, profitieren Sie entsprechend den 
LCGB-Statuten von den Dienstleistungen des LCGB. 
Nach Ablauf dieses ersten Mitgliedsjahres wird Ihr 
Beitrag automatisch angepasst.



Bau und Handwerk

Der Vorstand des Fachverbandes Bau & Hand-
werk traf sich Mitte Juni 2020, um eine Bilanz über 
die Gewerkschaftsarbeit, die Situation in den Unter-
nehmen und den Kollektivurlaub zu ziehen. Auch die 
Arbeit des Gesundheits- und Sicherheitsdelegierten 
im Unternehmen PERRARD wurde vorgestellt.

Fachverband Bau 
Sitzung

NORBERT KELLER AG 
Insolvenz

Am 26. Juni 2020 informierte NORBERT KEL-
LER AG S.A, ein auf die Herstellung von Design-
Schiebesystemen spezialisiertes Unternehmen mit 
einer Produktionsstätte und Ausstellungsfläche von 
über 2.000 m2 in Troisvierges, seine Mitarbeiter 
über die beantragte Insolvenz. Leider konnten das 
Unternehmen NORBERT KELLER AG S.A und die 
Arbeitsplätze der rund 120 Mitarbeiter nicht ge-
rettet werden. Der LCGB hat am 29. Juni 2020 
eine Informationsveranstaltung für die betroffenen 

Arbeitnehmer organisiert, um diese bei der Einrei-
chung ihrer Forderungen zu unterstützen. Die Be-
schäftigten müssen jetzt so schnell wie möglich ihre 
eventuell verspäteten Zahlungen und Entschädigun-
gen im Zusammenhang mit dem Konkurs erhalten. 
Gleichzeitig wird der LCGB die Mitarbeiter bei der 
Suche nach einem neuen Arbeitsplatz unterstützen.

Soteman Sàrl 
Insolvenz

Am 2. Oktober 2020 wurde Soteman Sàrl, ein 
Unternehmen, das Baustellenvorbereitungsarbeiten 
und Straßentransporte durchführte, für insolvent 
erklärt. Leider konnten Soteman Sàrl und die Ar-
beitsplätze der 33 Mitarbeiter nicht gerettet werden. 
Der LCGB organisierte eine Informationssitzung für 
die betroffenen Mitarbeiter, um sie bei der Vorberei-
tung ihrer Ansprüche zu unterstützen. Ziel ist es, 
sicherzustellen, dass die Beschäftigten so schnell 
wie möglich verspätete Zahlungen und Insolvenz-
entschädigungen erhalten können. Gleichzeitig wird 
der LCGB die Mitarbeiter bei der Suche nach einem 
neuen Arbeitsplatz unterstützen.

Banken & Versicherungen

Öhman Bank
Sozialplan unterzeichnet

Am 31. Juli 2020 unterzeichneten die Gewerk-
schaften ALEBA, LCGB und OGBL sowie die Personal-
vertretung der Öhman Bank S.A. einen Sozialplan für 
rund 17 Mitarbeiter. Die schwedische Bank will ihre 
Aktivitäten in Luxemburg einstellen und hat deshalb 
einen Teil ihres Kundenportfolios an die VP Bank ver-
kauft. In diesem Zusammenhang werden nur 11 der 
28 Öhman-Mitarbeiter zur VP Bank wechseln, und die 
restlichen 17 werden Ende des Jahres entlassen.

Die Gewerkschaften haben mit der Geschäftslei-
tung der Bank einen Sozialplan ausgehandelt, um die 
Entlassungsbedingungen der Mitarbeiter zu verbessern, 
insbesondere durch begleitende Maßnahmen im Ein-
klang mit dem Arbeitsgesetz und dem Kollektivvertrag, 
aber auch durch eine akzeptable finanzielle Entschä-
digung bei Vertragsende und eine Entschädigung auf 
Basis von sozialen Kriterien. Trotz der außergewöhnli-
chen Umstände der Gesundheitskrise verliefen die Ver-
handlungen ruhig und konstruktiv, wobei der Schutz 
der Interessen aller Mitarbeiter im Mittelpunkt stand.

LCGB-SESF
Sitzung des Fachverbands 
Am 11. September 2020 trafen sich die ständigen 

Delegierten des LCGB-SESF, um den Forderungska-
talog für die Verhandlungen über den Banken-
kollektivvertrag vorzubereiten. Weiterhin wurde die 
Entwicklung der Delegationsarbeit in Bezug auf Ge-
sundheitsvorsorge und Telearbeit diskutiert. 

Insolvenz
Modalitäten & Prozeduren
Der Arbeitsvertrag eines Mitarbeiters erlischt von 

Rechts wegen mit der Erklärung des Konkurses. Zum 
Ausgleich des plötzlich entstandenen Schadens hat 
der Arbeitnehmer, ob ansässig oder nicht ansässig, 
unter Voraussetzungen Anspruch auf Entschädigung.

1. Vor dem Konkursantrag
Sie müssen an Ihrem Arbeitsplatz präsent sein 

oder eine Arbeitsbefreiung beantragen.
2. Entschädigungen im Falle des Konkurses
• Gehalt des Monats, in dem die Insolvenz eröff-
net wurde und des Folgemonats;

• Zahlung von Insolvenzgeld in Höhe von 50% 
der Kündigungsentschädigung, auf die der Ar-
beitnehmer im Falle einer ordentlichen Kündi-
gung Anspruch gehabt hätte;

• Lohnrückstände der letzten 6 Monate. 
Die Summe dieser Entschädigungen darf den Be-

trag, der im Falle einer Entlassung unter Einhaltung 
der Kündigungsfrist geschuldet wäre, nicht über-
schreiten.

3. Die ersten Schritte des Arbeitnehmers bei Konkurs
• eine Forderungserklärung einreichen;
• sich als Arbeitsuchender bei der zuständigen 
Arbeitsverwaltung anmelden;

• einen Antrag auf Arbeitslosenunterstützung bei 
der zuständigen Arbeitsverwaltung stellen.

4. Die Forderungserklärung
Die dem Arbeitnehmer zustehenden Entschädigun-

gen werden nicht automatisch ausgezahlt. Es muss 
eine Forderungserklärung mit sämtlichen noch ge-
schuldeten Beträgen (Abfindungen, Lohnrückständen, 
Urlaubsgeld usw.) erstellt werden. Nur Lohnforde-
rungen der letzten 6 Arbeitsmonate, d.h. die letzten  
6 Monate in denen tatsächlich gearbeitet wurde und 
nicht die 6 Monate vor dem Konkurs, gelten als vor-
rangig bzw. privilegiert.

5. Nach Einreichen der Forderungserklärung
Der Konkursverwalter und der beauftragte Rich-

ter nehmen eine erste Prüfung innerhalb eines Monats 
nach der Konkurserklärung vor. Der Beschäftigungs-
fonds garantiert die Zahlung bestimmter besonders 
privilegierter Forderungen. Diese Garantie ist auf ei-
nen Höchstbetrag von 6x den sozialen Mindestlohn 
(SML) begrenzt. Nach Anerkennung der Ansprüche 
wird der Arbeitnehmer innerhalb von 2 bis 3 Monaten 
entschädigt.

6. Vorschuss bei der ADEM beantragen
Sobald die Forderungserklärung vom Konkurs-

richter angenommen wurde, kann der Arbeitnehmer 
einen Vorschuss auf die vom Beschäftigungsfonds 
garantierten Forderungen beantragen. Der Arbeitneh-
mer muss der ADEM eine Kopie der beim Handels-
gericht eingereichten Forderungserklärung sowie die 
letzten 6 Lohnzettel und den Arbeitsvertrag vorlegen.

7. Leistungen bei Arbeitslosigkeit
In Luxemburg Ansässige können Arbeitslosengeld 

bei der ADEM und Grenzgänger müssen Arbeitslosen-
geld in ihrem Wohnsitzland beantragen. Das Arbeits-
losengeld wird erst nach Auszahlung der angemelde-
ten Forderungen und frühestens 2 Monate nach dem 
Konkurs ausgezahlt. Zusätzlich zu den Finanzhilfen 
und Beschäftigungsmaßnahmen bietet die ADEM Ar-
beitssuchenden Unterstützung zur Eingliederung oder 
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt.

1966
21. April 

Der Markt diversifiziert sich. 
Werbeanzeigen gewinnen an 

Bedeutung und werden immer 
größer

1966
6. Oktober 

Der LCGB formuliert nun ganz 
offiziell sein Kredo „Der Mensch: 

Mittelpunkt aller Christlicher 
Gewerkschaftsarbeit“



Dienstleistungen/Handel

LAMESCH
Sonderprämie 

Am 18. Juni 2020 unterzeichneten die Mehr-
heitsgewerkschaft LCGB und OGBL im Zusammen-
hang mit der Gesundheitskrise eine Betriebsver-
einbarung mit der Geschäftsleitung von LAMESCH 
Exploitation S.A. Die Vereinbarung sieht folgende 
Bestimmungen für die 585 Beschäftigten vor:

• eine Sonderprämie in Form eines „Gift-
Pass“-Geschenkgutscheins für Mitarbeiter, 
die in der Zeit vom 16. März 2020 bis zum 
19. April 2020 gearbeitet haben:
- 2 €/Arbeitsstunde für technische Ange-
stellte;

- 4 € pro 2 Arbeitsstunden, mit einem Höchst-
betrag von 16 €/Tag für Verwaltungsange-
stellte (ausgenommen Mitarbeiter, die von 
der Arbeitszeiterfassung befreit sind und 
Mitglieder der Geschäftsleitung);

• bei der Berechnung des Jahresbonus wird 
die Vergütung von Arbeitnehmern, die in 
Kurzarbeit waren, berücksichtigt, während 
die Vergütung von Arbeitnehmern, die im 
Sonderurlaub aus familiären Gründen oder 
krankgemeldet waren, nicht berücksichtigt 
wird. Abwesenheitszeiten werden nicht be-
rücksichtigt.

In den letzten Wochen hat sich der LCGB für 
die Anerkennung des Engagements der Mitarbei-
ter während der COVID-19-Gesundheitskrise einge-
setzt. Der LCGB hebt dabei die gute Zusammen-
arbeit zwischen der Personalvertretung und der 
Geschäftsführung von LAMESCH Exploitation S.A. 
hervor. 

Auchan 
Kollektivvertrag verlängert
Nach einer Grundsatzvereinbarung im Januar 

2020, wurde am 29. Juni 2020 die Erneuerung 
des Kollektivvertrags für die Beschäftigten von 
Auchan für einen Zeitraum von 36 Monaten (vom 

Brasserie de Luxembourg
Lineare Erhöhung  

Nach der Grundsatzvereinbarung vom Januar 
2020 wurde am 2. Juli 2020 der erneuerte Kollek-
tivvertrag für die Beschäftigten der Brasserie de 
Luxembourg für einen Zeitraum von 36 Monaten 
(vom 01.01.2020 bis zum 31.12.2012) mit folgen-
den Verbesserungen unterzeichnet:

• lineare Lohnerhöhung für alle Mitarbeiter:
- von 0,10 € pro Stunde für das Jahr 2020;
- von 0,15 € pro Stunde für das Jahr 2021;
- von 0,15 € pro Stunde für das Jahr 2022;

• Erhöhung und Vereinheitlichung der Juni-
Prämie in Höhe von 380 € für alle Mitarbei-
ter;

• Einmalige Prämie von 250 € für die Jahre 
2020, 2021 und 2022;

• Erhöhung des Treuebonus auf 30 € (inde-
xiert);

• Erhöhung des Jahresurlaubs von 26 auf 27 
Tage;

• Erweiterung der Lohntabelle für Beschäftigte 
mit intellektuellen Tätigkeiten bis zum Alter 
von 50 Jahren (vorher 40 Jahre).

Heintz van Landewyck 
Verlängerung Kollektivvertrag  

Am 20. August 2020 haben die Gewerkschaf-
ten LCGB und OGBL sowie die Geschäftsleitung 

Motorway
Treffen mit der Direktion 

Am 16. September 2020 fand ein Treffen der 
Gewerkschaftssekretäre Caroline FISCHER und Ben-
to PIRES sowie der Personaldelegation mit der Di-
rektion von Motorway statt, um die Kollektivver-
tragsverhandlungen vorzubereiten.

PreZero
Informationsaustausch 

Am 29. September 2020 fand ein erster In-
formationsaustausch zwischen der Personaldele-
gation von Lamesch, Vertretern des LCGB und des 
Unternehmens PreZero, dem Umweltdienstleister 
der Schwarz Gruppe, statt. Die Schwarz Gruppe 
steht in Verhandlungen zum Erwerb der Firma 
Lamesch, und somit würde die Marke PreZero zu-
künftig die Geschäfte übernehmen. Das Treffen 
war sehr produktiv und schuf eine gute Basis für 
den Sozialdialog.

Bei diesem Treffen gab PreZero auch Garan-
tien an die Delegation in Form von:

• Arbeitsplatzsicherung;
• Kontinuität der derzeitigen Geschäftsfüh-
rung;

• Aufrechterhaltung der bestehenden Aktivi-
täten;

• Aufrechterhaltung gegenwärtiger und zu-
künftiger Investitionen;

• Erhöhung der angebotenen Leistungen;
• Ende von Fremdfinanzierung und Leasing.

01/01/2020 bis zum 31/12/2022) mit folgenden 
Verbesserungen unterzeichnet:

• Lohnerhöhung von 50% für die am Vor-
abend von Feiertagen von 19:00 bis 20:00 
Uhr geleisteten Arbeitsstunden;

• Änderung der Urlaubstage für Mitarbeiter 
mit 20 Jahren Betriebszugehörigkeit sowie 
4 zusätzliche Urlaubstage für alle Mitarbei-
ter;

• Erhöhung der Jahresendprämie von 75 € 
auf 100 € in Form eines Einkaufsgutscheins;

• eine einmalige Sonderprämie von 100 € in 
Form eines Einkaufsgutscheins für die Jah-
re 2020, 2021 und 2022.

von Heintz van Landewyck einen Anhang zum 
Kollektivvertrag für den Zeitraum vom 1. Janu-
ar 2020 bis zum 31. Dezember 2020 unterzeich-
net, der insbesondere einen einmaligen Bonus von  
500 € für alle Arbeitnehmer vorsieht.

Den LCGB huet déi traureg Flicht, 
den Doud vun sengem laangjäregen 
Member a Comitésmember vum 
LCGB-Rentnerverband, dem Albert 
MARQUART matzedeelen.

1968
20. September

Der LCGB strukturiert sich 
um. Anlass auch den Sozialen 
Fortschritt, der zukünftig unter 
dem luxemburgischen Namen 

„Soziale Fortschrëtt“ erscheint, 
neu zu gestalten

1968
4. Oktober

Der Zeitungskopf des neu getauf-
ten „Soziale Fortschrëtt“ wurde 
dem Zeitgeschmack angepasst 
und erscheint nun zweifarbig: 

Mal in Rot, mal in Blau, mal in 
Grün, mal in Rosa

Wussten Sie schon? 
Anlässlich des 300ten Geburtstags 

der Muttergottesoktave, deren 
Eröffnungstag zum 1. Mai stattfindet, 

organisiert der LCGB eine einzige 
gemeinsame und nationale 1. Mai Feier 

in Luxemburg-Stadt.



1970
30. April 

Mit einer großen gemeinsamen 
und nationalen 1. Mai Feier geht 
der LCGB repräsentativer denn 
je seinem 50-jährigen Jubiläum 

entgegen

1970
6. Oktober 

Der LCGB kündigt die 
Veröffentlichung eines 
Informationsblattes 

„O Trabalhado“ für die 
portugiesischen Arbeiter in 

Luxemburg an

Transport

Anfang Mai 2020 kündigte die „Häfen und Gü-
terverkehr Köln AG“ (HGK) an, die europäischen 
Binnenschifffahrts-Aktivitäten der Unternehmens-
gruppe Imperial zum 1. Juli 2020 zu übernehmen. 
Davon sind 5 luxemburgische Betriebe mit ca. 500 
Beschäftigten betroffen, von denen vier einen Be-
triebsrat haben, in denen der LCGB die allein ver-
tretene Gewerkschaft ist.

Der Erhalt des Standorts Luxemburg wurde be-
reits bei der Aufnahme der Verhandlungen zuge-
sichert. Aber auch wenn damit kurzfristig keine 
negativen Auswirkungen auf die Beschäftigung in 
Luxemburg zu erwarten sind, wird der LCGB den 
Vorgang und seine Folgen beobachten, insbesondere 
hinsichtlich einer internen Neuaufteilung der Aktivi-
täten, sowie punktuellen Umlagerungen von Schiff 
auf Bahn.

Der LCGB fordert, dass die laufenden Verhand-
lungen, insbesondere zum Kollektivvertrag, in den 
Betrieben der Imperial nicht durch die Übernahme 
in Frage gestellt werden und dass zeitnah ein erstes 
Treffen mit der Konzernleitung der HGK stattfindet.

Imperial
Übernahme durch Kölner HGK

Transportsektor
Keine Ungerechtigkeiten

Der LCGB, die Mehrheitsgewerkschaft im lu-
xemburgischen Transportsektor, zeigte sich am 9. 
Juli 2020 anlässlich einer Pressekonferenz einmal 
mehr beunruhigt über die derzeitigen Arbeits- und 
Lohnbedingungen im Transportsektor.

Zunächst einmal äußerte der LCGB seine Besorg-
nis über die steigende Zahl der Streitfälle aufgrund 
der nicht korrekten Bezahlung der Fahrer. Der LCGB 
bedauert, dass sich viele Unternehmen nicht an die 
Bestimmungen des Branchenkollektivvertrags oder 
des Arbeitsrechts halten und bewusst die Beschäf-
tigten hinsichtlich der Stundensätze, Arbeitszeiten, 
Prämien und Überstunden übervorteilen. 

Durch das Inkrafttreten der Verordnung (EG) 
Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments zur Ko-
ordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit am 
1. Mai 2020 wurde zudem Tür und Tor für weitere 
Ungerechtigkeiten geöffnet. Ein Arbeitnehmer, der 
einen wesentlichen Teil seiner Tätigkeit (mehr als 
25%) in seinem Wohnland ausübt, unterliegt den 
Rechtsvorschriften seines Wohnlandes und muss 
auch dort sozialversichert sein. Verübt der Arbeit-
nehmer weniger als 25% seiner Tätigkeit in seinem 
Wohnsitzland und ist er nur bei einem einzigen Un-
ternehmen beschäftigt, gelten die Rechtsvorschrif-
ten des Landes, in dem der Arbeitgeber seinen Sitz 
oder seine Niederlassung hat.

Diese gesetzliche Bestimmung haben einige Un-

ternehmen genutzt, um ihre Fahrer zu zwingen, 
eine Änderung des Arbeitsvertrags zu unterzeich-
nen, damit die Gesetzgebung ihres Wohnsitzlandes 
und somit auch der entsprechende lokale Kollektiv-
vertrag angewandt wird, mit dem Ziel, ihre steuer-
lichen Verpflichtungen in Luxemburg zu umgehen. 
Der LCGB kritisiert dieses Vorgehen, das nicht nur 
in betrügerischer Weise auf die Umgehung von Steu-
erpflichten abzielt, sondern auch die Lohnbedingun-
gen der Fahrer erheblich verschlechtert. Wenn der 
Arbeitnehmer eine solche Änderung unterzeichnet, 
könnte sich sein Gehalt, wegen der schlechteren 
Lohnbedingungen in den Nachbarländern, um fast 
die Hälfte reduzieren.

Seit der COVID-19 Gesundheitskrise hat sich die 
Situation im Transportsektor aufgrund des gestiege-
nen Transportvolumens weiter verschlechtert. Der 
LCGB musste daher beim Groupement Transport 
(Arbeitgeberverband) bezüglich der Gesundheit und 
Sicherheit der Fahrer intervenieren. Der LCGB be-
dauert, dass die Arbeitgeber viel zu lange gebraucht 
haben, um die für die Arbeitnehmer so wichtigen 
Hygiene- und Schutzmaßnahmen zu ergreifen.

Für diesen während der Krise als systemrele-
vant angesehen Bereich, hat der LCGB zudem eine 
Geste der Anerkennung für das Engagement der 
Fahrer gefordert, die einen wesentlichen Beitrag 
zur Aufrechterhaltung des Waren- und Lieferflusses 
in das Großherzogtum geleistet haben. Der LCGB 
bedauert, dass der Arbeitgeberverband einen Bonus 
dennoch für nicht angemessen hielt, mit der Be-
gründung, dass es für die Unternehmen der Bran-
che aktuell unmöglich ist, die Gewinnzone zu er-
reichen.

Der LCGB fordert den Arbeitgeberverband ein-
dringlich auf, seine Verantwortung zu übernehmen 
und sich für die gewissenhafte Einhaltung des Ar-
beitsrechts und des Branchenkollektivvertrags ein-
zusetzen und die Verdienste der Fahrer während 
der Gesundheitskrise anzuerkennen. Der LCGB setzt 
weiterhin seinen Einsatz zur Stärkung und Klärung 
bestimmter Punkte des Branchenkollektivvertrags 
fort, um jegliche unterschiedliche Auslegungen zu 
unterbinden und eine faire Anerkennung des Be-
rufskraftfahrerberufes, der viele Einschränkungen 
für die Arbeitnehmer mit sich bringt, zu erreichen.  

Angesichts der globalen Wirtschaftslage der Luft-
fahrtindustrie hat die Regierung am 14. Juli 2020 
eine Tripartite für den Luftfahrsektor einberufen. Im 
Vorfeld organisierten die Gewerkschaften LCGB und 
NGL-SNEP auf dem Kirchberg eine Kundgebung für 
die Zukunft der Luftfahrt, um auf das beispielhafte 
Engagement aller Mitarbeiter in der Luftfahrt in den 
vergangenen Monaten hinzuweisen, damit Luxair,  
luxAirport und Cargolux ihre bedeutende Rolle im 
Kampf gegen die COVID-19-Pandemie erfüllen konnten. 

Als Anerkennung für dieses Engagement und um 
die Arbeitsplätze in diesem Sektor zu erhalten, fordern 
die Gewerkschaften LCGB und NGL-SNEP:

• den Erhalt der Arbeitsplätze am Standort Lu-
xemburg durch entsprechende Garantien unter 
Einbeziehung der nachfolgenden Maßnahmen: 
- Ausweitung der Kurzarbeit „Chômage Partiel“ 
für die betroffenen Unternehmen;

- Schaffung von Strukturen zur sozialverträgli-
chen Verwaltung eines eventuellen Personal-
überhangs, vergleichbar mit der Wiedereinglie-
derungsstelle (CDR) in der Stahlindustrie;

- die Begrenzung von prekären Arbeitsverträ-
gen (Zeitarbeit, befristete Verträge, usw.). 

• die Erstellung eines zukunftsorientierten Nach-
haltigkeitskonzepts für alle luxemburgischen 
Luftfahrtunternehmen, welches den Unterneh-
men erlaubt, sich für die Zeit nach der Krise 
aufzustellen und gleichzeitig qualitativ hochwer-
tige Arbeitsplätze garantiert sowie den Mitarbei-
tern eine Zukunftsperspektive bietet.

Luftfahrt
Protestkundgebung 

Die Gewerkschaften LCGB und NGL-SNEP danken 
allen Beschäftigten für ihr Engagement und ihre Unter-
stützung bei der Kundgebung „Zukunft Luftfahrt“, die 
im Vorfeld der Tripartite für den Luftfahrsektor am 
14. Juli 2020 stattfand.

Während des Treffens unter dem Vorsitz des Mi-
nisters für Mobilität und öffentliche Arbeiten François 
BAUSCH wurde eine Bestandsaufnahme der wirtschaft-
lichen und sozialen Situation von Luxair, luxAirport 
und Cargolux erstellt. Der luxemburgische Luftfahrt-

Luftfahrt
Sektorielle Tripartite 



1973
13. April

Der 1. Mai steht ganz im 
Zeichen des „De Mënsch am 

Mëttelpunkt“. Ein Leitsatz, der 
auch für die heutige Zeit noch 

immer gilt

1974
Infolge der Regelungen zur 

Freizügigkeit in Europa 
entwickelt sich die Großregion 

zu einem grenzüberschreitenden 
Arbeitsmarkt. Der LCGB trägt 
dieser Entwicklung mit einer 

Spezialausgabe für Grenzgänger 
Rechnung

Wussten Sie schon? 
Am 9. Oktober 1970 gründen die 
repräsentativen Gewerkschaften 

des Privatsektors FEP, LAV (heute 
OGBL) und LCGB den Nationalen 

Gewerkschaftsrat (NGR).

sektor war in den letzten Monaten stark von der CO-
VID-19-Krise betroffen und wird wahrscheinlich auch 
weiterhin unter den jüngsten instabilen Entwicklungen 
der Gesundheitskrise leiden.

Die Gesprächspartner der Tripatite haben sich dar-
auf geinigt, dass ein umfassendes Zukunftskonzept in 
Form einer Vereinbarung zwischen den Parteien der 
Tripartite erzielt werden soll, um die Arbeitsplätze und 
die Existenz der betroffenen Arbeitnehmer zu sichern. 
Zu diesem Zweck werden auf Unternehmensebene Ar-
beitsgruppen mit den Sozialpartnern eingerichtet.

Sowohl die Regierungsvertreter als auch die So-
zialpartner haben sich verpflichtet, alle erforderlichen 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Nachhaltigkeit der 
Unternehmen sicher zu stellen und gleichzeitig den Er-
halt der Arbeitsplätze und die sozialen Errungenschaf-
ten der Arbeitnehmer zu gewährleisten.

Die nächste sektorielle Tripartite wurde für den 
17. September 2020 festgelegt, um den gemeinsamen 
Zukunftsplan für die luxemburgische Luftfahrt abzu-
schließen.

Der LCGB und NGL-SNEP betonten die Wichtigkeit 
einer Anpassung der im Rahmen der Stahl-Tripartite 
entwickelten, und sich als Instrument zur Krisenbe-
wältigung bewährten Maßnahmen, an den Luftfahrt-
sektor (z.B. Arbeitnehmerüberlassung, Vorruhestand, 
Reklassifizierung durch Weiterbildung usw.). Der LCGB 
und NGL-SNEP werden sich weiterhin mit allen ihnen 
zur Verfügung stehenden Mitteln für die Sicherung der 
Arbeitsplätze und der sozialen Errungenschaften ein-
setzen, als Anerkennung für das Engagement aller Be-
schäftigten der luxemburgischen Luftfahrt.

Am 26. August 2020 traf sich der LCGB mit sei-
nen europäischen Partnern CFDT und CSC zu einem 
konstruktiven Meinungsaustausch über verschiedene 
Themen hinsichtlich des regionalen, nationalen und 
internationalen Transportsektors.

Transport
Austausch europäische Partner

Wie bei der sektoriellen Tripartite vom 14. Juli 
2020 beschlossen, trafen die Gewerkschaften und eine 
ausgewählte Gruppe der Personaldelegation am 20. Au-
gust 2020 und am 3. September 2020 die Geschäftslei-
tung, um ein Zukunftskonzept für Luxair zu entwickeln. 
Während dieser Treffen präsentierten und diskutierten 
die Parteien ihre verschiedenen Vorschläge.

Die Gewerkschaften legten einen „Luxair-Zukunfts-

Tripartite Luftfahrt 
Treffen der Arbeitsgruppe

plan“ in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Rah-
menbedingungen eines Plans zur Aufrechterhaltung 
der Beschäftigung vor, der die Sicherung der Existenz, 
der Gehälter und der Sozialleistungen gewährleistet. 
Der Gewerkschaftsvorschlag sieht im Wesentlichen fol-
gende soziale Begleitmaßnahmen vor:

• Beschäftigungsgarantie für die Dauer des Plans 
und dass das Unternehmen keine Massenent-
lassungen vornehmen kann;

• Ausweitung der Kurzarbeit als Anti-Krisenins-
trument;

• Einrichtung einer Wiedereingliederungsstelle 
(CDR) mit dem Ziel, alle Mitarbeiter in Beschäf-
tigung zu halten und ihre Beschäftigungsfähig-
keit durch Weiterbildungen zu erhalten;

• Arbeitnehmerüberlassung mit Rückkehrrecht;
• Anpassungsvorruhestand und Altersteilzeit bei 
Umstrukturierung. Letztere ermöglicht zudem 
den Wissenstransfer;

• keine Verschlechterung des Kollektivvertrags 
und der sozialen Errungenschaften. Alle den 
Kollektivvertrag betreffenden vorübergehenden 
Maßnahmen müssen mit den Gewerkschaften 
gemäß den gesetzlichen und vertraglichen Ver-
fahren ausgehandelt werden;

• Einrichtung eines Überwachungsausschusses, 
der auch die Personaldelegation und Vertrags-
gewerkschaften einschließt, auf Unternehmens- 
und sektorieller Ebene, um die Fortschritte zu 
überwachen und gegebenenfalls Anpassungen 
zu erörtern.

Der LCGB, nationale Mehrheitsgewerkschaft im 
Transportsektor, zeigte sich am 10. September 2020 
bestürzt über die neue Affäre, die gerade um das 
Transportunternehmen JOST in Belgien entbrannt ist.

Das belgische Unternehmen der JOST-Gruppe char-
tert alle zwei Wochen einen Flug zwischen Bukarest 
und Maastricht für etwa 160-180 rumänische Arbeit-
nehmer, um die LKWs auf belgischen und internatio-
nalen Straßen zu fahren. Die Gewerkschaft CSC Trans-
com betont, dass zudem die Lebensbedingungen in den 
Hallen von JOST in Herstal bei Lüttich weit davon 
entfernt seien, den Gesundheitsvorschriften gemäß 
COVID-19 zu entsprechen, bzw. gar nicht vorhanden 
sind und Misshandlungen, Beleidigungen und Zugang 
zu nur 3 Duschen und 2 Toiletten für mehr als 100 
Fahrer an der Tagesordnung seien. In diesem Zusam-
menhang richtet der LCGB erneut seine Forderung an 
die Gewerbeaufsicht (ITM), ihre Kontrollen zur Einhal-
tung der Gesundheitsmaßnahmen gemäß COVID-19 zu 
verstärken, um solche beklagenswerten Situationen in 
Luxemburg zu vermeiden.

Da dies nicht das erste Mal ist, dass JOST entwe-
der in Belgien oder in Luxemburg wegen zweifelhaften 
Machenschaften auffällt, ist der LCGB besorgt über die 
Arbeitsbedingungen der bei JOST S.A. in Luxemburg be-
schäftigten Fahrer. Allein im April befanden sich 21 von 
ihnen in Kurzarbeit mit 80% ihres Gehalts, das letztlich 
von der luxemburgischen Regierung gezahlt wurde, für 
Unternehmen die in Schwierigkeiten geraten sind. Da 
die Auftragsbücher in Belgien gut gefüllt zu sein schei-
nen und gleichzeitig zusätzliche Arbeitskräfte benötigt 

JOST 
Neue Affäre in Belgien

werden, fragt sich der LCGB, ob dieser Lohnverlust von 
rund 20% für luxemburgische Fahrer gerechtfertigt ist 
oder ob er Teil einer Strategie zur Budgetoptimierung 
ist? Die Tatsache, dass JOST durch diese Praxis zu-
sätzlich zu den Lohnkosten auch noch Sozialabgaben 
einsparen könnte, ist für den LCGB völlig inakzeptabel. 

Ende Juli 2020 hatte der LCGB bereits Stellung 
bezogen und verschiedene Missstände und Praktiken 
im Transportsektor in Luxemburg angeprangert. Der 
LCGB wird die Entwicklung und Aufrechterhaltung 
der Arbeitsbedingungen der Mitarbeiter von JOST S.A. 
in Luxemburg weiterhin im Auge behalten. Der LCGB 
wird sich auch weiterhin für die Stärkung und Klärung 
bestimmter Punkte des Branchenkollektivvertrags ein-
setzen, um jegliche falsche Auslegung zu vermeiden 
und eine faire Anerkennung des Berufs des Berufs-
kraftfahrers zu erreichen.

Im Anschluss an die sektorielle Tripartite vom 
14. Juli 2020, die vom Minister für Mobilität und 
öffentliche Arbeiten, François BAUSCH, in Anwe-
senheit des Ministers für Arbeit, Beschäftigung und 
Sozialwirtschaft und des Finanzministers einberufen 
worden war, trafen die Personalvertreter jeweils 
am 20. August 2020 und am 3. September 2020 
mit der Generaldirektion von Luxair zusammen, um 
das nächste Treffen der sektoriellen Tripartite am  
17. September 2020 vorzubereiten.

Anlässlich dieser Treffen präsentierte die Ge-
neraldirektion einen Aktionsplan, der einen klaren 
Personalüberschuss aufzeigte und der Maßnahmen 
umfasste, welche die Sozialleistungen der Beschäf-
tigten direkt gefährden. Die Gewerkschaften haben 
sich klar gegen die Forderungen der Generaldirektion 
ausgesprochen, die im direkten Widerspruch zu den 
konstruktiven Diskussionen innerhalb der Tripartite- 
Dreiergespräche für die Luftfahrt vom 14. Juli 2020 
stehen. Die Gewerkschaften, treu ihrem ungebroche-
nen gewerkschaftlichen Engagement, haben ihrer-
seits einen Zukunftsplan, zum Beschäftigungserhalt 
und zur Sicherung der Existenzen der Luxair-Be-
schäftigten vorgeschlagen.

Trotz aller Diskussionen und des Mandats, das 
den Sozialpartnern anlässlich der Tripartite erteilt 
wurde, zeigte die Generaldirektion keine Bereitschaft 
sogar eine völlige Ablehnung gegenüber Gesprächen 
oder Verhandlungen über einen Zukunftsplan, als 
auch der Dreiergespräche sowie der von den Gewerk-
schaften vorgeschlagenen Möglichkeiten.

Die Luxair-Generaldirektion verhöhnt somit den 
Sozialdialog und tritt die von Minister BAUSCH und 
KERSCH vorgeschlagene sektorielle Tripartite mit 

Luxair 
tritt Sozialdialog mit Füßen



1976
27. Februar 

Der Soziale Fortschrëtt 
organisiert sich neu und 

erscheint fortan mit 
Inhaltsverzeichnis

1976
17. Dezember 

Die Stahlkrise erschüttert 
Luxemburgs Wirtschaft. Der LCGB 

veröffentlicht ein Manifest im 
Vorfeld der am 

18. Dezember 1976 
stattfindenden Großdemonstration, 
die über 12.000 Arbeitnehmer auf 

die Straße bringt

Füßen, obwohl diese getreu dem luxemburgischen 
Sozialmodells dazu dienen sollte, Diskussionen und 
Verhandlungen in diesem doch schwierigen Umfeld 
zu führen. Durch ihr arrogantes und unüberlegtes 
Handeln zeigt die Generaldirektion eine totale Ver-
achtung für ihre Mitarbeiter und tritt unser bewähr-
tes Model des Sozialdialogs mit Füßen.

Die Tripartite hat es unserer Wirtschaft im Lau-
fe der Jahrzehnte immer wieder ermöglicht, Krisen 
zu überstehen, indem sie die Existenz der betroffenen 
Arbeitnehmer und die Sicherung der betroffenen Unter-
nehmen und Arbeitsplätze garantiert hat. Das luxem-
burgische Sozialmodell ist die einzig mögliche Antwort 
auf die Herausforderungen der gegenwärtigen Krise!

In diesem Sinne haben die Gewerkschaften einen 
Zukunftsplan auf der gesetzlichen Grundlage des 
Arbeitsplatzerhaltungsplans für das Unternehmen 
Luxair gefordert, der auf einem Investitionsplan und 
einem Plan zur Bewältigung des Personalüberhangs 
basiert, um die Nachhaltigkeit der Aktivitäten und 
Arbeitsplätze des Unternehmens sowie die Existenz-
sicherung der Beschäftigten und Aufrechterhaltung 
der sozialen Errungenschaften zu sichern. Dieser Zu-
kunftsplan sollte Bestandteil der Verhandlungen und 
Schlussfolgerungen der sektoriellen Tripartite Luft-
fahrt sein.

Der Vorschlag der Gewerkschaften sieht im We-
sentlichen folgende soziale Begleitmaßnahmen vor:

• Beschäftigungsgarantie für die Dauer des 
Plans und dass das Unternehmen keine Mas-
senentlassungen vornehmen kann;

• Ausweitung der Kurzarbeit als Anti-Krisenins-
trument;

• Einrichtung einer Wiedereingliederungsstelle 
(CDR) mit dem Ziel, alle Mitarbeiter in Be-
schäftigung zu halten und ihre Beschäftigungs-
fähigkeit durch Weiterbildungen zu erhalten;

• Arbeitnehmerüberlassung mit Rückkehrrecht;
• Anpassungsvorruhestand und Altersteilzeit bei 
Umstrukturierung. Letztere ermöglicht zudem 
den Wissenstransfer durch Weiterbildungen, 
die durch die ausscheidenden Arbeitnehmer 
durchgeführt werden könnten;

• Einrichtung eines Überwachungsausschusses 
auf Unternehmensebene, der auch die Perso-
naldelegation und die Vertragsgewerkschaften 
einschließt, sowie eines Überwachungsaus-
schusses auf Ebene der sektoriellen Tripartite, 
um die Fortschritte der verschiedenen Elemen-
te des Plans zu überwachen und gegebenen-
falls erforderliche Anpassungen zu erörtern.

Die Generaldirektion hat nicht nur diesen exis-
tenzfähigen Plan der Gewerkschaften ignoriert, son-

dern im Übrigen einseitig Entscheidungen entgegen 
den Interessen der Arbeitnehmer getroffen und prak-
tisch alle Rechte und Vorteile abgeschafft, die ins-
besondere in den letzten 40 Jahren durch den Sozial-
dialog erworben wurden:

• Zerschlagung der aktuellen Laufbahnen durch 
die Abschaffung von Gehaltserhöhungen bei 
einem Dienstalter über 20 Jahre für alle An-
gestellten und über 15 Jahre für Piloten;

• Einfrieren aller Gehälter für 3 Jahre;
• Aussetzung der 13. Monatszahlung für 3 Jahre;
• Abschaffung bestimmter Verantwortlichkeits-
prämien;

• Reduzierung der Urlaubstage auf das gesetz-
liche Minimum, durch die Streichung von 4 
regulären Urlaubstagen und der zusätzlichen 
Urlaubstage je nach Dienstalter;

• Abschaffung des Geschenks bei 25 Jahren 
Dienstalter und der Ruhestandsprämie;

• Senkung der Zulagen für Nachtarbeit und Über-
stunden auf das gesetzliche Minimum;

• Einführung von gebührenpflichtigen Parkplät-
zen für alle Mitarbeiter;

• Abschaffung der 15-minütigen bezahlten Pause;
• Einseitige Flexibilisierung der Arbeitszeiten.

Schließlich zögert die Generaldirektion auch 
nicht, ihre loyalen und motivierten Mitarbeiter, die 
sich engagiert in der Krise eingesetzt haben, zu ent-
würdigen, indem sie einen beträchtlichen Teil ihrer 
Mitarbeiter als „leistungsschwach“ einstuft und kei-
ne Aussicht auf Weiterbeschäftigung bietet.

Da die derzeitige Gesundheitskrise eine, wenn 
nicht sogar die schlimmste Krise seit dem Zwei-
ten Weltkrieg ist, droht sie ohne eine abgestimm-
te Zusammenarbeit aller Parteien der Tripartite zur 
schlimmsten sozialen Krise für die Luxair-Mitarbei-
ter zu werden, an der der Staat indes direkt oder 
indirekt zu mehr als 70% beteiligt ist.

Das nächste Treffen der sektoriellen Triparti-
te Luftfahrt ist für den 17. September 2020 um 
9 Uhr morgens geplant. In diesem Zusammenhang 
bieten die Gewerkschaften den Ministern BAUSCH, 
KERSCH und GRAMEGNA ihre volle Unterstützung 
und Rückendeckung an, um die Gespräche zu einem 
erfolgreichen Abschluss zu bringen, damit ein globa-
ler Zukunftsplan für die luxemburgische Luftfahrt 
gefunden werden kann.

LCGB, OGBL und NGL-SNEP danken allen Mit-
arbeitern für ihr Engagement bei der 2. Protestkund-
gebung im Vorfeld der sektoriellen Tripartite am 
17. September 2020. Dank der großen Unterstüt-
zung konnten die Gewerkschaften ihren Standpunkt 
durchsetzen. Künftige Diskussionen werden auf der 
Grundlage des vom LCGB, OGBL und NGL-SNEP vor-
geschlagenen Zukunftsplans geführt.

Bereits jetzt besteht Arbeitsplatzgarantie für alle 
Luxair-Mitarbeiter, und die inakzeptablen Arbeitge-
berforderungen zum Sozialabbau sind nicht mehr Teil 
der Tripartite-Diskussionen. Festgehalten wurde:

• Cargolux: geht es recht gut, trotz aller Ein-
schränkungen und Probleme während dieser 
Krise;

Tripartite Luftfahrt 
Beschäftigungsgarantie

• luxAirport: erlitt einen erheblichen Umsatzver-
lust, während die Sicherheit des Flughafens 
weiterhin gewährleistet sein muss;

• Luxair: die Gesundheitskrise hat das Unter-
nehmen stark in Mitleidenschaft gezogen und 
bestehende Strukturmängel verstärkt.

Daher hat die Tripartite beschlossen, erneut eine 
Arbeitsgruppe zu bilden, die sich aus den Gewerk-
schaften, der Luxair-Generaldirektion und Vertretern 
der 3 Ministerien zusammensetzt. Diese Arbeitsgrup-
pe wird den Personalbedarf für die Jahre 2020 bis 
2023 und die im Zukunftsplan der Gewerkschaften 
vorgeschlagenen Maßnahmen zur Beschäftigungssi-
cherheit analysieren.

 Gemeinsam wurden folgende Maßnahmen fest-
gehalten:

• die verschiedenen Formen des Vorruhestands;
• eine Wiedereingliederungszelle, verbunden mit 
vorübergehender Arbeitnehmerüberlassung 
und verstärkter interner Ausbildung, unter-
stützt durch Kurzarbeit.

Gleichzeitig wird das Transportministerium einen 
globalen Investitionsplan für die Entwicklung der 
Luftfahrt in Luxemburg festlegen.

Protestkundgebung für einen nachhaltigen Zukunftsplan 
für die luxemburgische Luftfahrt am 17. September 2020.

Im Anschluss an die verschiedenen Sitzungen 
der Arbeitsgruppe, bestehend aus Gewerkschaften, 
Luxair-Generaldirektion und Vertretern der 3 Mi-
nisterien (22.09.2020, 25.09.2020, 01.10.2020, 
02.10.2020 & 05.10.2020) hat die Luftfahrt Tripar-
tite am 7. Oktober 2020 die Zahlen zum Personal-
überhang sowie die verschiedenen von den Sozial-
partnern diskutierten Maßnahmen analysiert. Nach 
einer konstruktiven Unterredung konnte eine grund-
sätzliche Einigung gefunden werden.

Auch wenn ein erheblicher Personalüberschuss 
von 600 Mitarbeitern aus den Analysen hervorging, 
wird die gefundene Einigung es ermöglichen, die 
Hälfte davon durch Vorruhestandsregelungen auf-
zufangen. Für die restlichen Mitarbeiter wird eine 
Wiedereingliederungszelle (CDR) eingerichtet, um sie 
entweder intern bei Luxair oder extern bei anderen 
Unternehmen, beim Staat oder den Gemeinden unter-
zubringen. Dies geschieht über einen effizienten und 
individualisierten Ausbildungsplan und/oder mittels 
einer vorübergehenden Arbeitnehmerüberlassung.

Das Tripartite-Abkommen beinhaltet außerdem 
eine Beschäftigungsgarantie und dass das Unterneh-

Tripartite Luftfahrt 
Grundsätzliche Einigung
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men während der Laufzeit der Vereinbarung keine 
Entlassungen aus nicht personenbedingten Gründen 
vornehmen kann. Die Einzelheiten der Vereinbarung 
müssen noch ausgearbeitet und anschließend den 
verschiedenen statutarischen Instanzen der Gewerk-
schaftsorganisationen zur Validierung vorgelegt wer-
den.

Die Tripartite-Parteien haben sich darauf geei-
nigt, dass der Kollektivvertrag integraler Bestandteil 
dieser Einigung ist und dass er für den Zeitraum 
von 2021-2023 verlängert wird. Diese Verlänge-
rung betrifft alle Errungenschaften mit Ausnahme 
der Lohnerhöhungen, die ausgesetzt werden, es sei 
denn, die wirtschaftliche Lage des Unternehmens 
würde sich normalisieren. Was den Lohnausfall der 
Beschäftigten in der CDR betrifft, so wird dieser teil-
weise durch zusätzliche Ruhetage ausgeglichen oder 
im Falle eines wirtschaftlichen Aufschwungs vom 
Unternehmen bezahlt.

Das nächste Treffen der Luftfahrt-Tripartite ist 
für den 9. November 2020 anberaumt, um die ge-
fundene Einigung nach Validierung des Textes zu 
unterzeichnen. 

CFL Logistics 
Lohnzuschlag 

Bei einem Treffen mit der Direktion von CFL 
Logistics Anfang Oktober 2020, konnte die Dele-
gation einen Lohnzuschlag für Arbeiten in kalter 
Umgebung, d.h. im Zusammenhang mit Tiefkühlpro-
dukten, erhalten.

Jeder Mitarbeiter, der in dieser Abteilung arbei-
tet, erhält fortan einen Lohnzuschlag in Höhe von:

• 6 € brutto für einen halben Arbeitstag (maxi-
mal 4 Stunden);

• 12 € brutto für einen Arbeitstag von mehr als 
4 Stunden.

LCGB-Transport 
Fachverbandsvorstand 

Am 12. Oktober 2020 tagte der Fachverbands-
vorstand des LCGB-Transport, um eine Reihe aktu-
eller Themen zu erörtern, darunter die Verordnung 
883/2004 EG bezüglich der Sozialversicherung, der 
Luftfahrtsektor, der Kollektivvertrag Transport so-
wie der jüngste Skandal der JOST-Gruppe.

Verordnung 883/2004 EG
LCGB setzt seine Aktionen fort

Am 9. Oktober 2020 traf der LCGB, Mehrheits-
gewerkschaft im luxemburgischen Transportsektor, 
den Minister für soziale Sicherheit sowie Vertreter des 
„Centre Commun de la Sécurité Sociale“ und des Mobili-
tätsministeriums, um die Auswirkungen der europäi-
schen Verordnung 883/2004 EG über die Koordinie-
rung der Systeme der sozialen Sicherheit zu erörtern.

Diese Regelung sieht vor, dass ein Arbeitnehmer, 

der einen wesentlichen Teil seiner Tätigkeit (mindes-
tens 25%) in seinem Wohnsitzland ausübt, auch den 
Rechtsvorschriften des Wohnlandes unterliegt und dort 
sozialversichert sein muss. Verübt der Arbeitnehmer 
weniger als 25% seiner Tätigkeit in seinem Wohnsitz-
land und ist er nur bei einem einzigen Unternehmen 
beschäftigt, gelten die Rechtsvorschriften des Landes, 
in dem der Arbeitgeber seinen Sitz oder Niederlassung 
hat.

Für einen im internationalen Transportsektor tä-
tigen Arbeitnehmer, der vor dem 1. Mai 2010 ein-
gestellt wurde und dessen persönliche Situation sich 
in der Zwischenzeit nicht geändert hat, blieben die 
Bestimmungen der alten Verordnung für 10 Jahren 
anwendbar, d.h. er war im Land des Sitzes des Arbeit-
gebers versichert, sofern er nicht überwiegend in sei-
nem Wohnsitzland tätig war. Diese Ausnahmeregelung 
lief am 30. April 2020 inmitten der Gesundheitskrise 
COVID-19 aus.

Seitdem hat es in Luxemburg jedoch viele Miss-
bräuche gegeben. So zwingen einige Unternehmen ihre 
Fahrer, eine Änderung ihres Arbeitsvertrags zu unter-
zeichnen, um so die Gesetzgebung ihres Wohnsitzlandes 
und somit auch den entsprechenden lokalen Kollektiv-
vertrag anzuwenden, einschließlich höherer Sozialver-
sicherungsbeiträge für die Arbeitnehmer. Mehr als 800 
Beschäftigte, d.h. etwa 10% der Mitarbeiter des Sek-
tors, sind potenziell von diesem Problem betroffen.

Anlässlich einer Pressekonferenz am 9. Juli 2020 
hatte der LCGB dieses Vorgehen bereits angeprangert, 
da es in unredlicher Weise darauf abzielt, die Arbeits- 
und Lohnbedingungen der Fahrer erheblich zu ver-
schlechtern. Wenn der Arbeitnehmer eine solche Ände-
rung unterschreibt, könnte sein Nettogehalt um fast die 
Hälfte reduziert werden.

Der LCGB hat sich daher bemüht, die wichtigsten 
Akteure der Regierung auf diese Missbräuche aufmerk-
sam zu machen, die dem ursprünglichen Ziel der euro-
päischen Regelung zuwiderlaufen: der Bekämpfung des 
Sozialdumpings innerhalb der Europäischen Union durch 
die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit. 
Um dieses Problem zu lösen, forderte der LCGB bilatera-
le Abkommen für Ausnahmeregelungen für unsere drei 
Nachbarländer, wie es Artikel 16 der Verordnung vorh-

sieht. Eine solche Ausnahmeregelung gilt bereits für die 
Beschäftigten in der Rheinschifffahrt.

Der Minister für soziale Sicherheit betonte seine 
Absicht, diesbezüglich mit seinen französischen, bel-
gischen und deutschen Amtskollegen sowie mit dem 
EU-Kommissar für Beschäftigung und soziale Angele-
genheiten, Nicolas SCHMIT, Kontakt aufzunehmen.

Luxair Tripartite 
LCGB-Delegierte stimmten ab
Im Rahmen einer Delegierten-Konferenz am 4. No-

vember 2020 wurden die verschiedenen Dokumente des 
Tri partite Abkommens zwischen der Direktion von Lu-
xair und den Vertragsgewerkschaften validiert.

Die Vereinbarung sieht einen Zukunftsplan 
für Luxair für den Zeitraum 2020-2023 mit einer 
Beschäftigungsgaran tie vor und untersagt jegliche Ent-
lassungen aus Gründen, die nicht direkt mit dem Arbeit-
nehmer zusammenhän gen. Die Vereinbarung schafft 
ferner eine Wiedereingliederungseinheit (CDR), ein we-
sentliches Instrument für die Verwaltung eines konjunk-
turbedingten oder strukturellen Personalüberhangs.

Die Hauptaufgabe der CDR wird darin bestehen, Mit-
arbeiter, die von einem strukturellen Personalüberhang 
be troffen sind, entweder intern bei Luxair oder extern 
bei anderen Unternehmen, beim Staat oder den Kom-
munen zu platzieren, falls erforderlich, durch einen be-
darfsgerechten Weiterbildungsplan und/oder durch eine 
befristete Arbeitnehmerüberlassung. Unterstützt wird 
die CDR-Maßnahme durch Kurzarbeit sowie verschiede-
ne Formen des Vorruhestands.

Mitarbeiter in der CDR erhalten einen Garantie auf 
ihr Grundgehalt, im Rahmen von befristeten internen 
oder externen Entsendungen oder einer befristeten Ar-
beitnehmerüberlassung.

Mitarbeiter die in Kurzarbeit sind, erhalten von Lu-
xair einen Ausgleich für die Verluste auf das Grundge-
halt durch die Zuweisung von 2 äquivalenten Tagen pro 
vollen Monat in die CDR in den Jahren 2021 bis 2023. 
Die kumulierte Entschädigung wird ausgezahlt, sobald 
Luxair wieder eine nachhaltige Rentabilität erreicht hat.

Der Kollektivvertrag wird für weitere 3 Jahre bis 
zum 31. Dezember 2023 in seiner Gesamtheit und mit 
allen Leis tungen, mit Ausnahme der Tariferhöhungen 
(jährlich bzw. zweijährlich), verlängert. Sofern es Lu-
xair wirtschaftlich wieder gut geht, wurde vereinbart, 
dass die ausgesetzten Annuitäten oder Biennalen Teil 
der Verhandlungen für den nächsten Kollektivvertrag 
sein werden.

Den LCGB freut es, dass das Tripartite Abkommen 
bereits vor der Schaffung einer CDR einen ersten Er-
folg zeigt. Die Luxair und das Gesundheitsministerium 
haben einen Antrag auf Arbeitnehmerüberlassung für 
rund fünfzig Mitarbeiter gestellt, um die Kontaktermitt-
lungseinheit für mehrere Monate zu verstärken.
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Wachdienste

Am 25. Juni 2020 fand eine Vorstandssitzung 
des LCGB-CNSG (Wachdienste) statt, um über die 
aktuelle Situation des Sektors, das sektorielle Aus-
bildungszentrum und die Anerkennung des Enga-
gements der Sicherheitskräfte während der Ge-
sundheitskrise zu besprechen. Pascale LAMBERT  
LOCATELLI wurde darüber hinaus zur Vizepräsiden-
tin und Sekretärin des Vorstandes gewählt.

LCGB-CSNG 
Vorstandssitzung

Die Gewerkschaften LCGB und OGBL haben an-
lässlich eines Treffens am 30. September 2020 mit 
Vertretern des Bildungsministeriums erneut ihre 
langjährige Forderung nach einer Professionalisie-
rung des Berufs der Wach- und Sicherheitsangestell-
ten unterstrichen.

Im Gegensatz zu seinen Nachbarländern, die 
seit mehr als zwei Jahrzehnten eine Ausbildung für 
Fachkräfte für Schutz und Sicherheit anbieten, fehlt 
es in Luxemburg noch an einer solchen Professiona-
lisierung.

Auch wenn bei den Verhandlungen über den Kol-
lektivvertrag für den Wach- und Sicherheitssektor 
die Einrichtung eines sektoralen Ausbildungszent-
rums in Luxemburg beschlossen wurde, ist dies nur 
ein Schritt in die richtige Richtung. Natürlich tragen 

Wachdienste
Professionalisierung des Berufs 

diese Ausbildungskurse zur Verbesserung der beruf-
lichen und technischen Fähigkeiten dieser Tätigkeit 
bei, aber es handelt sich dabei nicht um eine an-
erkannt Fachkraftausbildung.

Die Gewerkschaften fordern daher eine Profes-
sionalisierung, insbesondere durch die Einführung 
einer beruflichen Grundausbildung CCP (luxemburgi-
sches Berufsbefähigungszeugnis) als 3-jährige duale 
Sekundarschulausbildung, insbesondere mit folgen-
den Inhalten:

• Aufgaben und Maßnahmen zur Gewährleistung 
der Sicherheit im Rahmen regulärer Wachauf-
träge;

• Schutz- und Hygienemaßnahmen im Falle ei-
ner Pandemie. Auch wenn diese Gesundheits-
krise irgendwann vorüber ist, wird sich das 
Sozialverhalten an eine neue Realität anpas-
sen müssen; 

• spezifische Fähigkeiten zur Bewältigung der 
technologischen Veränderungen im Zusammen-
hang mit der Digitalisierung des Berufsstandes 
sowie der rechtlichen Rahmenbedingungen und 
des Konfliktmanagements.

Gegenwärtig verlangen immer mehr Kunden in 
Luxemburg, dass die privaten Sicherheitsfirmen ih-
nen qualifiziertes Personal zur Verfügung stellen, 
um einen sicheren Personen- und Objektschutz zu 
gewährleisten. Die dafür notwendigen Arbeitskräf-
te kommen hauptsächlich aus dem Grenzgebiet, da 
diese bereits über anerkannte Diplome verfügen. Um 
die Professionalisierung des Sicherheitspersonals in 
Luxemburg zu fördern, fordern die Gewerkschaften 
auch die Anerkennung des Bildungsniveaus, der Di-
plome und der beruflichen Qualifikationen aus ande-
ren Ländern der Europäischen Gemeinschaft. 

Gebäudereinigung

Kollektivvertrag 
Aufnahme der Verhandlungen 

Nach einer 4-monatigen Pause aufgrund der 
Gesundheitskrise haben der Verband der Reini-
gungsunternehmen, die Gewerkschaften und die 
Arbeitnehmervertreter die Verhandlungen über den 
Kollektivvertrag am 9. Juli 2020 wieder aufgenom-
men. Es fand ein erster Meinungsaustausch über 
die Forderungen der Gewerkschaften, sowie über 
die Auswirkungen der COVID-19-Krise auf die Rei-
nigungsunternehmen und deren Beschäftigten statt, 
darunter:

• linearer Anstieg aller Gehälter;
• Erhöhung und Änderung der Anwesenheits-

prämie;
• Einführung eines Mechanismus für die schritt-
weise Einführung eines 13. Monatsgehalts;

• Erhöhung der Urlaubstage nach Dienstalter;
• Anrechnung von Fahrten zwischen den Stand-
orten als Arbeitszeit;

• Erhöhung des Kilometergeldes;
• Einführung einer maximalen Entfernung vom 
ursprünglichen Einsatzort im Falle einer Ver-
legung/Änderung des Einsatzortes;

• Streichung von Artikel 7.5 des KV betreffend 
die Flexibilisierung der Arbeitszeit.

Für den LCGB-Gebäudereinigung muss der künfti-
ge Kollektivvertrag eine faire und gerechte Aufwer-
tung und Verbesserung der Lohn- und Arbeitsbedin-
gungen der Beschäftigten in der Reinigungsbranche 
gewährleisten. 

Nettoservice 
 Wöchentliche Ruhezeit

Seit Oktober 2019 fordern sowohl der LCGB als 
auch die Nettoservice-Personaldelegation von der Ge-
schäftsleitung die Regularisierung der Nichteinhaltung 
der wöchentlichen Ruhezeit von 44 Stunden. Diese Si-
tuation ist inakzeptabel und muss so schnell wie mög-
lich und, wie gesetzlich vorgeschrieben, rückwirkend 
bis zu 3 Jahren geklärt werden.

Trotz mehrerer Interventionen des LCGB, mit al-
len ihm zur Verfügung stehenden Mitteln, schwieg die 
Unternehmensleitung und ergriff keine Maßnahmen 
gegenüber ihren loyalen Mitarbeitern. Schließlich mel-
dete der LCGB die Unregelmäßigkeit bei der Gewerbe-
inspektion (ITM), die sich umgehend mit dem Unter-
nehmen in Verbindung setzte.

Die Direktion von Nettoservice bestätigte am 
9. September 2020, dass alle Fälle analysiert und die 
notwendigen Schritte unternommen werden, um die 
Situation gemäß den gesetzlichen Bestimmungen zu 
bereinigen.

Es ist auch ein Treffen mit dem Arbeitsminister 
geplant, um die ADEM in mögliche berufliche Neuori-
entierungsprozesse zu integrieren. Die Gewerkschaf-
ten werden sich weiterhin für eine gerechte Anerken-
nung des Berufs des Sicherheitspersonals einsetzen, 
im Interesse aller Beschäftigten in diesem Sektor.

Am 8. Oktober 2020 trafen die Gewerkschaften 
LCGB und OGBL mit Vertretern des Arbeitsminis-
teriums zusammen, um ihre Bemühungen für eine 
Professionalisierung des Berufs des Sicherheitsper-
sonals fortzuführen. Die Gewerkschaften fordern 
diesbezüglich eine Verschulung der derzeitig von der 
ADEM angebotenen Lehrgänge für Sicherheitskräfte. 
Es wäre wünschenswert, dass Arbeitssuchende einen 
offiziellen Schulkurs besuchen könnten, bis eine be-
rufliche Grundausbildung CCP für Sicherheitsberufe 
eingeführt wurde.  

Zur Erinnerung: Die jüngsten Verhandlungen 
über den Kollektivvertrag für den Sicherheitssektor, 
der am 30. August 2019 unterzeichnet wurde, führ-
ten zur Schaffung des 1. sektoriellen Ausbildungs-
zentrums in Luxemburg. Obwohl dies ein ermutigen-
der Schritt zur Professionalisierung des Berufes ist, 
fehlt es immer noch an offiziellen Ausbildungskur-
sen, die zu einem Diplom führen. Nach Treffen mit 
der Justizministerin im März und Mai 2020, wurde 
den Gewerkschaften die Einrichtung einer intermi-
nisteriellen Arbeitsgruppe zugesagt, um sich dieser 
Thematik anzunehmen. 

Angesichts der positiven Reaktionen der wich-
tigsten politischen Akteure wird demnächst auch ein 
Treffen mit dem Arbeitgeberverband Fedil Securty 
Services stattfinden. Die Gewerkschaften werden 
sich weiterhin für die Professionalisierung und die 
Anerkennung des Berufs des Sicherheitspersonals 
einsetzen.

Sicherheitspersonal
Treffen im Arbeitsministerium
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Hauptthema für den LCGB.

Seit Jahren schon hapert es am Sozialdialog bei 
SEO Luxemburg. Doch nun hat die Betriebsleitung das 
Fass zum Überlaufen gebraucht, indem sie dem Vor-
sitzenden der Personaldelegation eine ungerechtfertigte 
Abmahnung zugestellt hat, und dies nur, weil er sich 
gegen die ständigen willkürlichen Verlegungen von Sit-
zungen zur Wehr gesetzt hat. Es wurde rechtlich Ein-
spruch eingelegt und die Gewerbeaufsicht informiert. 

Bereits seit Langem blockiert die Betriebsleitung 
die Delegationsarbeit, indem sie Treffen vermeidet und, 
wenn es dann doch zum Austausch kommt, nicht kom-
plette oder gar falsche Informationen weitergibt. Die ein-
fachsten gesetzlichen Regeln der Delegationsarbeit wer-
den nicht respektiert, wie z.B. dass die Ausübung des 
Delegiertenmandats Arbeitszeit ist. Dies führt dazu, dass 
Probleme im Unternehmen ignoriert werden und Arbeit-
nehmer, trotz eigentlich guter Rahmenbedingungen, Ge-
halt und Arbeitsplatzsicherheit, den Betrieb verlassen.

Der LCGB fordert deshalb von der Betriebsleitung, 
die Abmahnung gegen den Vorsitzenden der Personal-
delegation zurückzunehmen und generell:

• eine Verbesserung des Sozialdialogs;
•  den Respekt seitens Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer der bestehenden Regelungen im internen 
Umgang mit den Mitarbeitern;

•  die Schaffung einer internen Kommission, die 
sich mit Fällen von Mobbing und ähnlichen Vor-
gängen befasst.

auf die mehrwöchige Verhandlungen folgten, ei-
nigten sich die Sozialpartner schließlich auf einen 
PAB, der eine Reihe von Maßnahmen enthält, die es 
dem Unternehmen ermöglichen, seinen Umstruktu-
rierungsprozess auf globaler Ebene fortzusetzen und 
gleichzeitig auf Massenentlassungen zu verzichten. 

Vorbehaltlich der Validierung durch die offiziel-
len Stellen, werden soziale Maßnahmen eingeführt, 
darunter der Anpassungsvorruhestand (Préretraite-
ajustement), ein Budget für Weiterbildungen im Hin-
blick auf eine mögliche externe Wiederbeschäftigung 
und ein Programm zur internen Umschichtung auf 
freie Stellen innerhalb der verschiedenen SES-Einhei-
ten.

 Die Umsetzung des PAB und die Anwendung 
der ausgehandelten Maßnahmen wird durch einen 
Begleitausschuss gewährleistet, der sich aus Mit-
gliedern der Unterzeichnerdelegationen und der Ge-
schäftsleitung zusammensetzt und regelmäßig zu-
sammenkommt.

Öffentlicher Dienst

Nach dreimonatiger Pause aufgrund der Gesund-
heitskrise fand am 17. Juni 2020 eine Verhandlungs-
runde über die Erneuerung des Kollektivvertrags zwi-
schen der Direktion, den Gewerkschaften und den 
Personalvertretern statt. 

Nach einem Informationsaustausch wurde die vor-
aussichtliche finanzielle Entwicklung der Encevo-Grup-
pe bis Ende dieses Jahres präsentiert und diskutiert. 
Lagen zu Beginn der Verhandlungen eher positive Zah-
len vor, so ist jetzt, bedingt durch die COVID-19 Krise, 
ein eher negativer Trend zu erkennen. Diese Entwick-
lung betrifft aber nicht alle Sparten der Gruppe in 
der gleichen Weise und die weiteren Auswirkungen der 
Krise sind aktuell nicht genau absehbar.

Trotz der derzeitigen Rahmenbedingungen, haben 
sich die Gewerkschaften das Ziel gesetzt, entsprechend 
der vorliegenden Analysen, in einem angemessenen 
Zeitrahmen zu einem Abschluss der Verhandlungen zu 
kommen.

Encevo
Erneute Verhandlungen 

SES
Verhandlungen Sozialplan 
Die Ankündigung eines Sozialplans bei SES Ende 

Mai 2020 war schwer zu schlucken: SES plant, 10-15% 
der Belegschaft weltweit zu entlassen, und auch der 
Hauptsitz in Luxemburg wird nicht verschont bleiben. 
Auch wenn die am 25. Juni 2020 begonnenen Verhand-
lungen bereits zu einer Verringerung des Stellenabbaus 
geführt haben, ist für den OGBL und den LCGB jede Per-
son, die ihren Arbeitsplatz verliert, eine Person zu viel.

Der OGBL und der LCGB hatten von Anfang an ge-
fordert, statt eines Sozialplans einen Plan zur Aufrecht-
erhaltung der Beschäftigung auszuhandeln. Die Gewerk-
schaften kritisieren auch, dass einige Personaldelegierte 
vom Sozialplan betroffenen sind. Personaldelegierte, die 
von den Beschäftigten demokratisch gewählt wurden 
und deren Aufgabe darin besteht, die Interessen des 
Personals zu verteidigen, sind eigentlich vor Entlassung 
geschützt, damit sie ihr Mandat frei ausüben können. 
Folglich ist diese Entscheidung des Managements inak-
zeptabel und undenkbar. Der Versuch, die Vertreter der 
Personalinteressen, die mit der Aushandlung des Sozial-
plans beauftragt sind, zu destabilisieren, indem man sie 
auf die Liste setzt, ist erbärmlich.

Darüber hinaus kritisieren die Gewerkschaften die 
Berechnungsmethode und die eingeschränkte Substanz 
der von der Unternehmensleitung vorgebrachten und 
kompromisslos verteidigten außergesetzlichen Abfin-
dungszahlungen, die in keiner Weise die luxemburgi-
schen Lebenshaltungskosten und -bedingungen berück-
sichtigen. Schließlich fordern die Gewerkschaften ein 
solides Finanzpaket für die am Ende dieses Sozialplans 
entlassenen Arbeitnehmer.

Nach mehreren Wochen langer und harter Ver-
handlungen gab es am letzten Tag eine Trendwende. 
Die SES-Geschäftsführung hat schlussendlich beschlos-
sen, den Argumentationslinien des OGBL und des 
LCGB sowie der Personalvertreter der verschiedenen 
Einheiten der Gruppe nachzugeben. Von Beginn der 
Verhandlungen an hatte das Arbeitnehmerlager den 
überstürzten Entlassungsplan kritisiert und als Teil des 
Umstrukturierungsprozesses einen Plan zur Aufrecht-
erhaltung der Beschäftigung (PAB) gefordert.

Letztlich erklärte die Geschäftsführung, dass das 
in einem PAB vorgesehene Maßnahmenspektrum wie 
Versetzungen und Anpassungsvorruhestand mehr als 
ausreichend sei, um die Umstrukturierung des Unter-
nehmens im Hinblick auf künftige Herausforderungen 
fortzusetzen und gleichzeitig Entlassungen zu vermeiden.

Der Sozialplan wird daher bei den zuständigen 
Institutionen zurückgezogen. Die Partner haben auch 
vereinbart, in den kommenden Wochen Verhandlungen 
über ein PAB aufzunehmen. 

Dank der Bemühungen der Personalvertreter und 
der Unternehmensleitung konnte die Zahl der Perso-
nen, die laut Unternehmensleitung dennoch entlassen 
werden müssen, erheblich reduziert werden. Für die 
Mitarbeiter, für die leider keine interne Versetzungs-
lösung gefunden werden kann, wird eine außergesetz-
liche finanzielle Entschädigung gezahlt, die zwischen 
dem Vorschlag der Geschäftsleitung und dem der Per-
sonaldelegationen liegt.

Die am 9. Juli 2020 unterzeichnete Absichtserklä-
rung enthält eine „Nicht-Kündigungsklausel“ für einen 
noch auszuhandelnden Zeitraum. 

SES
Doch kein Sozialplan

SES
Finale Unterzeichnung 

Am 31. Juli 2020 haben die Personaldelegatio-
nen der 5 SES-Einheiten, die Gewerkschaften LCGB 
und OGBL sowie die Geschäftsleitung einen 2-Jahres-
Plan zur Aufrechterhaltung der Beschäftigung (PAB) 
unterzeichnet.

Nachdem die Unternehmensleitung zunächst ei-
nen Sozialplan umsetzen wollte, eine Ankündigung, 

SEO
Protestkundgebung 



1982

10. Dezember 
Ein Cartoon wirbt auf 

sympathische Weise für den 
LCGB

1983
29. April 

Der LCGB bereitet die 
bevorstehenden Sozialwahlen in 
Farbe und in einem in den 80er 
Jahren modernen Layout vor

Gesundheit, Pflege, Sozialpädagogik

Auf Anfrage des LCGB bestätigte das Arbeitsmi-
nisterium, dass Arbeitnehmer, die unter den Kollek-
tivvertrag SAS fallen, noch bis Ende September 2020 
den Solidaritätsvorruhestand beantragen können.

Daher kann der Vorruhestand (…) den Arbeit-
nehmern des Sektors unter den Bedingungen der ein-
schlägigen Bestimmungen des Arbeitsgesetzbuches 
gewährt werden. Die Prioritätskriterien für die Ge-
nehmigung des Vorruhestandes werden kraft der ge-
setzlichen Bestimmungen innerhalb jeder Einrichtung 
festgelegt. (Artikel 34 des KV SAS).

KV SAS
Solidaritäts-Vorruhestand 

FHL & SAS
Sitzung des Fachverbands 
Am 9. Juli 2020 traf sich der Vorstand des Fach-

verbands LCGB-Gesundheit, Pflege & Sozialpädagogik 
mit den Gewerkschaftssekretärinnen Céline CONTER 
und Mandy NOESEN. Auf der Tagesordnung standen 
Informationen über die Verhandlungen der Bran-
chenkollektivverträge und ein Austausch über die 
jüngsten Entwicklungen und Probleme im Kranken-
haus- und sozialpädagogischen Sektor.

AGEDOC-MARIE
Lineare Erhöhung 

Am 10. Juli 2020 unterzeichnete der LCGB eine 
Vereinbarung mit dem Verwaltungsrat und der Di-
rektion der Privatschulen AGEDOC und MARIE zur 
Erneuerung des Kollektivvertrags. 

Der Kollektivvertrag regelt die Rechte sowie die 
Laufbahnen und Vergütungen für die Beschäftig-
ten der Privatschulen Fieldgen in Luxemburg-Stadt, 
Sainte-Anne in Ettelbrück und Marie-Consolatrice in 
Esch/Alzette. 

Die Vereinbarung, die bis zum 28. Februar 2023 

gültig ist, sieht insbesondere die folgenden Verbesse-
rungen vor:

• eine 3%ige lineare Erhöhung der Lohntabelle 
zur Aufwertung der Laufbahnen von ungelern-
ten Berufen, DAP, BAC und BAC+2; 

• die Einführung einer zusätzlichen Dienstalters-
stufe;

• eine Erhöhung der Kleiderprämie und der Prä-
mie bei einem Dienstalter von 20 Jahren;

• die Einführung von 2 neuen Artikeln über un-
bezahlten Urlaub und Altersteilzeit. 

KITA „L’Abeille“
44 Arbeitsplätze betroffen
Nach der für Ende August 2020 geplanten 

Einstellung der Tätigkeiten der Kindertagesstätte 
„L’Abeille“ mit 44 Mitarbeitern, die auf der Strecke 
bleiben, prangern der LCGB, als Gewerkschaftsspre-
cher, und der OGBL die sehr bedauerliche Haltung 
der Europäischen Investitionsbank (EIB) im Rahmen 
des Sozialplans an. Die Gewerkschaften haben zu-
sammen mit der Personaldelegation unermüdlich an 
einem Austausch über eine Lösung zur Sicherung 
von Arbeitsplätzen gearbeitet, insbesondere durch 
Anschreiben an die Verantwortlichen bei der EIB, 
an den Vorsitzenden des Verwaltungsrats und den 
Ombudsmann der EIB.

Die Gewerkschaften bedauern, dass die EIB in 
keiner Weise reagiert hat und den Anfragen und 
Briefen nicht nachgekommen ist. Bis zum heutigen 
Tag lehnt die EIB jede Form des Sozialdialogs ab. 
Es nicht nachvollziehbar, warum die EIB während 
ihrer 25-jährigen Tätigkeit noch nie das Engagement 
ihrer Mitarbeiter gewürdigt hat und zudem durch 
ihr Handeln völlige Gleichgültigkeit gegenüber den 
von der Massenentlassung betroffenen Mitarbeitern 
demonstriert, und dies unter den ohnehin schon sehr 
schwierigen wirtschaftlichen Bedingungen.

Die Gewerkschaften LCGB und OGBL bedauern, 
dass die Verhandlungen über den Sozialplan infolge-
dessen sehr angespannt und schwierig bleiben. Die 
Einstellung der so wichtigen Kinderbetreuung der 
Kinder von EIB-Mitarbeitern zu akzeptieren, ist eine 
schwer zu schluckende Pille.  

KITA „L’Abeille“
Unterzeichnung Sozialplan
Aufgrund der für Ende August 2020 geplanten 

Einstellung der Aktivitäten der Kinderkrippe „L’Ab-
eille“ unterzeichneten der LCGB als Gewerkschafts-
sprecher und der OGBL am 24. Juli 2020 einen So-
zialplan für die 44 betroffenen Mitarbeiter.

Nach mehreren Wochen schwieriger Verhandlun-
gen konnten die Gewerkschaften soziale Maßnahmen 

wie den Anpassungsvorruhestand und die Hilfe bei 
Arbeitsplatzsuche durchsetzen.

In den letzten Monaten haben sich die Gewerk-
schaften zusammen mit der Personaldelegation uner-
müdlich durch Gewerkschaftsaktionen und durch die 
Forderung eines Dialogs, insbesondere mit der Euro-
päischen Investitionsbank (EIB), eingesetzt, um eine 
Lösung zur Arbeitsplatzsicherung zu finden. Trotz 
all dieser Bemühungen wird die Kindertagesstätte 
geschlossen, und die Sozialpartner bedauern, dass 
das Engagement der Beschäftigten in den 25 Jahren 
ihrer Tätigkeit nicht angemessen gewürdigt wurde.

Der LCGB und der OGBL verurteilen die Schlie-
ßung der Kinderkrippe und die Umstände, unter de-
nen die Massenentlassung stattfinden wird.

KV SAS - Artikel 9
Monatliche Referenzperioden 

MONAT 2021 PRMM

Januar 160

Februar 160

März 184

April 168

Mai 152

Juni 168

Juli 176

August 176

September 176

Oktober 168

November 168

Dezember 184

TOTAL 2040

FHL & SAS
Sitzung des Fachverbands 
Am 6. Oktober 2020 traf sich der Fachverbands-

vorstand LCGB-Gesundheit, Pflege und Sozialpä-
dagogik in der LCGB Zentrale. Die Gewerkschafts-
sekretärinnen Céline CONTER und Mandy NOESEN 
informierten bei dieser Gelegenheit über den aktuel-
len Stand der Verhandlungen zum Branchenkollek-
tivvertrag SAS und FHL. Es fand auch ein Rundtisch-
gespräch statt, um einen Meinungsaustausch über 
aktuelle Fragen des Sektors zu ermöglichen.



1983

16. September
Das neue LCGB-Logo in Grün 
und Orange wird erstmalig im 
Sozialen Fortschrëtt publiziert

1984
27. Juli

Kandidaten werben im Sozialen 
Fortschrëtt aktiv und mit 

gezielten Forderungen für die 
Sozialwahlen

Wussten Sie schon? 
In seiner Septemberausgabe 1983 
stellt der Soziale Fortschrëtt die 
LCGB-Mannschaft am Zentralsitz 
der Gewerkschaft vor, die neben 
dem Nationalpräsidenten und dem 
Generalsekretär mittlerweile 17 

Mitarbeiter umfasst.

Hospices Civils 
Treffen mit der Direktion 

Nach zahlreichen Beschwerden von Mitarbeitern 
über die derzeitigen Arbeitsbedingungen in den Ho-
spices Civils de la Ville de Luxembourg, hatte die 
Personaldelegation eine Dringlichkeitssitzung mit der 
Direktion beantragt, die am 8. Oktober 2020 statt-
fand. 

Die Delegation hob hierbei die Hauptanliegen und  
Probleme der Mitarbeiter hervor, nämlich die Abwe-
senheiten, der Urlaub während der COVID-19-Krise, 
die Planung des Urlaubs für das Jahr 2021 sowie 
die Arbeitsorganisation der Teams und der Arbeits-
zeiten.

Abwesenheiten & Urlaub
Die Direktion bestand darauf, dass jeder Mitarbei-

ter nach den 3 mühsamen Monaten des Lockdowns 
in der Lage sein sollte, sich angemessen auszuruhen, 
um einerseits eine Anhäufung von Urlaubstagen bis 
zum Jahresende zu vermeiden, aber vor allem, um 
Krankheiten aufgrund von Erschöpfung zu vermei-
den. Um langfristigen Abwesenheiten entgegenzu-
wirken, wurde zusätzliches Personal eingestellt. Was 
kurzfristige Abwesenheiten anbelangt, die den rei-
bungslosen Ablauf der Dienste stören, bot die Direk-
tion an, die betroffenen Mitarbeiter zusammen mit 
der Personaldelegation zu kontaktieren, um einen 
Meinungsaustausch über die Gründe für diese wie-
derkehrenden Abwesenheiten zu ermöglichen.

Planung des Urlaubs für 2021
Die Direktion wird die Planungsanträge mit dem 

Lohnzettel für November verschicken, und im Janu-
ar 2021 finden Planungsgespräche mit den Teams 
statt. Aus organisatorischen Gründen kann die Ge-
schäftsleitung die in der Urlaubsplanung für 2021 
vorgesehenen Urlaubstage aktuell noch nicht defini-
tiv gewähren. 

Arbeitsorganisation der Teams und der Arbeitszeiten
Die maximale 10-Nächte-Regelung wird beibehal-

ten, und die Unternehmensleitung hat wiederholt, dass 
diese Grenze für Vollzeitbeschäftigte gilt, während die 
Nächte von Teilzeitbeschäftigten anteilig nach der Ar-
beitszeit berechnet werden. Für die Organisation von 
PTI‘s sind die Desiratas so weit wie möglich und unter 
Beachtung einer gleichmäßigen Verteilung unter den 
Mitgliedern eines Teams zu gewähren. Schichtwechsel 
zwischen Kollegen sind weiterhin möglich und müssen 
dem RUV oder dem Krankenpfleger gemeldet werden. 
Es wurde auch vereinbart, dass die Personaldelegation 
eine Liste mit allen internen Absprachen der Mitarbei-
ter (verantwortlich dafür oder nicht) bezüglich des 
Jahresurlaubs, der PTI’s und der Ruhezeiten erstellt. 
Anschließend wird die Delegation die Anwendung und 
Umsetzung dieser mit der Direktion diskutieren.

Um die Arbeitsbedingungen zu verbessern, teilte 
die Direktion schließlich mit, dass sie dabei ist, die 
Aufgaben der verschiedenen Funktionen im Detail zu 
analysieren und ein Kodierungssystem mit Laptop zu 
entwickeln, um medizinische Untersuchungen zu er-
leichtern. Die Personaldelegation wird an der Durch-
führung dieses Projekts beteiligt sein und die prakti-
sche Umsetzung mit den neuen Arbeitsmethoden zur 
Optimierung der Arbeitsbedingungen der Mitarbeiter 
überwachen. Sobald die Vorbereitungen abgeschlos-
sen sind, werden Schulungen für alle Arbeitnehmer 
organisiert.

Gesundheit und Pflege 
12-Stunden-Arbeitstag

Während der Krise konnten systemrelevante 
Unternehmen eine vorübergehende Verlängerung 
der täglichen Arbeitszeit auf 12 Stunden (60 Stun-
den pro Woche) beantragen. Die Regierung hat 
nun die Wiedereinführung dieser bis zum 31. De-
zember 2020 befristeten Ausnahmeregelung für 
Beschäftigte im Gesundheitssektor beschlossen, 
d.h. in Krankenhäusern, Labors für medizinische 
Analysen, im Hilfs- und Pflegesektor und in Be-
treuungsstrukturen für Minderjährige.

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass beim Arbeits-
minister begründete Anträge eingereicht werden 
müssen, um eine Genehmigung zur Verlängerung 
der Arbeitszeit zu erhalten. Der LCGB kritisiert je-
doch, dass die Arbeitgeber in ihrem Antrag weder 
über die Auswirkungen der Maßnahme informie-
ren noch Ausgleichsmaßnahmen für die betroffe-
nen Arbeitnehmer angeben müssen.

In diesem Zusammenhang betont der LCGB 
noch einmal, dass eine Abweichung von der ge-
setzlichen Arbeitszeit eine absolute Ausnahme 
bleiben muss. Die Beschäftigten im Gesundheits-
sektor sind aufgrund der Pandemie seit Mitte 
März überlastet und somit umso anfälliger für 
Fehler und Krankheiten. 

Um eine völlige Überlastung des für eine rei-
bungslose Gesundheitsversorgung so wichtigen 
Personals zu vermeiden, fordert der LCGB eine 
Entlastung der Mitarbeiter, insbesondere durch die 
Reduzierung des Verwaltungsaufwands und durch 
zusätzliches Personal, um die erforderlichen Ru-
hezeiten zu gewährleisten. 

Die CNS bietet bereits Lösungen an, um das 
Personal entsprechend den Erfordernissen für 
einen reibungslosen Betrieb der Einrichtungen 
anzupassen. Der LCGB fordert, die Arbeitszeit-
verlängerung auf das unbedingt Notwendige zu 
beschränken und die betroffenen Arbeitnehmer 
angemessen zu entschädigen.

Sonntagsarbeit
Die Vergütung

Ein Arbeitnehmer, der Sonntags arbeitet hat Anrecht auf: 
• seinen normalen Stundenlohn und
• einen Zuschlag um 70% für jede Arbeitsstund,

oder
• eine Ausgleichsruhezeit und
• einen Zuschlag um 70% für jede Arbeitsstunde.

Vergütung und Lohnzuschlag für Sonntagsarbeit:

Ausgleichsruhezeit und Lohnzuschlag für Sonntags-
arbeit:

Der Lohnzuschlag ist steuerfrei.
Die Dauer der Ausgleichsruhezeit beträgt:
• einen vollen Tag, bei > 4 Stunden Sonntags-
arbeit;

• einen halben Tag, bei < 4 Stunden Sonntags-
arbeit.

Vergütung der tatsächlich gearbeiteten 
Stunden

100%

+ Zuschlag von 70% der am Sonntag
gearbeiteten Stunden

70%

TOTAL: 170%    

1 Ruhetag als Ausgleich 1 Tag

+ Zuschlag von 70% der am Sonntag
gearbeiteten Stunden

70%

TOTAL: 1 Tag + 70%

Arbeitsunfähigkeit
Was tun im Krankheitsfall?
Um sich vor einer Kündigung zu schützen, muss 

der aufgrund einer Krankheit oder eines Unfalls ar-
beitsunfähige Arbeitnehmer:

• Am Tag der Verhinderung den Arbeitgeber da-
rüber persönlich oder über einen Mittelsmann 
mündlich oder schriftlich in Kenntnis setzen;

• spätestens am 3. Tag seiner Abwesenheit dem 
Arbeitgeber ein ärztliches Attest vorlegen, in 
dem seine Arbeitsunfähigkeit ab dem 1. Tag der 
Arbeitsunfähigkeit und die voraussichtliche Dau-
er seiner Arbeitsunfähigkeit bestätigt werden.

Der 3. Tag läuft um Mitternacht ab. Daher kann 
der Arbeitnehmer sein Arbeitsunfähigkeitsattest auch 
nach Büroschluss per Fax oder E-Mail übermitteln. 
Wenn der 3. Tag ein Sonntag oder Feiertag ist, wird 
die Frist bis zum nächsten Werktag verlängert.

Lohnfortzahlung
Grundsätzlich hat der arbeitsunfähige Arbeitneh-

mer Anspruch auf die integrale Aufrechterhaltung 
seines Lohns sowie auf sämtliche im Arbeitsvertrag 
vorgesehene Vorteile bis zum Ende des Kalendermo-
nats in dem der 77. Tag der Arbeitsunfähigkeit liegt 
und dies während einer Referenzperiode von 18 auf-
einander folgenden Monaten. Ab Ende der Lohnfort-
zahlungsperiode hat der Arbeitnehmer Anrecht auf 
Krankengeld seitens der Gesundheitskasse (CNS). Der 
Anspruch auf Krankengeld ist grundsätzlich auf ma-
ximal 78 Wochen innerhalb eines Referenzzeitraums 
von 104 Wochen begrenzt.



1986
26. Mai 

Der Start des LCGB 
Videotext-Programms - mit 
Gewerkschaftsinformationen 
bequem auf dem heimischen 

Fernseher – und der Aufbruch 
ins digitale Zeitalter wird von 
einer neuen Aufmachung des 
Gewerkschaftsorgans begleitet

1988
12. Februar 

Mit dem neuen Jahr publiziert 
der Soziale Fortschrëtt 

konsequent auch Portraitfotos 
bei allen Mitarbeiterbeiträgen

Wussten Sie schon? 
Anfang der 90er Jahre rücken neben 
arbeits- und sozialpolitischen Themen 

auch die Themen Digitalisierung, 
Umwelt und Rassismus in den Fokus 

des LCGB.

Saint-Paul-Gruppe
Protestkundgebung 

Anlässlich einer Protestkundgebung am 8. Ok-
tober 2020 prangerte der LCGB die inakzeptable 
Haltung der Unternehmensleitung der Saint-Paul 
Gruppe während der gesamten Verhandlungsdauer 
für einen Sozialplan an.

Seit der Ankündigung des Sozialplans für 80 
Mitarbeiter der Saint-Paul Gruppe am 17. Septem-
ber 2020, hat der LCGB die Existenzsicherung des 
Personals in den Mittelpunkt gestellt, indem er alle 
rechtlichen Mittel zur Unterstützung der betrof-
fenen Mitarbeiter einsetzt, die Auswirkungen des 
Stellenabbaus deutlich zu reduzieren versucht und 
akzeptable soziale und finanzielle Unterstützungs-
maßnahmen aushandelt.

Der LCGB musste jedoch feststellen, dass die 
Unternehmensleitung nie gewillt war, Alternativen 
zu den Massenentlassungen zu berücksichtigen oder 
gar die legalen Klauseln des Tarifvertrags einzu-
halten.

Groupe Saint-Paul
Fortsetzung Verhandlungen
Nachdem die Verhandlungen über einen So-

zialplan für 80 Beschäftigte der Saint-Paul-Gruppe 
am 6. Oktober 2020 als gescheitert erklärt wurden, 
trafen sich die Sozialpartner am 13. Oktober 2020 
zum ersten Mal vor der Nationalen Schlichtungsamt 
(ONC).

Der LCGB bestand auf der Einhaltung der im 
Kollektivvertrag, der noch bis zum 31. Dezember 
2021 in Kraft bleibt, verankerten Beschäftigungsga-
rantie. Der LCGB unterstrich jedoch erneut seine Be-
reitschaft, diese im Rahmen des Sozialplans in eine 
Existenzgarantie für alle betroffenen Arbeitnehmer 
umzuwandeln. Für den LCGB ist es unerlässlich, 
Instrumente zu entwickeln, die verhindern, dass 
Arbeitnehmer am Ende des Sozialplans arbeitslos 
werden.

Die Direktion ihrerseits begründete den So-
zialplan weiterhin mit dem strukturellen Rückgang 
der Werbeanzeigen und den Auswirkungen der Ge-
sundheitskrise auf den Mediensektor allgemein.

Nach Anhörung beider Parteien forderte der 
Schlichter die Sozialpartner auf, die außergesetzliche 
Abfindung auf Basis der Bedingungen des So-
zialplans von 2013 auszuhandeln (außergesetzliche 

Die Personaldelegierten von SPL und Regie.lu 
trafen sich am 1. Juli 2020 mit dem LCGB-Gene-
ralsekretär Francis LOMEL und der Gewerkschafts-
sekretärin Céline CONTER zu einem Meinungsaus-
tausch über die aktuelle Situation des Unternehmens 
und die gegenwärtigen und künftigen Folgen der 
Übernahme durch Mediahuis. Die sehr spät erfolgte 
diesbezügliche Kommunikation der Unternehmens-
leitung lässt viele Fragen unbeantwortet und eini-
ge Zukunftsentscheidungen scheinen besorgniserre-
gend. Sobald dem LCGB und den Delegationen mehr 
Informationen vorliegen, werden die Mitarbeiter im 
Detail informiert.

SPL/Regie.lu 
Arbeitssitzung

Druckereien & Medien

Saint-Paul-Gruppe
Ankündigung Sozialplan

Am 17. September 2020 wurden der LCGB und 
die Personaldelegationen der Imprimerie Saint-Paul 
und von Regie.lu über die Absicht der Saint-Paul-
Gruppe informiert, einen Sozialplan für etwa 80 
ihrer 330 Mitarbeiter aufzustellen. 

Im aktuellen Kontext der Gesundheitskrise sind 
die Märkte für traditionelle Druckerzeugnisse und 
nicht-digitale Publikationen noch schwieriger gewor-
den, so dass sich bei der Saint-Paul-Gruppe nun ein 
deutlicher Personalüberhang abzeichnet. 

Die Verhandlungen werden voraussichtlich am 
kommenden Montag, den 21. September 2020, be-
ginnen und über einen Zeitraum von maximal 15 
Tage gehen. Danach müssen sich die Parteien auf 
die Elemente des Sozialplans geeinigt haben. Der 
LCGB verpflichtet sich, alle rechtlichen Mittel zur 
Unterstützung der betroffenen Mitarbeiter heran-
zuziehen und die Auswirkungen des Stellenabbaus 
stark zu reduzieren sowie soziale und finanzielle 
Unterstützungsmaßnahmen auszuhandeln.

Zur Erinnerung: Seit April ist die Saint-Paul-
Gruppe Teil von Mediahuis, einem belgischen Me-
dienunternehmen, das in Belgien, den Niederlanden 
und Irland tätig ist.

Saint-Paul-Gruppe
Unterredung Arbeitsminister

Da die Verhandlungen über den Sozialplan 
der Saint-Paul-Gruppe sich in eine Sackgasse be-
finden, traf eine Delegation des LCGB am 5. Ok-
tober 2020 mit dem Arbeitsminister Dan KERSCH 
zusammen, um alle möglichen Maßnahmen zur 
Sicherung der Existenzen der betroffenen Arbeit-
nehmer zu analysieren und zu diskutieren.

Obwohl dieses Gespräch, auf Initiative des 
LCGB mit allen betroffenen Parteien hätte statt-
finden sollen, hielt es die Unternehmensleitung 
nicht einmal für nötig, an einem solchen Aus-
tausch teilzunehmen, was die respektlose und 
verachtungsvolle Haltung der Direktion gegen-
über dem Personal weiter unterstreicht.

Da zu diesem Zeitpunkt keine Einigung zwi-
schen den Parteien über die Bedingungen für das 
freiwillige Ausscheiden, die außergesetzliche Ab-
findung und die Ausbildungszulage bestand, war 
das Treffen mit dem Minister für den LCGB un-
erlässlich, um die Verhandlungen über den So-
zialplan voranzubringen. 

Für den LCGB ist es von größter Bedeutung, 
dass am Ende des Sozialplans kein Arbeitnehmer 
arbeitslos wird. Der LCGB begrüßt daher die Tat-
sache, dass das Treffen mit dem Arbeitsminister 
konstruktiv und positiv verlaufen ist, und der 
Minister vorgeschlagen hat, die Frist für die Ver-
handlungen zu verlängern, um eine Lösung im 
Interesse aller Arbeitnehmer zu finden. 

Darüber hinaus betonte der Minister seine 
Bereitschaft, von einem Plan zur Erhaltung der 
Arbeitsplätze Gebrauch zu machen, und wird sich 
zu diesem Zweck mit der Direktion von Saint-
Paul in Verbindung setzen.

Trotz all dieser Initiativen und der notwen-
digen Unterstützung seitens des Arbeitsministers 
bedauert der LCGB nachdrücklich die Tatsache, 
dass die Direktion von Saint-Paul weiterhin seine 
verächtliche Haltung gegenüber den Beschäftig-
ten beibehält. 

Die Erklärung des Scheiterns der Verhand-
lungen am gleichen Abend seitens der Unterneh-
mensleitung ist stellvertretend für die Verweige-
rung jeder Bereitschaft zur Arbeitsplatzerhaltung 
oder Existenzabsicherung der betroffenen Mit-
arbeiter.



liert und ersetzt.
Jede vom Versicherten vorgenommene Ände-

rung der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung wird 
von der CNS als Fälschungsversuch angesehen und 
führt dazu, dass die Bescheinigung mit schriftli-
cher Benachrichtigung des Arbeitgebers für ungül-
tig erklärt wird.

Die Folgen der Nichtigkeit des Attests sind für 
den Versicherten gravierend:

• der Versicherte erhält für die Dauer der 
Krankheit weder Krankengeld von der CNS 
noch eine Lohnfortzahlung durch den Arbeit-
geber;

• die CNS kann dem Versicherten eine Geld-
strafe auferlegen oder eine Beschwerde ge-
gen diesen einreichen;

• der Arbeitgeber kann den Arbeitnehmer 
wegen schweren Fehlverhaltens entlassen, 
wenn dieser mehr als 3 Tage ohne gültige 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung krankge-
meldet ist.
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Der Soziale Fortschrëtt macht 
auf den Gewerkschaftskampf 

gegen die Reform der 
Krankenkassen und für die 

Gesundheit der Arbeitnehmer in 
Luxemburg aufmerksam

Entschädigung, Entschädigung in Verbindung mit 
der familiären Situation, Entschädigung für „Outpla-
cement“, freiwilliges Ausscheiden).

Trotz einer anfänglichen Zusage der Direktion, 
widerruf diese sie am nächsten Tag und weigerte 
sich einen Vorschlag bezüglich der extralegalen 
Bedingungen zu machen. Die Direktion deklarierte 
lediglich das Ende jeglicher Transparenz in dieser 
Angelegenheit.

Anlässlich des Treffens mit der Direktion am  
16. Oktober 2020 machte der LCGB einen neuen 
extralegalen Vorschlag. Der LCGB bedauert jedoch, 
dass der Gegenvorschlag der Direktion weiterhin 
unter den Bedingungen des Sozialplans 2013 liegt.

Groupe Saint-Paul
Scheitern Schlichtungsverfahren

Entlassungen können angefochten werden
Nachdem am 6. Oktober 2020 Uneinigkeit 

bei den Verhandlungen über einen Sozialplan für 
die Saint-Paul Gruppe festgestellt wurde, fanden 
3 Treffen der Sozialpartner beim Nationalen Schlich-
tungsamt (ONC) und zahlreiche Vermittlungstref-
fen statt. Die Unternehmensleitung hält weiterhin 
an ihrer Position fest und zeigt keine Bereitschaft, 
über entsprechend dem langjährigen Engagement 
der 74 betroffenen Arbeitnehmern angemessene 
außergesetzliche Maßnahmen zu verhandeln. Da-
rüber hinaus ist sie nicht bereit, Arbeitslosigkeit 
zu verhindern, indem sie über eine Existenzgaran-
tie verhandelt, entsprechend dem Grundsatz der 
Beschäftigungsgarantie von Artikel 38. Der LCGB 
nimmt mit Bedauern zur Kenntnis, dass der Arbeit-

geber am 27. Oktober 2020 das Scheitern der Ver-
handlungen und folglich auch das Scheitern zur 
Erstellung eines Sozialplans veranlasst hat, obwohl 
das Schlichtungsamt für den 28. Oktober 2020 
noch eine letzte Sitzung einberufen hatte.

Das Scheitern bedeutet, dass der Arbeitgeber 
im gesetzlichen Rahmen individuelle Entlassungen 
vornehmen kann. Da solche Entlassungen jedoch 
einen schwerwiegenden Verstoß gegen Artikel 38 
des bis zum 31. Dezember 2021 geltenden Kollek-
tivvertrags darstellen, kann jeder entlassene Ar-
beitnehmer Berufung beim Arbeitsgericht einlegen. 
Der LCGB setzt sich für die entlassenen Mitarbeiter 
ein, indem er ihnen den zur Durchsetzung ihrer 
Rechte erforderlichen Rechtsbeistand gewährt.

In der Tat hatte der Schlichter die Sozialpartner 
aufgefordert, außergesetzliche Maßnahmen auf Ba-
sis des Sozialplans 2013 zu verhandeln. Der LCGB 

unterbreitete mehrere Vorschläge, die den Inhalt 
des früheren Sozialplans berücksichtigten, wobei 
bei einem freiwilligen Ausscheiden die gleichen Be-
dingungen gelten wie für entlassene Arbeitnehmer, 
mit einer Abfindung entsprechend der familiären 
Situation und Vergabekriterien für eine außerge-
setzliche Abfindung. Die Beträge der Abfindungen 
wurden gemäß dem Kollektivvertrag, Artikel 38, 
der sich mit der Beschäftigungsgarantie befasst, 
bewertet und angepasst.

Die Position des Arbeitgebers (Ablehnung des 
freiwilligen Ausscheidens, Kürzung der außerge-
setzlichen Abfindung) während den Verhandlungen 
war für den LCGB nicht tragbar, da diese weit 
unter den Bedingungen von 2013 lag. Die Ver-
handlungen haben gezeigt, dass die Unternehmens-
leitung offensichtlich weder Interesse an ihren 
Mitarbeitern, noch Sinn für das luxemburgische 
Sozialmodell hat. Das einzige Ziel scheint, billig 
davon zu kommen!

Empfehlungen
Für Saint-Paul Mitarbeiter
Der LCGB bietet entlassenen Arbeitnehmern 

Rechtsbeistand bei der Geltendmachung Ihrer 
Rechte und gibt folgende Empfehlungen:

• Der LCGB betont, dass Entlassungen nur auf 
Basis von tatsächlichen und triftigen Grün-
den, die mit der wirtschaftlichen Situation 
und der Gesundheitskrise in Zusammenhang 
stehen, erfolgen dürfen.

• Der LCGB empfiehlt, keine Vereinbarungen 
zu unterzeichnen und keine Ausgleichs-
zahlungen zu akzeptieren, da die Beschäf-
tigungsgarantie der Höhe von 14 Monats-
gehältern (November 2020 bis Dezember 
2021) entspricht und dies bei einer mög-
lichen Einigung berücksichtigt werden muss.

• Der LCGB erinnert daran, dass jeder Arbeit-
nehmer das Recht hat, beim Arbeitsgericht 
Berufung gegen eine Entlassung einzulegen. 
Der LCGB wird den betroffenen Mitarbeitern 
(die Mitglieder beim LCGB sind) bei allen 
administrativen und rechtlichen Schritten 
begleiten. Der LCGB übernimmt alle Kosten 
im Zusammenhang mit dem Berufungsver-
fahren.

Kündigung & Fristen
Wichtige Punkte

Wenn Sie vor dem 15. eines Monats kündi-
gen, beginnt die Kündigungsfrist am 15. Wenn Sie 
nach dem 15. eines Monats kündigen, beginnt die 
Kündigungsfrist erst am 1. des Folgemonats.

Die Kündigungsfrist hängt von Ihrer Betriebs-
zugehörigkeit ab:

Die Kündigungsfrist kann nicht ausgesetzt oder 
unterbrechen werden. Das Enddatum der Kündi-
gungsfrist kann somit auch nicht aufgrund von 
Krankheit oder Unfall verschoben werden. Diese 
Regel gilt auch, wenn der Arbeitnehmer während 
der Kündigungsfrist Urlaub nimmt.

Achtung: Der Arbeitnehmer, der ohne Einhal-
tung der Kündigungsfrist seinen Arbeitsvertrag 
gekündigt hat, muss dem Arbeitgeber eine Aus-
gleichsentschädigung zahlen, die dem Gehalt ent-
spricht, das für den nicht eingehaltenen Teil der 
Kündigungsfrist geschuldet wird.

Der Kündigung muss immer schriftlich mit 
Empfangsbestätigung erfolgen. Der Arbeitgeber 
kann Sie bis zum Ende der Kündigungsfrist frei-
stellen. Sie erhalten dann weiterhin Ihr volles Ge-
halt.

Wenn Sie während der Kündigungsfrist eine 
neue Tätigkeit aufnehmen, zahlt der ehemalige 
Arbeitgeber nur die Differenz zwischen dem alten 
und dem neuen Gehalt.

Sie können auch selbst eine Freistellung bean-
tragen. Wenn der Arbeitgeber dies akzeptiert, gilt 
Ihre Kündigung als einvernehmliche Vertragsauf-
lösung. Sie haben dann keinen Anspruch mehr auf 
Gehalt oder Arbeitslosengeld.

Betriebs-
zugehörigkeit Kündigungsfrist

< 5 Jahre 1 Monat

5 – 10 Jahre 2 Monate

≥ 10 Jahre 3 Monate

Arbeitsunfähigkeit
Änderungen nur vom Arzt
Der LCGB erinnert daran, dass Zusätze, Eintra-

gungen, Streichungen oder Änderungen von Daten 
auf der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (z.B. Än-
derung des Krankheitszeitraums) durch eine ande-
re Person als den Arzt verboten sind.

Wenn eine Änderung der Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigung notwendig ist, muss der Arzt:

• diese Änderung mit seinem Stempel gegen-
zeichnen, oder;

• eine neue Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
ausstellen, die das fehlerhafte Attest annul-
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Telearbeit 
Stellungnahme des WSR

Die im WSR (Wirtschafts- und Sozialrat) vertretenen 
Sozialpartner erachten das aktuelle, durch eine großher-
zogliche Verordnung als allgemeinverbindlich geltende 
Abkommen über Telearbeit von 2016 als geeignetes Ins-
trument zur Regelung der Telearbeit. Der WSR schlägt 
daher vor, dieses zu überarbeiten, weniger schwerfällig 
zu gestalten und den aktuellen Rahmenbedingungen und 
Herausforderungen der Digitalisierung anzupassen. Die-
ser Artikel fasst die wichtigsten vom WSR einstimmig 
vorgeschlagenen Änderungen zusammen.

1. Präzisere Definition der Telearbeit
Telearbeit ist eine Form der Arbeitsorganisation, bei 

der in der Regel Informations- und Kommunikations-
technologien (IKT) eingesetzt werden, um die Arbeit 
außerhalb der Räumlichkeiten des Arbeitgebers zu ver-
richten. Die Nutzung von Informations- und Kommuni-
kationstechnologien ist Teil der üblichen Praxis der Tele-
arbeit, aber keine absolute Voraussetzung. Nicht in den 
Geltungsbereich der Vereinbarung über Telearbeit fallen:

• ins Ausland entsandte Mitarbeiter;
• der Transportsektor im weitesten Sinne (Verwal-
tung ausgeschlossen);

• Handelsvertreter;
• Co-Working Spaces, wenn die Arbeit in einem Sa-
tellitenbüro des Unternehmens verrichtet wird;

• Smart-Working, im Sinne von gelegentlichen Ein-
sätzen per Smartphone oder Laptop außerhalb 
des üblichen Arbeits- oder Telearbeitsplatzes;

• alle Leistungen, die außerhalb des Unternehmens 
beim Kunden erbracht werden.

2. 2 Formen der Telearbeit
Gelegentliche Telearbeit:
• zur Bewältigung unvorhergesehener Ereignisse; 
• wenn die Telearbeit durchschnittlich weniger als 
10% der normalen Jahresarbeitszeit des Arbeit-
nehmers ausmacht.

Regelmäßige Telearbeit:
• jede Telearbeitssituation, bei der es sich nicht um 
gelegentliche Telearbeit handelt.

Es gibt keine Obergrenze, so dass 100% Telearbeit 
theoretisch möglich ist.

3. Telearbeit nur auf freiwilliger Basis
Das Prinzip der doppelten Freiwilligkeit wird durch 

eine bilaterale Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer festgehalten. Diese Vereinbarung gilt so-
wohl für den Wechsel zur Telearbeit als auch für die 
Rückkehr zur klassischen Arbeitsweise. Die Weigerung 
eines Arbeitnehmers, auf Anweisung seines Arbeitge-
bers Telearbeit zu leisten, ist daher kein Kündigungs-
grund, und der Arbeitgeber kann Telearbeit nicht durch 
eine Änderung des Arbeitsvertrags zu erzwingen.

4. Schriftlicher Nachweis notwendig
Die freiwillige Vereinbarung zwischen den Parteien 

bedarf eines schriftlichen Nachweises. Die Schriftform 
des Nachweises ist weniger formell geregelt. Sie erfolgt 
bei regelmäßiger Telearbeit entweder auf kollektivver-
traglicher Ebene oder im Arbeitsvertrag bzw. bei gele-

Telearbeit
gentlicher Telearbeit durch eine schriftliche Bestätigung 
(E-Mail, SMS usw.).

Bei regelmäßiger Telearbeit müssen die folgenden 
Elemente schriftlich festgelegt werden:

• Telearbeitsort oder Modalitäten zur Bestimmung 
dieses Ortes;

• Stunden oder Tage, während derer der Arbeit-
nehmer Telearbeit leistet und für den Arbeitgeber 
erreichbar sein muss, oder die Modalitäten zur 
Festlegung dieser Zeiträume;

• die Bedingungen, unter denen der Arbeitnehmer 
von der Telearbeit zurücktreten kann;

• Regelungen für eventuelle Kompensationen von 
Sachleistungen, die nicht an die Anwesenheit im 
Unternehmen gebunden sind;

• Pauschalbetrag für die Kommunikationskosten 
am Telearbeitsplatz.

Individuelle Vereinbarungen sind im Falle von kol-
lektiven Verträgen (d.h. Tarifverträge, Betriebsverein-
barungen oder Vereinbarungen mit der Delegation) nicht 
unbedingt erforderlich. Auf individueller Ebene bedarf 
es dann keiner Änderung des Arbeitsvertrags.

5. Arbeitsorganisation
Die Arbeitszeitorganisation bei Telearbeit folgt den 

im Unternehmen geltenden Regeln. Das Abkommen ent-
hält jedoch zwei spezifische Bestimmungen:

• Überstunden: Unter Berücksichtigung des Aus-
nahmecharakters von Überstunden sind die dies-
bezüglichen Bedingungen zwischen den Parteien 
zu vereinbaren, müssen aber so weit wie möglich 
an die internen Verfahren angeglichen werden;

• Recht auf digitales Abschalten: Besteht ein sol-
ches Recht auf Branchen- oder Unternehmens-
ebene, gilt dies auch für Telearbeitnehmer.

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, Maßnahmen gegen 
soziale Isolation von Telearbeitnehmern zu ergreifen 
(regelmäßige Treffen mit Mitarbeitern und Zugang zu 
Unternehmensinformationen).

6. Privatsphäre von Arbeitnehmern in Telearbeit
Aus Respekt vor der Privatsphäre des Arbeitneh-

mers gibt es für den Arbeitgeber, den Sicherheitsde-
legierten oder die Gesundheits- und Sicherheitsbehörden 
kein Kontrollbesuchsrecht mehr. Darüber hinaus ent-
hält die Vereinbarung keine spezifischen Bestimmungen 
mehr über die Einrichtung eines Überwachungssystems 
für Telearbeit.

7. Technische Ausrüstung
Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dem Telearbeitneh-

mer die erforderlichen Arbeitsmittel zur Verfügung zu 
stellen. Die genaue Definition dieser Ausrüstung wird 
von Fall zu Fall im Unternehmen mit folgenden Unter-
scheidungen vorgenommen:

• regelmäßige Telearbeit: Pflicht des Arbeitgebers 
die technische Ausrüstung bereitzustellen und die 
direkt mit der Kommunikation ;

• verbundenen Kosten zu übernehmen (möglicher-
weise in Form einer Monatspauschale);

• gelegentliche Telearbeit: Einzelfalllösung (z.B. 
Laptops, die in allen Räumlichkeiten eingesetzt 
werden können), aber keine Verpflichtung auf 
Arbeitgeberseite.

Der Mitarbeiter ist für die ihm anvertrauten Geräte 
verantwortlich und muss bei Ausfall oder Fehlfunktion 
das Unternehmen benachrichtigen. Der Telearbeitnehmer 
hat Anrecht auf angemessene technische Unterstützung.

8. Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz 
Das neue Abkommen behält die Pflichten des Ar-

beitgebers in Bezug auf Gesundheit und Sicherheit am 
Arbeitsplatz bei. Der Arbeitgeber muss den Arbeitneh-
mer in Telearbeit über den Arbeitsschutz im Unterneh-
men informieren und der Arbeitnehmer muss diesen 
korrekt anwenden. Der Arbeitnehmer in Telearbeit hat 
das Recht, einen Kontrollbesuch beim Arbeitsschutz des 
Unternehmens oder beim Sicherheits- und Gesundheits-
delegierten zu beantragen.

Was die Unfallversicherung anbelangt, so ist eine 
Deckung mit den durch die AAA bzw. in der Rechtspre-
chung vorgesehenen Grenzen und Ausschlüssen unver-
zichtbar.

9. Rolle der Personaldelegation 
Die Vereinbarung sieht eine regelmäßige Informa-

tion der Personaldelegation über die Anzahl der Tele-
arbeitnehmer und deren Entwicklung innerhalb des 
Unternehmens vor. Die genauen Modalitäten werden 
unternehmensintern festgelegt.

Spezifische Telearbeitsregelungen entsprechend der 
Situation des Unternehmens oder der Branche können 
festgelegt werden: 

• durch eine kollektive oder untergeordnete Ver-
einbarung;

• unter Beachtung der Zuständigkeiten der Perso-
naldelegation.

Die Einführung und Änderung einer spezifischen 
Regelung kann umgesetzt werden:

• in Unternehmen mit weniger als 150 Beschäftig-
ten: nach Unterrichtung und Anhörung der Per-
sonaldelegation;

• in Unternehmen mit mindestens 150 Beschäftig-
ten: im gegenseitigen Einvernehmen der Direk-
tion mit der Personaldelegation.

10. Datenschutz
Der Datenschutz muss mit der EU-Datenschutz-

Grundverordnung (DSGVO) konform sein. Darüber hi-
naus besteht die Arbeitgeberpflicht, den Telearbeitneh-
mer hinsichtlich Datenschutzfragen zu informieren und 
gegebenenfalls zu schulen. Der Arbeitnehmer ist ver-
pflichtet, die Unternehmenspolitik zu respektieren (z.B. 
Nutzungseinschränkungen bei technischen Geräten).

11. Gleichbehandlung 
Die Vereinbarung hält an dem Grundsatz fest, dass 

Arbeitnehmer in Telearbeit dieselben Rechte und Pflich-
ten gemäß Gesetzgebung und kollektiven Verträgen ha-
ben, wie die im Unternehmen tätigen Mitarbeiter. Dies 
gilt auch für:

• den Zugang zu Aus- und Weiterbildungen (Mög-
lichkeit einer fachgerechten Weiterbildung des 
Telearbeitnehmers auf Anfrage);
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• die Karriereentwicklungsmöglichkeiten;
• die Beurteilungskriterien;
• die kollektiven Rechte (Kommunikation mit den 
Delegierten, Teilnahme und Wahlberechtigung bei 
Sozialwahlen usw.).

Darüber hinaus erhält der Telearbeitnehmer auf die 
gleiche Weise und im gleichen Umfang wie die anderen 
Unternehmensbeschäftigten aktuelle Informationen, die 
der Arbeitgeber oder die Personaldelegation innerhalb 
des Unternehmens verbreitet.

Eine unterschiedliche Behandlung von Telearbeit-
nehmern kann objektiv gerechtfertigt sein, darf jedoch 
den Grundsatz der Nichtdiskriminierung nicht beein-
trächtigen. Ein möglicher Verlust einer Leistung muss 
für den Telearbeitszeitraum kompensiert werden. Dieses 
Kompensationsrecht gilt nicht für Sachleistungen, die 
an die Anwesenheit auf dem Betriebsgelände gebunden 
sind (z.B. Bereitstellung eines Parkplatzes, Zugang zur 
Kantine usw.).

12. Besondere Situation der Grenzgänger in Telearbeit 
Besteuerung
Abgesehen von den Ausnahmen aufgrund der Ge-

sundheitskrise COVID-19 sehen die bilateralen Steuer-
abkommen zwischen Luxemburg und seinen 3 Nachbar-
ländern folgende Schwellenwerte für die Besteuerung 
von Grenzgängern vor:

• Deutschland: maximal 19 Tage/Jahr;
• Belgien: maximal 24 Tage/Jahr;
• Frankreich: maximal 29 Tage/Jahr.

Werden diese Schwellenwerte nicht überschritten, 
ist das Gehalt des Grenzgängers zu 100% in Luxemburg 
steuerpflichtig. Werden die Schwellenwerte überschrit-
ten, ist das Gehalt für die insgesamt außerhalb von 
Luxemburg gearbeiteten Tage generell im Wohnsitzland 
des Arbeitnehmers zu versteuern.

Der LCGB fordert daher die Harmonisierung der drei 
Schwellenwerte, vorzugsweise durch Anpassung dieser 
an die für die Sozialversicherung geltenden Grenzen  
(55 Tage pro Jahr). Der LCGB empfiehlt auch eine Klau-
sel über höhere Gewalt in zukünftige Steuerabkommen.

Sozialversicherung
Die Sozialversicherungszugehörigkeit wird durch 

die EU-Verordnung 883/2004 zur Koordinierung der 
Systeme der sozialen Sicherheit geregelt. Grundsätzlich 
gilt, dass ein Arbeitnehmer nur in einem Staat sozial-
versichert sein kann, nämlich in dem Staat, in dem 
er seine berufliche Tätigkeit ausübt. Grenzgänger in 
Luxemburg sind der luxemburgischen Sozialversiche-
rung angeschlossen, sofern sie nur einen Arbeitgeber 
haben und sie mind. 25% ihrer Arbeitszeit (oder mind.  
25% ihres Gehalts) in Luxemburg arbeiten:

25% = durchschnittlich 1,25 Tage/Woche über 12 
Monate, d.h. weniger als 56 Tage/Jahr

Da die COVID-19 Ausnahmeregelung, wonach im 
Ausland geleistete Arbeitstage nicht berücksichtigt wer-
den, im Gegensatz zu den Steuerabkommen nie ver-
öffentlicht wurde, fordert der LCGB alle bi- oder multi-
lateralen Abkommen über Telearbeit zu veröffentlichen, 
um Rechtssicherheit für Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
zu gewährleisten.

Gemäß Artikel 16 der oben genannten EU-Verord-
nung befürwortet der LCGB die Angleichung der für 
die drei Nachbarländer Luxemburgs geltenden Schwel-
lenwerte für die Sozialversicherung nach oben, um die 
Prüfung und Meldepflichten zu vereinfachen. Tatsäch-
lich kann es in ein und demselben luxemburgischen 
Unternehmen vier verschiedene Regelungen geben, je 
nachdem, ob der Arbeitnehmer in Luxemburg, Frank-
reich, Belgien oder Deutschland ansässig ist.

Europäischer Gewerkschaftsbund 

Europäischer 
Gewerkschaftsbund

Am 9. Juni 2020 traf sich die Exekutive des Euro-
päischen Gewerkschaftsbundes (EGB) per Videokonfe-
renz, eine Premiere in der Geschichte der Organisation.

Nach dieser tiefgreifenden Gesundheitskrise steht 
Europa vor der schlimmsten Wirtschaftskrise seit den 
1930er Jahren. Mehr als 10 Millionen Arbeitnehmer 
wurden entlassen, mehr als 40 Millionen Arbeitnehmer 
befinden sich in Kurzarbeit, und oft haben Arbeitneh-
mer in prekären oder atypischen Arbeitsverhältnissen 
keinen Zugang zu einem Sozialversicherungssystem.

Die Gewerkschaften zogen Bilanz der jüngsten Er-
eignisse in ihren jeweiligen Ländern. In dieser schwieri-
gen Situation versuchten die EGB-Mitglieder so eng wie 
möglich zusammenzuarbeiten und sich über verschie-
dene Themen und bewährte Praktiken auszutauschen. 
Sie brachten ihre Solidarität mit allen Beschäftigten 
zum Ausdruck und betonten, dass die verheerenden 
Auswirkungen von COVID-19 auf das Gesundheitswe-
sen und die öffentlichen Systeme beweisen, dass die 
nach der Finanzkrise 2008 ergriffenen Sparmaßnah-
men ein Fehler waren und es nicht gelungen ist, ein 
geeintes Europa aufzubauen.

Der Neustart Europas muss auf einer nachhalti-
gen und integrativen Vision beruhen und darf nicht 
zum alten Trott zurückkehren. Der EGB und seine 
Mitglieder fordern eine ehrgeizige Strategie zum Auf-
bau eines sozial gerechten Europas mit hochwertigen 
Arbeitsplätzen, einem universellen sozialen Schutz und 
einer Neubewertung der Löhne. Nach einem Jahrzehnt 
der Sparmaßnahmen, die kommerziellen Interessen 
Vorrang einräumten und Ungleichheiten verschärften, 
muss dieser Neustart im Geiste der Gemeinschaft und 
Solidarität erfolgen.

Die EU-Kommission hat ein Konjunkturprogramm 
für Europa vorgelegt, das einige gute Initiativen und 
ein umfassendes Finanzpaket, das SURE-Programm, 
umfasst. Die EU-Mitgliedstaaten müssen nun diese 
Maßnahmen so schnell wie möglich verabschieden, da-
mit die Hilfe die Menschen erreicht, die sie am meis-
ten brauchen: die Arbeitnehmer. Die finanziellen Mittel 
dürfen nicht aufgrund bürokratischer und politischer 
Hindernisse blockiert werden.

Aus diesem Grund fordern die europäischen Ge-
werkschaften den EU-Rat und die nationalen Regie-
rungen auf, das Maßnahmenpaket bei der nächsten 
Ratssitzung am 19. Juni 2020 zu verabschieden. Die 
Länder müssen ihre Differenzen beiseitelegen, Verant-
wortung übernehmen und die Initiativen so schnell wie 
möglich umsetzen. Die Sozialpartner müssen auf allen 
Ebenen an der Umsetzung beteiligt werden.

Die EGB-Mitgliedsgewerkschaften begrüßen insbe-
sondere das überarbeitete Arbeitsprogramm der EU-
Kommission, das nicht nur menschenwürdige Löhne 
in Europa gewährleistet, sondern auch eine Richtlinie 
über Lohn-Transparenz zwischen den Geschlechtern 
enthält. Das stärkste Instrument, um Konvergenz in 
Europa zu erreichen, sind jedoch nach wie vor Tarif-

verhandlungen. Um den sozialen Aspekt wieder in den 
Mittelpunkt der europäischen und nationalen Initiati-
ven zu rücken, fordern die Gewerkschaften die Stär-
kung ihrer Rechte.

Europäischer Neustart
42 Millionen Arbeitsplätze

Mehr als 42 Millionen Arbeitsplätze stehen bei den 
Gesprächen des EU-Rates über das EU-Konjunkturpro-
gramm auf dem Spiel. 42 Millionen ist die Zahl der 
während der Coronavirus-Krise zeitweise arbeitslos ge-
wordenen Arbeitnehmer, so eine Studie des Europäi-
schen Gewerkschaftsinstituts (European Trade Union 
Institute - ETUI).

Der Europäische Gewerkschaftsbund (EGB) erklär-
te, dass es in der Verantwortung der politischen Füh-
rer liegt, so viele Arbeitsplätze wie möglich zu retten, 
indem sie das von der EU-Kommission vorgeschlagene 
Konjunkturprogramm in Höhe von 750 Milliarden Euro 
annehmen. Diese Erklärung erfolgte nach einem An-
stieg von 400.000 neuen Arbeitslosen in nur einem 
Monat, wobei der Norden und Westen Europas beson-
ders (Schweden +0,7%, Niederlande +0,5%), aber auch 
der Osten und der Süden betroffen sind. Neben der Ret-
tung von Arbeitsplätzen zeigen die Zahlen der Kommis-
sion, dass zusätzliche Investitionen sicherstellen, dass 
die Reallöhne im nächsten Jahrzehnt auf einem hohen 
Niveau gehalten werden können.

In seinem Appell an die europäischen Staats- und 
Regierungschefs erklärte EGB-Generalsekretär Luca 
VISENTINI: „Dieser Plan hat das Potenzial, das Ver-
trauen in Europa, das viele Bürger verloren haben, 
endgültig wiederherzustellen, indem er das Leben der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in einer Zeit der 
größten Not wirklich verändert. Aber es ist sinnlos, 
diesen Plan zu unterstützen, wenn er nur auf dem 
Papier existiert. Die Unterstützung muss Arbeitnehmer 
und Unternehmen rechtzeitig erreichen, um wirklich 
etwas zu bewirken. Die Arbeitnehmer werden es ihren 
nationalen Regierungen nicht danken, wenn endlose 
Diskussionen diesen Plan verhindern. Es liegt in ihrer 
Verantwortung, das Richtige zu tun und eine weitere 
wirtschaftliche und soziale Krise zu vermeiden, die zu 
einer politischen Krise für die Europäische Union wer-
den könnte. Das Konjunkturprogramm ist der einzige 
Weg, um sicherzustellen, dass Europa fairer, grüner 
und geeinter aus dieser Krise hervorgeht.“
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In den 2000er Jahren hat sich der Soziale 
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Junge Seite - Studienbeihilfen

Studienbeihilfen
Beträge für 2020/2021

Basisstipendium: 1.050 € / Semester
Wird allen Studienberechtigten gewährt.
Mobilitätsstipendium: 1.286 € / Semester
Wird Studierenden gewährt, die für ein Hoch-

schulstudium außerhalb ihres Wohnsitzlandes im-
matrikuliertsind und Mietkosten für eine Unterkunft 
nachweisen können. 

Sozialstipendium

Familienstipendium: 262 € / Semester
Wird gewährt, wenn gleichzeitig ein oder meh-

rere Kinder des Haushalts eine finanzielle Beihilfe 
beziehen. Das Familienstipendium wird im Sommer-
semester ausgezahlt (524 € pro Jahr).

Studentendarlehen: 3.250 € / Semester
Es handelt sich um ein Darlehen mit einem staat-

lich garantierten Zinssatz von 2%. Die Zinsen sind 
jährlich zum 30. Juni und zum 31. Dezember zahl-
bar. Tilgungsbeginn ist spätestens 2 Jahre nach Stu-
dienabschluss. Der maximale Tilgungszeitraum liegt 
bei 10 Jahren.

Immatrikulationsgebühren
Immatrikulationsgebühren bis max. 3.700 € und 

nach Abzug von 100 € (administrativer Aufwand) 
werden erstattet. 50% werden als Stipendium und 
50% als Darlehen gewährt.

Erhöhung bei schwieriger und außergewöhnlicher 
Lage

Studierende, die sich in einer ernsten und außer-
gewöhnlichen Lage befinden, können eine Erhöhung 
von 1.000 € erhalten, in Höhe von 50% auf das Ba-
sisstipendium und 50% auf das Darlehen.

Einkommen Pro Semester

< 1 x SML 1.995 €

1-1,5 x SML 1.681 €

1,5-2 x SML 1.391 €

2-2,5 x SML 1.128 €

2,5-3 x SML 866 €

3-3,5 x SML 603 €

3,5-4,5 x SML 288 €

Ein in Luxemburg Ansässiger muss: 
• luxemburgischer Staatsbürger oder Angehö-
riger eines luxemburgischen Staatsbürgers 
sein oder;

• Bürger eines anderen EU- oder EWR-Mit-
gliedstaates oder der Schweiz sein und:
- als Arbeitnehmer (einschließlich Selbst-

Studienbeihilfen
Voraussetzungen

ständigen und Rentner) oder Angehöriger 
eines Arbeitnehmers in Luxemburg woh-
nen oder;

- ein Daueraufenthaltsrecht besitzen oder;
• in Luxemburg als politischer Flüchtling an-
erkannt sein oder;

• Drittstaatsangehöriger oder staatenlos sein 
und:
- seit mindestens 5 Jahren in Luxemburg 
leben (oder vor dem 1. Antrag das Dauer-
aufenthaltsrecht erworben haben) und;

- im Besitz eines luxemburgischen oder, die-
sem gleichgestellten, Abschlusszeugnisses 
des Sekundarunterrichts sein.

Ein nicht in Luxemburg Ansässiger muss:
• Arbeitnehmer (einschließlich Selbstständige) 
und luxemburgischer Staatsbürger, Staats-
bürger eines EU- oder EWR-Mitgliedstaats 
oder der Schweiz sein und zum Zeitpunkt 
der Beantragung der Studienbeihilfe in Lu-
xemburg angestellt sein oder eine Tätigkeit 
in Luxemburg ausüben, oder;

• in Luxemburg eine Waisenrente beziehen 
und luxemburgischer Staatsbürger, Staats-
bürger eines EU oder EWR-Mitgliedstaats 
oder der Schweiz sein oder;

• Kind eines Arbeitnehmers sein, der luxem-
burgischer Staatsbürger, Staatsbürger ei-
nes EU- oder EWR-Mitgliedstaats oder der 
Schweiz ist, zum Unterhalt des Studierenden 
beiträgt und zum Zeitpunkt der Beantragung 
der Studienbeihilfe in Luxemburg angestellt 
ist oder eine Tätigkeit in Luxemburg ausübt 
und:
- vor der Antragstellung für einen Zeitraum 
von insgesamt mind. 5 Jahren über einen 
Bezugszeitraum von 10 Jahren in Luxem-
burg sozialversichert war oder;

- vor der Antragstellung für einen Zeitraum 
von insgesamt mind. 10 Jahren in Luxem-
burg sozialversichert war oder;

- der Studierende für einen Zeitraum von 

insgesamt mind. 5 Studienjahren einge-
schrieben war:
• an einer öffentlichen oder privaten Ein-
richtung in Luxemburg, die Grundschul-, 
Sekundarunterricht oder eine berufliche 
Erstausbildung anbietet, oder;

• am Deutsch-Luxemburgischen Schengen-
Lyzeum Perl oder;

• in einem von der Universität Luxemburg 
angebotenen Bachelor-, Master- oder Dok-
tor-Studiengang oder für das Fachdiplom 
in Medizin oder;

• in einem anerkannten Studiengang zum 
Erwerb des höheren Fachdiploms (Brevet 
de technicien supérieur - BTS) oder;

• in einem anerkannten Studiengang, der 
von einer ausländischen Hochschule mit 
Sitz in Luxemburg angeboten wird, oder;

- der Studierende sich zum Zeitpunkt der 
Antragstellung für einen Zeitraum von 
insgesamt mind. 5 Jahren rechtmäßig in 
Luxemburg aufgehalten hat.

Vorgehensweise
Was muss ich machen?

Antragstellung
Studierende können ihren Beihilfeantrag auf 

elektronischem Weg über MyGuichet.lu oder in Pa-
pierform stellen.

Für nicht-ansässige Studenten ist die Studienbei-
hilfe eine Substitutionshilfe. Bevor sie ihren Antrag 
in Luxemburg stellen, müssen sie bereits alle er-
forderlichen Schritte in ihrem Wohnsitzland unter-
nommen haben, um dort eine Studienbeihilfe zu be-
kommen.

Die offizielle (positive oder negative) Ant-
wort des Wohnsitzlandes für das laufende Studi-
enjahr muss dem Antrag in Luxemburg beigefügt 
oder nachgereicht werden. Ohne diese Antwort des 
Wohnsitzlandes kann die Studienbeihilfe nicht be-
willigt werden.

Fristen
Die Studienbeihilfe muss jedes Semester neu be-

antragt werden, auch wenn die Hochschuleinschrei-
bung für das ganze Jahr erfolgt ist. Die Fristen 
sind:

• Wintersemester: zwischen 01.08. und 30.11.
• Sommersemester: zwischen 01.01. und 30.04.

Diese Fristen sind zwingend einzuhalten.
Dauer der Bewilligung
Studenten im 1. Studienzyklus (Bachelor) ha-

ben Anspruch auf Studienbeihilfen und Darlehen für 
dieoffizielle Regelstudienzeit des jeweiligen Studien-
gangs plus 2 weitere Semester.

Studenten im 2. Studienzyklus (Master) haben 
Anspruch auf Studienbeihilfen und Darlehen für 
dieoffizielle Regelstudienzeit des jeweiligen Studi-
engangs plus 2 weitere Semester, sofern sie den 
1. Zyklus (Bachelor) innerhalb der Regelstudienzeit 
abgeschlossen haben. Hat der Student jedoch den  
1. Zyklus z.B. um 1 Semester überschritten, so wird 
die Beihilfe nur für ein Extrasemester im 2. Stu-
dienzyklus gewährt.

Studierende, die in einer Forschungsausbildung 
(Doktorat) eingeschrieben sind, können Studienbei-



teil der Ausbildung sind, außer Praktika, die im 
Rahmen der Berufsausbildung und der schulischen 
oder beruflichen Orientierung („Schnuppertage“) ab-
solviert werden, bzw. spezifisch gesetzlich geregel-
te Formationen (z.B. Referendariat), die direkt zur 
Ausübung eines Berufs berechtigen.

Die Praktikumsdauer wird durch das Ausbil-
dungsprogramm der Einrichtung festgelegt.

Bei einer Dauer von weniger als 4 Wochen ist 
eine Vergütung des Praktikums nicht vorgeschrie-
ben. Für eine Dauer von mehr als 4 Wochen beläuft 
sich die Vergütung auf 30% des unqualifizierten 
SML (642,60 €).

Die Bildungseinrichtung kann jedoch eine Prak-
tikumsvergütung ausdrücklich verbieten und die 
Praktikumsanerkennung von der Einhaltung dieses 
Verbots abhängig machen.

Im Falle eines Teilzeit-Praktikums wird die ma-
ximale Dauer des Praktikums in Stunden und die 
Vergütung dementsprechend anteilig berechnet.

Praktikum im Hinblick auf den Erwerb von Berufs-
erfahrung

Diese Praktika im Unternehmen ermöglichen 
den Schülern und Studierenden, sich während ihrer 
Schulzeit oder ihres Studiums auf dem Arbeitsmarkt 
zurechtzufinden und so erste Berufserfahrung zu 
sammeln. Sie sind für Schüler oder Studenten ge-
dacht, die:

• an einer Bildungseinrichtung in Luxemburg 
oder im Ausland angemeldet sind;

• ordnungsgemäß den Unterricht besuchen.
Für diese Praktika kommen auch infrage:
• Personen mit einem luxemburgischen Abitur-
zeugnis oder gleichwertigem Abschluss;

• Personen, die ihren ersten Hochschul- oder 
Universitätszyklus abgeschlossen haben.

Ein solches Praktikum darf während eines Be-
zugszeitraums von 24 Monaten nicht länger als 6 
Monate auf der gleichen Praktikumsstelle dauern 
und muss während der 12 Monate nach dem Ende 
der letzten Schulanmeldung erfolgen.

Bei einer Dauer von weniger als 4 Wochen ist eine 
Vergütung des Praktikums nicht vorgeschrieben.

Für eine Praktikumsdauer zwischen 4 und  
<12 Wochen beträgt die Vergütung 40% des unqua-
lifizierten SML (856,80 €) und zwischen >12 und  
26 Wochen 75% des unqualifizierten SML (1.606,49 €).

Die Vergütung für Praktikanten mit abgeschlos-
senem ersten Hochschul- oder Universitätszyklus 
beträgt für eine Praktikumsdauer zwischen 4 und 
<12 Wochen 40% des qualifizierten SML (1.028,16 €) 
und zwischen >12 und 26 Wochen 75% des qualifi-
zierten SML (1.927,79 €).

Im Falle eines Teilzeit-Praktikums wird die ma-
ximale Dauer des Praktikums in Stunden und die 
Vergütung dementsprechend anteilig berechnet.
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hilfen und Darlehen für max. 8 Semester erhalten.
Studierende, die in einem einstufigen Studien-

gang eingeschrieben sind, können Studienbeihilfen 
und Darlehen für die jeweilige Regelstudienzeit plus 
eine Einheit erhalten.

Gut zu wissen
Möchte ein Student, der alle Studienbeihilfen 

ausgeschöpft hat, seinen nicht abgeschlossenen Stu-
dienzyklus abschließen, kann er die gesamte Beihil-
fe in Form eines Darlehens für max. 2 zusätzliche 
Semester beziehen.

Bedingungen für eine Verlängerung
Der Studierende muss im letzten Jahr des Zy-

klus immatrikuliert sein, den er abschließen will. 
Studierende im 1. Studienzyklus müssen zudem ein 
Nachweis über die Studienfortschritte erbringen, die 
nach dem 2. Studienjahr geprüft wird:

• in den ersten 2 Jahren des Studiengangs, 
in dem er eingeschrieben ist, mindestens  
60 ECTS erworben haben oder;

• spätestens am Ende seines 2. Studienjahres 
mindestens 30 ECTS erworben haben, falls 
der Student spätestens nach dem 1. Studien-
jahr den Studiengang gewechselt hat oder;

• zum 2. Studienjahr eines Zyklus zugelassen 
worden sein, wenn der Studiengang keine 
ECTS vorsieht, sondern durch die Studienzeit 
festgelegt wird.

Ablehnung der Studienbeihilfen
Ist der Studierende in seinem 3. Studienjahr im 

1. Jahr eines Studiengangs eingeschrieben, wird 
ihm die finanzielle Beihilfe nicht bewilligt, unab-
hängig von den erzielten Ergebnissen.

COVID-19
Besonderheiten für 2019/2020

Angesichts der COVID-19-Pandemie wurden spe-
zifische Maßnahmen für Studierende ergriffen, die 
während des Sommersemesters 2019/2020 in einem 
Hochschulstudiengang eingeschrieben waren.

Studierende im 1. Studienzyklus (Bachelor) haben 
Anspruch auf Studienbeihilfen und Darlehen für die 
offizielle Regelstudienzeit des jeweiligen Studiengangs 
plus 3 weitere Einheiten.

Studenten im 2. Studienzyklus (Master) haben 
Anspruch auf Studienbeihilfen und Darlehen für die 
offizielle Regelstudienzeit des jeweiligen Studiengangs 
plus 3 weitere Einheiten, sofern sie den 1. Zyklus 
(Bachelor) innerhalb der Regelstudienzeit abgeschlos-
sen haben.

Hat der Student die Regelstudienzeit des 1. Zyk-
lus um 1 Semester überschritten, so wird die Beihilfe 
für 2 Extraeinheiten im 2. Studienzyklus gewährt. 
Hat der Student den 1. Zyklus um 2 Semester über-
schritten, so wird die Beihilfe für 1 Extraeinheit im  
2. Studienzyklus gewährt.

Studierende, die in einer Forscherausbildung (Dok-
torat) eingeschrieben sind, können Studienbeihilfen 
und Darlehen für maximal 9 Semester beziehen.Stu-
dierende, die für einen einstufigen Studiengang ein-
geschrieben sind, können Studienbeihilfen und Darle-
hen für eine Anzahl von Semestern beziehen, die die 
jeweilige Regelstudienzeit um 3 Einheiten übersteigt.

Möchte ein Student, der alle Studienbeihilfen aus-
geschöpft hat, seinen nicht abgeschlossenen Studien-

zyklus abschließen, kann er die gesamte Beihilfe in 
Form eines Darlehens für max. 1 zusätzliches Semes-
ter beziehen.

Bedingungen für eine Verlängerung aufgrund von CO-
VID-19

Ein Studierender im 1. Studienzyklus, der wäh-
rend des Studienjahres 2019/2020 in einem förderfä-
higen Hochschulstudium eingeschrieben war und den 
Studiengang nach dem Studienjahr 2019/2020 nicht 
gewechselt hat, muss eine der folgenden Vorausset-
zungen erfüllen, um die Studienbeihilfe für ein 4. Stu-
dienjahr zu erhalten:

• in den ersten 3 Studienjahren in demselben Stu-
diengang mindestens 60 ECTS erworben haben;

• spätestens am Ende des 3. Studienjahres min-
destens 30 ECTS erworben haben, sofern der 
Studierende nach der 1. Einschreibung den Stu-
diengang gewechselt hat;

• im 2. Jahr eines Studiengangs eingeschrieben 
sein, der keine ECTS vorsieht, sondern durch 
die Studienzeit festgelegt wird.

Praktika
Praktische Einzelheiten

Allgemeines
Praktika müssen informativ, orientierend und 

berufsbildend sein, und der Schüler/Student darf 
nicht mit Aufgaben betraut werden, die die norma-
le Leistung eines Arbeitnehmers erfordern. Zudem 
dürfen sie weder feste Arbeitsplätze noch einen 
zeitweise abwesenden Arbeitnehmer ersetzen.

Der Unternehmensleiter ist für den Praktikan-
ten verantwortlich. Er muss ein Praktikumsregister 
führen, das für die Personaldelegation sowie die 
Gewerbeaufsicht zugänglich ist.

Jedem Praktikanten wird ein Tutor zugeteilt, 
der die Aufgabe hat, ihn bestmöglich ins Unterneh-
men einzuführen, seine Fortschritte zu verfolgen, 
seine Fragen zu beantworten, ihm mit Rat und Tat 
zur Seite zu stehen und am Ende des Praktikums 
eine Beurteilung zu geben. Bei Praktika mit einer 
Dauer von mindestens 4 Wochen ist eine kritische 
und ausführliche Beurteilung abzugeben.

Die Anzahl der Praktika in einem Unternehmen 
darf nicht höher sein als 10 % des Personalbe-
stands. In Unternehmen mit < 10 Arbeitnehmern ist 
die Höchstzahl auf ein Praktikum festgelegt. Diese 
Beschränkungen gelten nicht zwischen dem 1. Juli 
und dem 30. September einschließlich. Praktika un-
terliegen der allgemeinen Unfallversicherung, sofern 
sie nicht anderweitig abgedeckt sind.

Von einer Bildungseinrichtung in Luxemburg oder 
im Ausland vorgesehenes Praktikum

Praktika, die laut dem Lehrplan der Bildungs-
einrichtung in Luxemburg oder im Ausland Bestand-



Arbeitstreffen & Informationsaktionen

12.06.2020 - ProActif

07.07.2020 - Emile Frisch

17.07.2020 - Baatz Construction

02.07.2020 - Bâtiself

29.06.2020 - Gebäudereinigung, Lycée Ermesinde

22.06.2020 - ONET

17.06.2020 - Bauhaus

16.07.2020 - Handel, Luxemburg-Stadt

22.07.2020 - Felix Giorgetti

03.07.2020 - Luxlait

01.07.2020 - Hoffmanns

27.06.2020 - Cardoso et fils

17.06.2020 - Nettoservice

13.07.2020 - ISS

22.07.2020 - Anne ASBL

02.07.2020 - Nettoservice

30.06.2020 - Lidl

25.06.2020 - Dussmann



24.07.2020 - Karp Kneip

31.07.2020 - Dussmann Service

19.08.2020 - Solucare

07.09.2020 - LCGB-SEA

15.09.2020 - CoLabor

18.09.2020 - Gebäudereinigung, Cactus Belle-Etoile

22.09.2020 - LPEM

28.07.2020 - Nettoservice

13.08.2020 - Handel

19.08.2020 - POST Luxembourg

14.09.2020 - LCGB-SEA

15.09.2020 - POST Luxembourg, Gebäudereinigung

19.09.2020 - Perrard

22.09.2020 - Schenk Transport

28.07.2020 - Wickler

18.08.2020 - Dussmann Catering

04.09.2020 - Versicherungssektor

15.09.2020 - Nettoservice

18.09.2020 - LCGB-SEA

22.09.2020 - Cloos

23.09.2020 - Baatz Matériel



23.09.2020 - Gemeinde Schifflange

25.09.2020 - Gebäudereinigung, Cactus

29.09.2020 - VDL

13.10.2020 - Bofferding

14.10.2020 - Zeeman

23.10.2020 - Cloos

23.09.2020 - Fressnapf

25.09.2020 - Mersch & Schmitz

08.10.2020 - LCGB-SEA

13.10.2020 - LuxTP

20.10.2020 - Gebäudereinigung, Cactus

23.10.2020 - Jousefshaus

24.09.2020 - Gebäudereinigung, Lycée Esch-Lallenge

29.09.2020 - CFL Multimodal

09.10.2020 - Nettoservice

13.10.2020 - Luxlait

23.10.2020 - LCGB-SESF

23.10.2020 - SODEXO

#bleiftgesond  #LCGB  #HautAssMuer
Mehr Neuigkeiten unter www.lcgb.lu


